
Drucksachen Abteilung l 
Nr. 38 

Landtag Rheinland-Pfalz 
(V. Wahlperiode) 

Stenographischer Bericht 
über die 

Ausgegeben am 19. März 1965 

38. Sitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
im Landtagsgebäude zu Mainz 

am 21. Januar 1965 

Tagesordnung: 

Fortsetzung der Tagesordnung \'Om 19. Januar 1965 
Beratung der Einzelpläne in zweiter Lesung 

Einzelplan 05 - Ministerium der Justiz -

Berichterstattung: Haushalts- und Finanzausschuß 

- Drucksachen IIl33Bi352 -

Berichlerstatter: Abg. Vondano 

Seite 

1253 

Drucksache JI/338 mit Mehrheit angenommen 1275 

Einzelplan 05 - Ministerium der Justiz - in zweiter Beratung gegen die 1275 
Stimmen der Fraktion der SPD angenommen 

Einzelplan 07 - Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten - 1275 

Berichterstattung: Haushafts- und Finanzausschuß 

- Drucksachen U /340/354 -

Berichterstatter: Abg. Billen 

Dazu: 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD - Drucksache 11/364 -

Drucksache I I/364 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU und FDP 1290 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD abgeiehnt 

Drucksache II/340 einstimmig angenommen 1290 

Einzelplan 07 - Ministerium der Landwirtschaft, Wr1inbau und Forsten - gegen 1290 
die Stimm1>n der Fraktion der SPD angenommen 

22. Erste, zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung des 1253 
Finanzausgleichsgesetzes 

- Drucksache II/362 -

In erster Beratung erledigt; Überweisung an den Haushaits- und Finanzaus- 1253 
schuß und Hauptausschuß; zweite und dritte Beratung auf die 40. Sitzung 
am 27. Januar 1965 vertagt 



1252 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 
~ ···--~~-------

Am Regiel."ungstisch: 

Minjsterpräsident Dr. h. c. Alt.meier, die Staatsminister Glahn, Schneider, 
Stübinger, Wolters, die Staatssekretäre Duppre, Dr. Eicher, Matthes 

Es fehlten: 

F. n t s c h u 1 d i g t : die Abgeordneten Haehser, Heller, König, Dr. Orth 

Rednerverzeichnis: 

Präsident Van Volxem 

Vizepräsident Rothley 

Vizepräsident Piedmont 

1253, 1256, 1260, 1263, 1264 

1266, 1268, 1275, 1279 

1283, 1288, 1290 

Dr. Haas (SPD) 

Dr. Kohl (CDU) 

Konrad (FDP) 

Munzinger (SPD) 

Schmidt (SPD) . 

Dr. Skopp {SPD) 

Steinhiiuer (CDU) 

Theisen (CDU) . 

Dr. Völker (FDP) 

Jus tizminister Schneider 

Landwh·tschaftsminister Stübinger 

1279 

1264 

1283 
1253, 1268, 1275 

1263 

1266 

1275 

1256 

1260 

1268 

1288 



38. Sitzung, 21. Januar 1965 1253 

38. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 21. Januar 1965 

Die Sitzung wird um 9.41 Uhr durch den Präsidenten 
des Lanotages eröffnet. 

Prlisldent Van Volxem: 

Ich ct'üf!nt! die 38. Sitzung des Landtages Rheinland
P!ulz. Beisitzer sind die Herren Abgeordneten Diel und 
Adamzyk; die Rednerliste führt Herr Abgeordnet er 
Adamzyk. Es fehlen entschuldigt die Herren Abgeord
neten König, Heller und Haehser sowie Herr Minister 
Dr. Orth. 

Ich begrüße a uf der Tribüne als Gäste des Landtags 
~ndarmcrlebeamte des Landratsamts Saarburg, die 
Landwirtschartssl'hule Ingelheim und die Berufsschule 
Diez an. der Lahn. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen vor, die 
Tage!;ordnung um folgenden Punkt 22 zu ergänzen: 

Erste, zweite und dritte Beratung eines Landes
gcseb:es zur Änderung des Finanzausgleichs

gesetzes 
- Drucksache II/362 -

Sie s ind damit einverstanden. Ich schlage Ihnen vor, 
daß wir diese Vorlage dem Hauptausschuß sowie dem 
Haushalt~- und Finanzausschuß überweisen. - Auch das 
ist beschlossen. 

Dann faht·en wir fort in der Tagesordnung. Punkt 2: 

zweite Beratung eines Landesgesetzes über die 
Feststellung des Haushaltsplanes für das 

Rechnungsjahr 1965 (Haushaltsgeset.z 1965) 
- Dl'ucksache II/303 -

Ich t•u!e a uf den Einzelplan 05 - Haushaltsplan des Mi
nisteriums der Justiz -. Die Berichterstattung liegt Ihnen 
schri!Uich vor. Ich erö!Ine die Besprechung. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Munzingcr (SPD). 

Abg. Munzlnger: 

Herl' Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der Be
sprechung des Etats des Justizministers möchte ich zu
nächst ganz kurz zurückgehen auf die Erörterung des 
vergangenen Jahres, um einige Fragen anzusprechen, 
die damals im Mittelpunkt standen und deren Ergeb
nisse wir erfahren möchten. Wir haben seinerzeit vom 
überlasteten Richter gesprochen, dessen Arbeit von er
heblicher Bedeutung für unser gesellscllaftliches Leben 
ist, dessen Arbeit aber dann leiden muß, wenn er als 
Richter überforder t wird. Es wird uns interessieren, zu 
erfahr en, ob in der Zwischen.zeit sich ein Wandel an.ge
bahnt hat. 

In diesem Zusammenhang sprachen wir auch von der 
Förderung des juristischen Nachwuchses. Wir wa ren 
uns alle ein ig, daß die Ausbildungszeiten verkürzt wer
den sollten aus mancherlei guten Gründen, insbeson
dere auch deshalb, weil es heute kaum zumutbar ist, 
daß ein junger Mann erst mit dem 28. oder 30. Lebens-

jahr in das eigentliche Berufsleben eintritt. Wir waren 
uns auch einig darin, daß es möglich sein müßte, die 
Ausbildung zu straffen, sie zugleich aber praxisnäher 
zu machen. Ich denke, da ß in der Zwischenzeit - man 
hat ja einiges in der Presse lesen können als Ergebnis 
aus der Justizministerkonfer enz vor kurzem in Trier -
zum mindesten ganz konk rete Vorstellungen in unserem 
Ministerium bestehen. Es wird uns interessieren, dazu 
einiges zu erfahren. 

Die Entlastung des Richters kann also auf zwei Wegen 
geschehen: einmal, indem man den Nachwuchs stärker 
heranbrin.gt und auch in bre iteret' Front einsetzt, zu
gleich aber auch - und <las ist eine Frage, die hier er
örteri werden sollte, zum mindesten erwät'leu wir von 
dem Herrn Justizminister dazu einige Ausführun gen -
die Stellung des Rechl-.pflegers anhebt, damit auch von 
dort her eine Entlastung des Richter:> möglich wird. 

Wir sprachen ferner vom Problem des § 42 b des Straf
gesetzbuches. Und wer in der Sitzung des Haushalts
und Finanzausschusses anwesend war, in der diese 
Frage wieder erörtert wurde, der wird n icht umhin
können, festzus tellen, daß sich in dieser Frage unter 
dem Lächeln der Auguren ein e Zuständigkeitserörte
rung entwickelte, die wir als Abgeordnete nicht ohne 
weiteres so akzeptieren können , wie das im Aus
schuß geschah, daß nämlich in einer ech t politischen 
Frage letztlich d ie Regierung nicht mächtig sein sollte, 
die Frage der Zuständigkeit selbst zu klären, um zu 
einer Lösung zu kommen. Es handelt sich dabei um die 
Sonderunterbringung von asozialen Tä te rtypen, die 
unter Anwendung des § 51,1 oder auch 51,2 StGB vom 
Gericht zur Beobachtung in Nervenkliniken eingewie
sen werden und dort eine eigene, durcha us b eachtliche 
Gefahrenquelle darstellen. 

Es darf diese Aufgabe der Sonderunterbringung nicht 
an der Zuständigkeitsfrage sclleitern. Es ist deshalb zu 
erwarten, daß der Herr Minister dazu eine ganz klare 
Antwort gibt. Wir wissen, daß gesagt wird, das Sozial
ministerium sei zuständig. Letztlich ist es ein Kabinett, 
und in d iesem Kabinett muß d ie Frage der Zuständig
keit ohne Schwierigkeit zu klären sein, wenn man d ie 
politische Notwendigkeit der Lösung dieser Aufgabe 
b ejaht. Und ich glaube, darin sind wir uns alle einig 
gewesen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier nicht ein
gehen auf die Frage der Verwaltungsreform, obwohl 
ich einen besonderen Grund hätte, das zu tun, und zwar 
als Abgeordneter der Stadt Zweibrücken. Wenn es 
darum geht - und der Vorschlag ist ja, früher von Re
gierungsmitgliedern bestritten, gemacht -, das Land
gericht Zweibrücken aufzulösen, so möchte ich h eute 
schon darauf hinweisen, daß die ursprünglich politische 
Lösung der Rückverlegung des Oberlandesgerichtes 
nach Zweibrücken - das geschah aus politischen Grün
den -, wieder il!usorisc..1-i gemac..1-it würde, w enn man mit 
der linken Hand das nimmt, was man mit der r echten 
gegeben hat. Es handelt sich deshalb um eine politische 
Frage, weil es nämlich gilt, den Grenzraum zu normali
sieren, ihn auszustatten mit Institutionen, die ihm Be
deutung verleihen. 

Wenn ich also im Rahmen einer Verwaltungsverein
fachung aus diesem Raum wichtige Institutionen ab
ziehe und in das Landesinnere verlege , set ze ich damit 
eine Politik fort, die ganz auf der alten Linie liegt, näm
lich den Grenzraum zu entblößen, nicht aber - im Sinne 
einer modernen und :fortschrittlichen Politik - diesen 
Raum zu normalisieren. Das könnte man für beide 
Seiten der Grenze sagen. Auch au! der anderen Seite 
wäre es notwendig, fortschrittlich zu ver!ahren. 
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.JedE>nfi'l ll~ glaube ich nicht - ich möchte dara uf nicht 
nähet· eingehen -, daß hier in gutem Sinne etwas ge
spart würde. Man täte etwas, was man zum Schluß 
11nt„r ciPr politis<'hen Forderung der Normalisierung des 
Grenzraumes bedauern müßte. Aber vielleicht ~agt uns 
a uch dazu der Herr Minister etwas. 

(Abg. Theisen: Das kann er doch gar nkht!) 

- l>aF lrnnn er! 

(Abg. Hilf: Sie provozieren aber viele Beiträge, 
w<•nn SiE' damit imfangen! - Zuruf des Finanz

ministers Glahn.l 

- Das soll auch in der Zeitung stehen; das ist durchaus 
interessant, Herr Minister. Sie hatten ja die Zusiche
rung gegeben. daß das Landgerit.ht nicht verlegt würde, 
HPrr Minister Glahn. 

<Heiterkeit im Hause.) 

M('ine Dam~n und Herren 1 Wir haben im vergangenen 
.Jahr auch noch die Frage der Verstärkung der Ent
sehRdigungskammern näher erörtert. Wir sind etwas 
weitergekommen damit. aber nicllt in dem Umfange. 
wiP t>R wünsC'henswert wäl'e. Ich müchle in diesem Zu
Si:lmm~nhaug auch darauf hinweisen, daß - und das ist 
uns eb~nialls gesagt worden - in der Zukunft ein Rich
tt•rmangel festzustellen sein wird. 

Es könnte also gar nichts schaden, heute schon diesen 
Mangel zu beheben, indem man gewisse Bereicl1e - wo 
es auch notwendig ist - mit Richtern verstärkt, zum 
Beispiel bd den Entschädigungskammern und des Ent
~chädigungssenates. Man hätte dann schon einen ge
wissen Richtt"rvorrat für die Zukunft. Denn bekannt
lich las~en sich die Richti>1· aus den Entschädigungs
kammern im allgemeinen weiterverwenden. Es wäre 
eine Sache der klugen Vorsorge, sich da einzurichten. 

Meine Damen und Herrenl Unter dem Kapitel 05 04 
Titel 300 werden die Kos ten der Verpflegung für die 
Gefangenen behandelt„ Die Öffentlichkeit wird es sicher 
interessieren, zu hören, daß ein Kostensalz von 1,45 DM 
pro Tag ausreicht. Viele werden sagen: Das reichl auch. 
denn es handelt sich um solche Per:;onen. die sich 
gegen die · Gesellschaftsordnung vergangen haben. und 
mit diesem Verpflegungssatz müsse man auskommen. -
Man komme auch damit aus, ist uns gesagt worden. 

In dem Zusammenhang stellt sich jedoc.:11 eine Frage. 
die hier diskutiert werdrm sollte, nämlich die oft er
hobene Forderung nach der Sicherung der Gemein
schaft vor Tätern, die ihrem Typ nach veranlagt sind, 
immer wieder straffällig zu werden. Wir könnten die 
Frage vorantreiben bis zur Erörterung der Todesstrafe. 
Ich w lll hier nicht näher darauf eingehen, möchte aber 
doch sagen, daß die Bevölkerung im allgemeinen dazu 
neigt, diese Strafe zu bejahen. Es ist verständlich, daß 
angt>sidlls der Fülle schwerer Verbreclieu die Forde
l'ung wieder aufkommt. Nur wir als politiscll Verant
wortliche mögen un~ nidlt ohne weiteres auf diesen 
Weg der Emotion begeben. Uns fehlt das große Bei
spiel aus der Geschichte. das die Behauptung erhär:tet, 
daß die Todesstrafe im echten Sinne abschreckend 
wirke, daß sie die potentiellen Täter zurückhalte. Wir 
wären alle bereit, dieser Strafart das Wort zu reden. 
wenn ('ine üb<'rzeugende Argumentation in diesem 
Sinne möglich wäre. Wir wären sogar verpflichtet, diese 
Stra!ari zu bejahen, auch im Interesse der potentiellen 
Täter selbst. Nur hat die Geschichte bisher etwas an
derP~ ausgewiesen. Und wir wollen letztlich mit unse
rer Grundordnung von der Heiligkeit des Lebens aus-

gehen, die schon im Dekalog verankert ist mit der 
Fordel'Ullg: Du sollst nicht töt<>n! Det· Staat muß es 
sich auch sehr überlegen, ob er schnell und leicht zur 

1 · Todesstrafe ja sagen könnte. Wenn nämlich die Todes
strafe für gewisse Verbrt.•t.:h~ll die höchste Gerechtig
keit unter dem Gesichtspunkt der Sühne darstellt.e, 
dann müßte es möglich sein, die Forderung zu erheben, 
daß der Richter zum VollstreC'kE'r wird. das heißt zum 
Henker. 

CZwischenruf des Abg. Theii;:E>n.) 

- Herr Kollege Theisen. ich glaube. das ist t>inc gewisi;c~ 
Quintessenz, die sich aus diesen Forderungen letztlich 
ergibt. Zum anderen ist es aber unbt>dingt t>1·fordr>rlich. 
die Gesellschaft zu schützen vor ~otchen. die sich nicht 
resozialisieren lassen und sich nicht durch Selbst
disziplin und Strafel"fahrung so in den GriC! bekom
men, daß sie für die Gesellschaft unschädlich oder gar 
ein wertvolles Mitglied werden. Es tauchl hier die Frage 
auf nach dem Problem der lebcm~länglichen Strafe. 
Meine Damen und Herren! Es wäre wichtig und rich
tig, wenn \<,·ir so verführen. daß lebenslänglich auch 
lebenslänglich sein würde. In del' Tat hlt es aber nicht 
so. Es ist vielleicht angezeigt, daß uns der Herr Justiz
minister auch dazu etwas sagt.. 

Wh· sollten durch unseren Stl'afvullzug deutlich machen, 
daß der Triebverbrecher keine Chance in der Gel'el!
schaft hat. Desw0gcn muß m an ihm noch nicht den 
Kopf absdllagen. Es ist durchaus moglich - jetzt bin 
ich wieder bei der 1,45 DM pro Tag Verpflegungs
kosten -, daß er im Strafvollzug diesen Bett"ag auch 
verdient und im übrigen aus der Gesellschaft ausge
schieden ist. Das ist eine harte Forderung, die letztlich 
vielleicht auch unter dem Gesiclltspunkt der Sühne 
hät·ter isi als die Todesstrafe selbst. Sie ist aber ethisch 
einwandfreier, denn sie bedeutet nichl den Griff nach 
dem Leben. Und die Verfügung über das Leben ist 
Le tztlich uns allen entzogen. So 1mllte ('S jedenfalls sein. 

Meine Damen und Hel'ren! fcll möchll:! auch die Frage 
des Richterranges anspl'echen. Im Zusammenhang mit 
dem Fall „Jagusch " s tellt sich diese Frage. Unsere Ge
sellschaft legt Wert darauf, eine solch<' 7.U sein, die auf 
der Grundlage des Rechts vornehmlich existiert. Dm· 
höchste Repräsentant des Rechts ist der Richter. Und 
wenn es dann so ist, daß am höcl>:-. te11 Gericht, das zur 
Zeit noch das Bundesgericht ist, ein Richter in die 
Anonymität flüchten muß, wenn er eine Meinung 
kundtut zu einem Fall, der eine politi~che Note hC\t - -

(Abg. Schwarz: Was heißt hier „muß"?) 

- Das ist ja die Frage1 Ich bin der Meinung, er mußle, 
weil e r - subjektiv gesehen - zum mindesten unter der 
Vorstellung stand, nicht frei und unabhängig zu sein in 
dem Sinne, wie es den Richterstand zieren müßte im 
Interesse des Ansehens des Rechtes übet·haupt. 

Nun, anscheinend fehlt es an dieser Freiheit doch im 
Richterstand, zumindest im Bewußtsein. Die Frage geht 
uns alle an; die Juristen noch einmal im besonderen. 
Es ist aber erstaunlich, daß Herr Jagusch, nadldem er, 
wenn man so wm, ertappt war und letztlicll nicllt ge
schützt durch ein Pressegesetz - und hier ein Hinweis 
auf das, was wir künftig noch zu erarbeiten haben wer
den In diesem Parlament -, also genötigt war, seine 
Anonymität zu lüften, dann kommt der Gegenschlag -
nun bin ich wieder b~i der Freiheit des Richters-: Jetzt 
entdeckt man plötzlich, daß er eine- braune Vergangen
heit hat, die ihn als Bundesrichter nicht mehr fragbar 
erscheinen läßt. Vorher hat mau das ansche inend nicht 
gewußt. Dann aber weiß man es, wenn dieser Richter 
unbequem wird. Auch hier die Fnge: Sind uni<t>re Rkh-
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ter letztlich unabhängig oder unterliegen sie nicht doch 
- 7.Um mindesten subjektiv - der Vorstellung, politischem 
Druck ausgesetzt zu sein. 

<Abg. Westenberger: Wer übt denn den Druck aus? -
Abg. Hilf: Hier gilt das Sprichwort: Wer im Glashaus 

sitzl, soll nicht mit Steinen werfen!) 

- !<'ragen Sie Herrn Jagusch! Wenn Sie die Presse lesen, 
mcl'kcn Sie, daß tatsächlich ein Verfahren dann in Gang 
gebracht wurde, nicht vorher. Ich glaube, auch bei uns 
könnk eine solche Verzerrung der öffentlichen Gewal
ten dtthin vorliegen, daß unsere Richter sich nicht in 
dem Mciße unabhängig fühlen, wie es das Ansehen der 
Rcchtspr~!chun~ und des Rechts erforderlich machen. 

CAbg. Thcisen: Das ist eine starke Behauptung !) 

- E,; steht ja nicht zufällig der Fall Jagusch im Zusam
menhang mit dem Fall „Spiegel" und dieser wieder im 
Zusammenhang mit dem Problem der Pressefreiheit 
überhaupt. Und wir werden bei anderer Gelegenheit, 
wenn es gilt, unser Pressegesetz zu beraten, dazu noch 
<.?iniges sagen müssen. Ich bin der Meinung, auch dieses 
Problem geht uns etwas an. 

Meine Damen und Herren! Wir haben vom ersten Tage 
der Beratung an in dieser Sitzungsperiode den Fall 
„Drad1" behandelt. Ich komme auch heute darauf zurück, 
;1uch wenn Herr Dr. Storch meint, dieser Fall sei abge
schlossen, k h bin der Auffassung: Er ist überhaupt 
nicht abgeschlossen, er kann so gar nicht abgeschlossen 
sein. Ich weiß, daß wir im Rechtsausschuß uns damit 
noch einmal befassen wollen. Wir wollen aber gerade 
in diesem Fall nicht die Verdächtigung eines ganzen 
Standes a ufkommen lassen, der Richter und der Staats
anw!iltc. Das v.:äre ein Paus~'1alvcrf;;ihren, das \Vir nicht 
b{~jahen können. Aber wir können dieses Pauschalurteil 
verhindern, wenn wir dem Einzelfall auch wirklich als 
Einzelfa ll behandeln. J edes beschleunigte Darüberhin
wcggchlln muß draußen den Verdacht erwecken, es 
handele sich um eine landläufige, gewöhnliche Sache, 
die sich immer wieder mal ereignet. 

Gerade mit einer solchen Behandlung würden wir der 
durchaus böswilligen Propaganda, die mit diesen Fällen 
in Ost und West getrieb en wird, Vorschub leisten; wir 
würden dieser Propaganda, die wir kennen, sogar in die 
Hand a rbeiten. Es ist gut, sich von Zelt zu Zeit dagegen 
zu wehren; aber viel beser ist, Verhä ltnisse bei uns zu 
schaf!cn, die es gar nicht ermöglichen, daß Ansatz
punkte zur Verdächtigung geliefert werden, als ob wir 
unsere Vergangenheit nicht nur nicht bewältigt hätten, 
sondern mit in die Gegenwart schleppten, und zwar in 
Gestalt von Personen, die irgendwo den Vorzug genie
ßen, daß man ihre Vergangenheit sehr schnell vergißt! 
Wir sind es gerndc det' großen Zahl von Richtern und 
Staat:>anwälten, die auch in der Vergangenheit das Recht 
einwandfrei handh~bt•m, s~huldig, d aß wir einen sol
chen Fall als Einzel!äll sehen, behandeln und abschlie
ßen. Dubl'i sind wir uns bewußt, daß es eine größere 
Zahl solcher Einzelfälle gibt, die zum Nachteil unseres 
Ansehens nach draußen aufgedeckt werden mußten. 
Vielleicht gilJt es noch weitere, die aufgedeckt werden. 

Meine Damen und Herren! In diesem Zusammenhang 
ist es wichtig, sich zu erinnern, daß Luxemburg im 
Jahre 1940 unter Verletzung des Völkerrechts von 
Deutschland überfallen wurde; es kann dann nicht, Herr 
Minister, von geltendem Recht gesprochen werden, das 
der Herr Drach angewendet habe. Es ist geradezu eine 
Harmlosigkeit oder ein großer Mangel an Fingerspitzen
gefühl, um es nicht noch deutlicher zu formulieren, 
wenn man in diesem Zusammenhang !n einer Erklärung 

vom „geltenden Recht" spricht. Es wäre Sache des poli
tischen Ministers der Justiz, so viel Gespür zu haben, in 
einem solchen Zusammenhang mindestens zu sprechen 
von ,.damals geltendem Unrecht". Es kann kein geltendes 
Recht gewesen sein, das in Luxemburg durch Gewalt
maßnahmen eingeführt, gegen d en Willen der Bevölke
rung und gegen alles Völkerrecht zur Anwendung kam 
und unter diesem angeblich geltenden Recht Me nschen 
zu Tode gebracht wurden, und das dann von einem 
Mann, der später für würdig gehalten wurde, bei uns 
in die Beamtenlaufbahn wieder aufgenommen und be
fördert sowie mit h öherer Verantwortung betraut zu 
werden 1 Meine Damen und Herren, ich frage mich, wie 
das auf einen jungen Staatsanwalt wirken muß, der 
dem HerTn Drach unterstellt war. dem man - er ist 
heute vielleicht 35 Jahre alt - an der Schule und an der 
Universität klargemacht hat, um welchen Unrechtsstaat 
es sich bei dem Dritten Reich handelte, wie man 
dieses Unrecht überwindet, wie man das Gewissen 
wieder bindet an das echte und vorgegebene Recht. 
Und dann stellt dieser junge Staatsanwalt und dieser 
junge Richter, der bereit ist, auf diesem Wege großen 
Vorbildern nacheifernd voranzugehen, fest, daß sein 
unmittelbarer Vorgesetzter eben der Herr Drach ist mit 
dieser Vergangenheit. 

Ich meine, der Minister hätte auch dazu noch etwas zu 
sagen. Es soll niemand kommen und behaupten, die 
Staatsam„1älte seien seinerzeit unter Gefahr für ihr 
e igenes Leben gez\\.'Ungen gewesen, Todesurteile zu 
fordern. Das ist einfach nicht wahr! Sie standen unter 
einem Risiko; das ist richtig! Sie standen unter dem 
Risiko, dem wir alle unterlagen, nämlich an die Front 
geschickt zu werden. Und dort hätten sie sich in sehr 
guter Gesellschaft befunden! 

(Beifail bei der SPD.) 

Es war a lso nicht notwendig, unbedingt in der Staats
anwaltschaft in Luxemburg tätig zu sein. Das ist nicht 
wahr! Ein Freisler hat sein Leben verloren unter Bom
beneinwirkung. Wenn er sich selbst nicht zum Volks
gerichtspräsidenten berufen gefühlt und sich zur Ver
fügung gestellt hätte, - wäre ihm sonst nichts passiert. 
als daß auch er an die Front hätte gehen und Soldai 
sein müssen; mehr nicht1 

Wir müssen uns da einmal von Vorstellungen lösen, die 
uns so ins Bewußtsein geträufelt wurden, als ob in 
jenen Tagen alle unter dem unmittelbaren Zwang ge
handelt hätten, nämlich dem Zwang der Vis absoluta, 
daß es Gefahr für Leib und Leben bedeutet hätte, wenn 
man diesem Unrechtsstaat in jenen Positionen nicht ge
folgt wäre. Das gab es nicht, das konnte sich auch die
ser Staat nicht leisten, denn er brauchte Staatsanwälte 
und Richter, die willfährig waren. Den Willen konnte 
auch dieser Staat nicht zwingcn1 Es war immer noch 
Sache des Staatsanwaltes, die Anträge zu formulieren, 
und nicht Sache des Dritten Reiches selber! Dt'm konnte 
man sich entziehen - wie gesagt - unter dem Risiko, 
nicht befördert zu werden, sondern auch Soldat zu sein, 
wie wir alle. Id1 glaube, man sollte diesen Fall Drach 
auch unter diesen Aspekten betrachten. 

Vom Herrn Kollegen Dr. Kohl ist in dem Zusammen
hang davon gesprochen worden, d aß es ein Problem 
der Sauberkeit und des Taktes gewesen wäre und für 
viele noch ist, die mit einer solchen Vergangenheit be
lastet heute im öffentlichen Dienst sind. Das ist richtig! 
Aber vornehmlich ist es ein Problem der Sauberkeit 
und des Taktes in Wahrung der deutschen Interessen, 
daß die Behörden, die solche Einstellungen vornehmen, 
sich gewissenhafter fragen als das bisher geschehen ist; 
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denn die Vorgänge waren ja bekannt, und so wird es 
in vielen Fällen gewesen sein. Dort fehlte es meines 
Erachtens am Takt und auch an dem Gefühl für die 
Sauberkeit, wenn dennoch solche Einstellungen vor
genommen wurden. 

In diesem Zusammenhang hat der Herr Kollege Dr. 
Kohl auch davon gesprochen, daß ein Volk nur be
stehen könne, wenn es ein nationales Gewissen habe. 
Das ist richtig! Meine Damen und Herren, es ist nur 
fatal, im Zusammenhang mit dem Fall Drach davon zu 
spn.-'ci1en. weil sich nämlich die Assoziation bildet, hier 
hät l.e jemand in der Vergangenheit nationale Inter
es;;en walu·genommen, und man müßte heule appellie
ren, wenn dieser Fall beh~ndelt wird, nicht unser na
tionales Gewissen bei der Behandlung dieser Sache zu 
verleul{nen ! So ist es nicht riclltig gesehen, meine Da
men und Herren; 

(Abg. Hilf: Das ist aber doch in einem ganz an
dC!ren Zusammenhang gesagt worden!) 

d<'nn wenn der Nationalismus eine Krankheit ist 

(Abg. Gaddum: So ist es doch von niemanden 
gesagt worden !) 

- und davon ist auch gesprochen worden, Herl:' Dr. Kohl 
sprach davon, daß die jungen Völkei.- diese Krankheit 
nunmehr auch durchmachen müßten -, dann unter
schreibe idi. das! Eine echte nationale Gesinnung kann 
sieh iib(~x· ni.11: darin bewähren, daß sie die Nationen, 
das heißt auch die anderen. in ihrer Selbstdarstellung 
und Selbstentfaltung bejaht! 

<Abg. Hilf: Das hat doch niemand bestritten!) 

Drach hat e:; b~~tritten, und deswegen der Zusam
menhang, der mir nicht paßt! Drach hat es durch die 
Tatsachen bestriltenl 

(Abg. Hilf: Das konstruieren Sie!) 

- Nein! Und deswegen kann man - diese D"'batte soll 
ruhig auch einmal dahin führen - im Zusammenhang 
mit einicm solchen Fall uns nicht daran erinnern, ein 
nationales Gewissen zu bewahren; denn auch im 
Dritten Reich als politiscller Organisation war von 
einem echten nationalen Gewissen gar nichts zu spü
ren, meine Damen und Herren, dieser Mangel war die 
Krankheit des Nationalsozialismus, und zwar in der 
extremsten Form. Wir sollten uns daher hüten, in sol
chen Zusammenhängen Appelle an unser nationales 
Gewissen zu richten! 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr gut! - Beifall der SPD. -
Abg. Hilf: Herr Kollege Munzinger, das ist im 
Zus<lmmenhang mit dem Kreisauer Kreis gesagt 

wordent - Abg. Dr. Skopp: Na und.?) 

- Ja. ich weiß, aber aus der D~batte heraus; das kön
nen Sie ja nachlesen. kh kenne den Kreisauer Kreis. 
Es ist von Herrn von Moltke gesprochen worden; ich 
weiß es. 

Es ist davon gesprochen worden, daß sich jetzt die 
Gräber öffnen. Sie werden sich leider noch lange öff
nPn müss<'n, so mak~her das Bild ist . Es ist aber viel 
besser, wir schärfen zugleich unser Gewissen für das, 
was Recht und Gerechtigkeit ist! 

Meine Damen und Herren! Recht und Gerechtigkeit 
sind unteilbar. Sie hören nicht an Landesgrenzen au.!. 

· F$ ist ;;i.uch gar keine Frage, den Fall Drach so behan
dele. z·u wollen, als ob er doch einen Rechtfertigungs
grund in sich hätte, bloß weil er, Drach, gehorcht hätte! 
Es gibt für solche Menschen - und davon bin ich ausge
gangen -, die diese staatliche Stellung innehaben 
wollen, die unbedingte Forderung, das Recht vor sich 
und die eigenen Interessen zu stellen! Das ist hier nicht 
geschehen, und darum wird der Fall auch noch seine 
weitere Behandlung erfahren. Ich bin sicher, daß Sie 
mir im Grunde alle beipflichten, meine Damen und 
Herren. Das wal· es, was ich eigen Uich heute vortragen 
wollte. 

Ich bin aber noch gehalten, Herr .Justizminister, nach
dem ich die heutige Presse gelesen habe, SiP. auch zu 
bitten, zu der Sache Kunkel Stellung zu nehmen. Hier 
geht es um eine Frage, welche die Öffentlichkeit außer
ordentlich interessiert, nämlich um die Ausübung des 
Gnadcnrechts ohne Ansehen der Person. Es wird also 
gerade wfchtjg sein, daß Sie uns auch dazu etwas 
sagen. 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Theisen (CDU). 

Abg. Theisen: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Munzinger hat sich zunächst 
ri.kk~cha1.1end auf die Diskussion des vergangenen 
Jahres mit der trberlastung der Richter befaßt und hat 
ausgeführt, daß es notwendig sei, eine breitere Nach
wuchsschlcht herau:t.ubilden, damit ein qualifizierter 
Richternachwuchs in die freiwerdendC'n Stellen dC'r an
stehenden Pensionlerungsj ahrgänge nachs toßen könne. 
Diese Ausführungen, meine Damen und Herren, kann 
ich nur unters treichen. Aber, das muß ich beifügen, 
wir von der CDU sehen in dem vorliegenden Entwurf, 
dem diesjährigen Etat, einen Etat des guten Willens 
auf diesem Wege. 

Meine Damen und Herren, man darf nicht übel'sehen. 
daß bereits die Regierung~vorlage zum Jus tizetat eine 
ganze Reihe von StellenvermP-hrungen vorgesehen hat. 
Ich erinnere hier an den neuen Senat für Entschädi
gungssachen beim Oberlandesgericht Koblenz, der mit 
Insgesamt drei OLG-Ra ts-Stpfü•n :'lusgP.i;tattet ist. ich 
erinnere an die neue Kammer für Entschädigungs
sachen beim Landgericht Koblenz, das der Zahl nach 
am stärksten überlastet erscheint, und ich erinnere 
daranj daß im Ent~.1_nJ.rf der Landesregierung zu.~ 
diesjährigen Etat eine Vermehrung um acht Landge
richtsratsstellen vorgesehen ist, um die Entschädigungs
kammern zu ver~ehren. 
Ati~jtj),. :lt,W.,.„~f _!.}.uffassung - und diese Auffassung 
vertritt auch die CDU -Fraktion -, daß derjenige, der 
vom nationalsozialistischen Unrecht spricht, auch be
reit sein muß, dieses nationalsozialistische Unrecht in 
angemessener Zeit zu beseitigen, wofür wir die Ent
schädigungsgerichte eingerichtet httben. 

Aber, wie gesagt, wir sind hier auf dem richtigen Weg, 
wenn auch nicht alle Wünsche des einen oder des ande
ren erfüllt werden konnten. Das ist verständlich. Dar-
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über werden verschiedene Auffassungen vertreten. Sie 
wissen, daß auch ich mit einzelnen Anliegen nicht in 
vollem Umfang durchgedrungen bin. Ahf der anderen 
Seite aber müssen wir sehen, daß der Voransdilag zum 
Haushalt und daß auch die Beschlüsse des Haushalts
und Finanzausschusses einen großen Fortschritt auf 
diesem Weg bedeuten. 

Und wenn ich schon bei der Personalpolitik bin, meine 
Damen und 'Herren, dann darf ich auch die Stellen er
wähnen, die in den anderen Bereichen, insbesondere 
des mittleren und des einfachen Dienstes und auch im 
Bereiche der Angestellten bei Titel 104, angehoben wor
den sind. Hier haben wir eine erfreuliche Entwicklung 
zu verzeichnen. Wir haben in diesem Haushalt des 
Jahres 1965 wohl die Möglichkeit, den anstehenden Be
fördetungen fo .vollem Umfang zu entsprechen. 

Die juristische Ausbildung ist von Herrn Kollegen Mun
zinger behandelt worden. Auch wir vertreten die Auf
lassung schon seit langem, daß die juristische Ausbil
dung nicht mehr so, wie es bisher der Fall war, voll
zogen werden soll. Wir haben uns darüber gefreut, daß 
die Anregung gemacht wird, den Ausbildungsgang 
abzukürzen von insgesamt dreieinhalb auf zweieinhalb 
Jahre. Ich glaube, es ist in diesem Zusammenhang, ob
wohl es eigentlich in die Diskussion zum Kultusetat 
gehört, auch wesentlich, daß wir uns einmal grundsätz
lich über das juristische Studium schlechthin unter
halten. 

Ich meine, es wäre zu überlegen, ob man die Art der 
Ausbildung, wie sie von altersher überkommen ist, 
noch fortsetzen soll, oder ob man nicht in den ersten 
Semestern des juristischen Studiums nur die Lehre 
bringt und die Forschung - die juristische Forschung -
erst in die letzten Semester verlegt. Ich meine, das wäre 
ein Weg, der den jungen Studenten aus dem Dilemma 
des Nichtwissens, was er mit dem Studium anfangen 
soll, herausbringt. 

Mit den Fragen der Verwaltungsvereinfarhung, die Herr 
Kollege Munzinger angeschnitten hat, k ann ich mirh 
natürlich nicht befassen. Das sind Fragen, die of!enbar 
von dem Genius loci - darf ich hier einmal ausdrückllrh 
sagen - Zweibrücken beschworen worden sind. Wir hät
ten auch solche Dinge zu erwähnen. 

(Abg. Munzinger: Herr Kollege! Mit „tz" oder 
mit „c"? ! - Heiterkeit.) 

- Das können Sie nehmen, wie Sie wollen, Sie sind 
offenbar gebrannt, Herr Kollege. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, wir können auch aus dem 
Bereidi der Verwaltungsvereinfachung im Hinblick auf 
die Justizverwaltung Maßnahmen erwähnen. Wir ver
zichten darauf. Ich bin der Meinung, daß es notwendig 
ist, diese Dinge zunächst gründlich in den Fraktionen 
vorzuberaten und erst danach öUentliche Erklärungen 
abzugeben. 

Zur Diskussion über die Todesstrafe möchte ich mich 
nicht weit verbreiten. Aber das eine, glaube ich, ist not
wendig zu sagen: Sowohl nach der einen wie nach der 
anderen Richtung sind Gedanken geäußert worden, die 
sehr viel für s ich haben. Ich persönlich bin ein Anhän
ger derjenigen, die sich gegen die Einführung der To
desstrafe wenden, womit ich aber keinesfalls über jene, 
die eine andere Auffassung vertreten, das Urteil spre
chen will. Es gibt sicherlich auch Erwägungen, die für 

die Wiedereinführung der Todesstrafe sprechen. Ich 
persönlich glaube ausführen zu müssen, daß insbeson
dere die Möglichkeit von falschen Urteilen - das ist kein 
Tadel an der Justiz, wir sind ja alle Menschen, auch 
die Richter sind Menschen - uns schon davor bewahren 
sollte, die Todesstrafe wieder einzuführen. 

(Beifall im Hause.) 

Meine Damen und Herren, auch zum Fall Jagusch will 
ich mich hier nicht verbreiten ich meine, das wäre auch 
nicht der richtige Platz. Wenn aber in diesem Zusam
menhang die Rede davon war, da ß die Richter auch in 
unserem Lande sich nicht frei fühlen würden, Herr 
Kollege Munzinger, dann habe ich für eine solche Be
merkung, ohne daß Sie den Einzelbeweis hier antreten, 
kein Verständnis. 

(Beifall bei CDU und FDP. - Abg. Munzinger: 
Dann haben Sie nicht zugehört!) 

- Dann würde ich Sie bitten, den Einzelbeweis hier von 
dieser Stelle aus zu führen. 

(Abg. Munzinger: Dann haben Sie nicht richUg 
zugehört!) 

Ich kann Ihnen sagen: Sie haben für eine derartige 
Ausführung gar keine Veranlassung. 

(Abg. Dr. Kohl : Davon leben Sie politisch, daß Sie 
nicht richtig zuhören! - Abg. Dr. Skopp: Sie wa
ren ja nicht da! Da haben Sie Glück gehabt, daß 

der Herr Präsident das nicht gehört hat!) 

Zum Fall Drach - - -

(Zuruf von der SPD: Sie waren eben gar nicht 
hier! - Abg. Dr. Kohl : Ich war längst vor Ihnen 
hie r im Haus ! Ich brauche Ihnen darüber keine 
Rechenschaft zu geben! - Zuruf von der SPD: Sie 
können nicht Stellung nehmen zu einer Sache, die 
Sie nicht gehör t haben! - Weitere Zurufe - Glok-

kcnzeichen des Präsidenten.) 

Herr Kollege Munzinger hat den Fall Drach erneut er
wähnt, und zwar in einem ganz anderen Sinn als sein 
Fraktionsvorsitzender. Ich kann nur erklären, daß ich 
mich der Auffassung des Fraktionsvorsitzenden der 
Sozialdemokraten und der Auffassung unseres Frak
tionsvorsitzenden in dieser Frage anschließe. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, es ist zwar gesagt worden, 
man müsse den Fall als Einzelfall betrachten. In einem 
Atemzug damit wurde dann aber erwähnt: Die Staats
anwälte wären besser an die Front gegangen. Ich habe 
es bedauert , daß gerade in diesem Zusammenhang noch 
Beifall gespendet worden ist. Sehen Sie sich doch die 
Richter und Staatsanwälte an! Eine ganze Reihe, meine 
Damen und Herren, sind doch gezeichnet durch den 
Krieg. Sie tragen die Zeichen der schweren Verwun
dungen mit sich. 

(Unruhe bei der SPD. - Zuruf: Ach Gott, ach Gott!) 

Ich bedaure es, daß solche Erklärungen im Zusammen
hang mit diesem Einzelfall Drach hier abgegeben wer
den. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU.) 



1258 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

<Theisen) 
Wenn Sie dann, Herr Kollege Munzinger, von nationa
lem Gewissen in diesem Zusammenhang sprechen, dann 
bedaure ich das auch, dann haben Sie diesmal den Frak
tioni-vnr-.:itz~ncten der CDU mißverstanden. 

<Abg. R<'hwa rz : Da hat der Herr Munzinger nicht 
zugehört?} 

U1t>SP B ... rnel'ktmg ist im Zusammenhang mit dem Jah
r~stag der Verfolgten des Kreisauer Kreises hier er
wähnt wl'.lrde-n und nitht in anderem Zusammenhang. 

ME>ine Damen und Herren. bei der Beratung des dies
jährigen Justizetats ist es, glaube ich, notwendig, eine 
Reili~· v<m wichtigen Sachfragen zu erörtern. Daß wir 
~it• nich• i-llle in der Plenardebatte erörtern können, ist 
klar. Ich möchte mich in diesem Jahr der Stra!recll.ls
pßege zuwenden. die ja das öffentliche Interesse am 
:-l.ärks1<-'n beetnsprucht. Wir wissen, daß die Strafrechts
p!lE>ge immet' wieder zu Alfät-en oder dergleichen Anlaß 
gibt. Wir haben ln unserem Lande auch sicherlich 
Punkt~. d ie wir zu besprechen haben, ohne daß man 
a hP.r hit>r dRrlegen könnte, daß wir es mit Affären. in 
diesem Sinne zu tun hätten. wie das in anderen Län
d"rn hin 11nd wi"'CiPr ciE>r Fall war. 

Ich möchte mich hier zunächst äußern zu den vielen 
Pressestimmen im :t.usammenhang mit der Behandlung 
von Strafverfahren, die US-Militärangehörige betref
fen . dur·m amerikanische Militärgerichte. Sie kennen 
die P!·e~senachrichten in den pfälzischen Blättern. Sie 
kennen auch die Pressenachrichten in den Blättern des 
Tril'.'rer Raumes. Ich kann hier stellvertretend für 
andere auf den „Trierischen Volksfreund'' verweisen. 
der in seiner Ausgabe vom 31. Dezember 1964 auf 
<'in<.>n Fctll hingewiesen hat, der sich am Karsamstag 
1964 ereignete. Folgender Tatbestand: Ein Amerikaner 
fährt mit seinem Pkw auf der Bundesstraße 51, er 
übel'holt. es kommt ihm ein deutsches Fahrzeug auf 
dl'l' richti~en Straßenseite entgegen, in dem sich neben 
dem Fahrer noch andere Personen befinden. Es kommt 
zur Kollision auf der Straßenseite des deutschen Fa.tu·
zeugi,:; ein schwerer Verkehrsunfall ist passier t. der 
deut sd1~ Fahrer ist tot, sein Beifahrer schwer verletzt. 
Es wird Anklage erhoben ~·or dem amerikanischen Mi
litärgericht nur wegen falschen Uberholens. meine 
DamE>n und Herren, und der Amerikaner wird von der 
Anklage freigesprochen. - Das ist die Behandlung des 
Tatbestandes. wie sie sich aus der Zeitung - bisher un
widt'r~prochen - ergibt. 

Angesichts solcher und anderer Fälle erhebt sich natür
lich die Frage, wie wir in unserem Zuständigkeitsbe
reich der StMtsanwaltscl111!t von Rheinland-Pfalz und 
der Zuständigkeit unseres Justizministers als Wei
sungsvorgesetzter zu verfahren haben. Dabei, meine 
Damen und Herren, muß man zunächst folgendes 
wiss<'n. Ausgehen muß man vom NATO-Truppenstatut. 
Das NATO-Truppenstatut gibt dem Gastland, dem Auf
nahmeland, die Verfahrenspriorität. In solchen Fällen, 
wo beid<'n Staaten an sich zuständig wären, kann also 
das Aufnahmeland von seiner Gericb.tsbarkelt Gebrauch 
machen, wenn es will. Das ist im Verhältnis zur Bun
desrepublik Deutschland nicht ganz so, weil in elnem 
Zusatzabkommen zu diesem NATO-Truppenstatut 
grundsätzlich auf die Zuständigkeit der deutschen Ge
richtsbarkeit verzichtet worden ist, allerdings, meine 
Damen und Herren, mit dem Vorbehalt des Widerrufs 
dieses Verzichts in näher bestimmten, allerdings nur 
allgemein umschriebenen Einzelfällen, die von Fall zu 
Fall von der deutschen Strafverfolgungsbehörde zu 
überprüfen bleiben. 

Hier haben wir, wenn wir die Durchführungsbestim
mung zum Zusatzabkommen des NATO-Truppenstatuts 
durchlesen, !estzustell<.>n, daß insbesondere dann, wenn 
es sich um Tötungsdelikte handelt - und darunter fällt 
ja auch wohl ein Delikt der fahrlässigen Tötung - die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme de r deutsclwn Ge
richtsbarkeit besteht. Ich hätte die Bitte an den Herrn 
Justizminister. daß er die Frage noch einmal überprüft. 
kh weiß, Sie haben in einem sehr ausführlichen und 
auch i;ehr genauen Rundfunkvortrag })('rPits 7.ll diesen 
Fragen Stellung genommen aus Anl<iß von Vorgängen. 
die sich in der Pfalz abgespielt haben. Diese Stellung
nahme teile ich nicht in allen Punkten: ich wäre Ihnen 
dankbar und würde den Herrn Vorsitzenden des Rechts
ausschusses um einen entsprechenden Antrag bitten. 
wenn Sie dem Rechtsausschuß einmal (ih0r die Praxis 
in der Behandlung solcher Fälle Bericht ersLatteten. 
Ich bin der M"'inung, daß nur auf eine solche Weise 
dem deutschen Interesse in Rheinland-Pfalz entspro
chen werden kann. Es geht ja nicht nur - obschon das 
sicher die erste Frage ist, die damit zusammenhängt -
um die "\Vahrung der Rechtseinheit auf unseren Stra
ßen, sondern es geht selbstverständlich auch um das 
deutsche Eim:elintt>res.se des Hinterbl iebenen und da
mit zusammenhängend flt1m der VPrlPt?:tt>n ;:ous Pinem 
solchen Verkehrsunfall. 

Ich möchte auch noch eine weitere Frage allgemeiner 
Art hier herausstellen. Ich hatte bereits in einer Klei
nen Anfrage zu der einheitlichen Anwendung des § 153 
der Strafprozeßordnung Stellung genommen, und ich 
hatte den Versuch gemacht, auf die Pl'axiR der Straf
verfolgungsbehfü·den einen Einfluß zu nehmen. Das ist 
mir, meine Damen und Herren, wle Sie aui> dt>r Ant
wort wissen, gründlich dan<?bf'ngegangen. 

Hier ist es so, daß wir tatsächlich an alten . überkom
menen Vorstellungen im Bereich der Justizverwaltung 
nlcht so ohne weiteres vorbeikomnwn. Ich meine aber. 
das Thema wäre wichtig genug, um es hier noch ein
mal zu erörtern. Worum geht es? Der Gesetzgeber hat 
im § 153 der Strafprozeßordnung die Möglichkeit vor
gesehen, Gerichte und auch Strafverfolgungsbehörden 
von sogenannten Begatell-Straf'sachen dadurch zu ent
lasten, daß diese Bagatell-Strafsachen eingestellt wer
den. Für die Einstel!ung nach erhobener Anklage. die 
durch Richterbeschluß herbeigeführt werden muß. be
nötigt der Richter die Zustimmung des Sit:wn~sver

.treters oder des Amtsanwalts oder Rtaats11nwalts . 

Nun. meine Damen und Herren, wir stellen immpi· 
wieder fest, daß in den Verfahren besonders vor dem 
Einzelrichter und dem Jugendrichter die Zustimmung 
zur Einstellung deswegen nicht gegd>eu werden kann, 
weil der Sitzungsvertreter keine E1·11täcl1tigut1g zu einer 
solchen Erklärung hat. Dafür, meine Damen und Hel'
ren, haben wir kein Verständnis. Wenn es i·icf1tig ist, 
daß der Sitzungsvertreter das volle Strafmaß bean
spruchen kann für den Angeklagten. dann muß er 
auch in der Lage sein, zu beut'teilen, ob die Schuld bei 
diesem Täter nach durC'hgeführter Hauplve1·handlung 

-· .als gering erscheint und ob die Folgen gering sind und 
daher die Zustimmung zur Ein:;tellung des Verfahrens 
gegeben werden kann. 

(Sehr richtig und Beifall bei der FDP.) 

Sie haben, sehr geehrter Herr Minister . in der Ant
wort auf meine Kleine Anfrage dargelegt, daß in die
sen Fällen ein Anruf bei dem Dezernenten der zustän
digen Amtsanwaltschaft ja genüge, um die Zustimmung 
für die Einstellung herbeizuführen. Ich bedauere, da-
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für kein Verständnis aufbringen zu können. Ich bin 
der Meinung, /:laß der Sitzungsvertreter, der ja auch 
ein ausgebildeter Rechtspfleger ist, aus dem Inbegriff der 
Hauptverhandlung hernus viel besser in der I..age ist, 
diese von mir angeschnittenen Fragen richtig zu be
antworten als der Mann vom Grünen Tisch weg, der 
nur in einem Telefonat zu dieser Frage angesprochen 
wird und der sich dann so oder so, möglicherweise in 
beiden Richtungen Calsch entscheiden kann. Und wenn 
man dann noch weiß, meine Damen und Hel'!'en, daß 
ja der Amtsanwalt nicht allein die Verfahrenseinstel
lung hcrbci!üht·t, sondern daß ein ausgewachsener 
unabhängiger Richter den Beschluß verkünden muß, 
und daß es nur der Zustimmung dazu bedarf, dann 
bitte ich doch zu erwägen, ob wir nicht das alte Ver
fahn.•n ändern und den Sitzungsvertreter in unserem 
Land zur Entlastung der Gerichte und Strafverfol
gungsbehörden für diesen Bereich mit der Einstellungs
befugnis versehen. 

Ein dritter Punkt, den ich anschneiden möchte, der 
allgemeinC'S Interesse hat, ist das Verhalten der Staats
anwaltschaCt in Weinstrafsachen. Wir hatten in den 
vergangenen Jahren hier in Rheinland-Pfalz umfang
reichste Weinstra!ver!ahren anstehen; sie stehen auch 
jetzt noch an. Ich darf Ihnen, Herr Minister, ein be
sonderes Lob spenden, Sie haben bei den Staatsanwalt
schaiten Mainz und Trier Sonderdezernate eingerich
tet in der richtigen Erkenntnis, daß auf diesem Be
reich die Staatsanwaltschaft wichtige wirtschaftspoliti
sche Aufgaben mitzuerfüllen hat. 

Es handelt sich darum, daß mehrere Millionen Liter 
Wein - wie die Ermittlungen bisher gezeigt haben, 
ohnc daß ich damit dem späteren richterlichen Urteil 
vorgreifen möchte -, die zu einem ganz erheblichen Teil 
aus ausländischen Mosten stammten, unter einer fal
schen Bezeichnung - mit guten, mit 1959er Moselnamen -
in den Verkehr gebracht worden sind. Es sind daran 
beteiligt Kl'else aus Rheinhessen, Kreise auch aus dem 
Moselgcbiet. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie im 
Interesse unseres heimischen Weinbaues, im Interesse 
unserer heimischen Weinwirtschaft aut eine zügige Ab
wicklung dieser Verfahren, die Sie ja bereits bisher 
sehr energisch in den Griff genommen haben, hinwir
ken würden. 

(Abg. Bel:kenbach: Sehr richtig! - Beifall bei 
der CDU.) 

Und nun, meine Damen und Herren, noch ein Punkt 
von allgemeinem Interesse. Es ist das zweite Straßen
verkehl'ssicherungsgesetz, das die öffentlichen Gemüter 
sehr erhitzt. Sie haben in Trier, Herr Minister, darüber 
~esprochen, und Sie sind zu dem Ergebnis gekommen, 
daß man Abschließendes noch nicht sagen könne. Sie 
haben aber - so habe ich es den Presseverlautbarungen 
entnommen - doch wohl allgemein die Meinung vertre
ten, daß dieses Zweite Straßenverkehrssicherungsgesetz, 
dieses neue Strafrc<.!ht, sich in erster Linie gegen den 
Verkehrsrowdy wendet. Das begrüßen wir. Wir wollen, 
daß der Verkehrsrowdy in Zukunft härter angepackt 
wird, als das bisher der Fall war. Aber wir bitten, da
für zu sorgen, daß nicht jeder Fahl'lässigkeitstäter in 
Zukunft als Verkehrsrowdy angesehen wird. 

(Sehr gut! und Beifall im Hause.) 

Diese Grenzziehung, meine Damen und Herren, ist 
die entscheidende Frage, um .die es im Rahmen des 
Straßcnvcrkehrssicherungsgesetzes geht. 

Deswegen bitte ich Sie, mit besonderer Sorgfalt die im 
Rahmen des § 315 c des Strafgesetzbuches und der neuen 
Bestimmung aufkommende Frage zu beachten und 
durch Anweisung an die Staatsanwaltschaften auch be
achten zu lassen, wonach „grob verkehrswidrig und 
rücksichtslos" ein Tatbestandsmerkmal ist, das beson
ders sorgfältig überprüft werden muß und das dann 
nicht angenommen werden kann, wenn Gründe vorlie
gen, die seine Annahme ausschließen, so daß man auch 
hiel' mit großer Sorgfalt nach dem Grundsatz „Im Zwei
fel zugunsten des Angeklagten" seine staatsanwalt
schaftlichen Geschäfte ve1·sieht. Und ich würde es als 
gutes Zeichen werten - ich glaube auch, daß dieses Haus 
mir in dieser Frage zustimmt -, wenn man einmal oder 
in mehreren Fällen, wo übers Ziel hinausgeschossen 
wird, durch eine Berufung zugunsten des Angeklagten 
das Redlt auf das richtige Maß zurückführt, damit wir 
es nicht zu erleben brauchen, daß unter der Geltung 
dieses neuen, sehr straffen Gesetzes die Strafe im Ver
hältnis zur Schuld - wie es in der Frankfurter Allge
meinen Zeitung so schön hieß - zum Zerrbild wird. 

Meine Damen und Herren] In diesem Zusammenhang 
darf ich darüber hinaus eine Bitte aussprechen, die mit 
in das Ressort des Herrn Innenministers hineingeht, 
daß nämlich bei der Verwahrung des Führerscheins, 
wie sie vorgesehen ist - allerdings insoweit nach § 94 
der Strafprozeßordnung -, mit viel Vorsicht, Übersicht 
und Verstand vorgegangen und nicht schlechthin bei 
jedem Hauch, der nach Alkohol zu riechen scheint, nun 
der Führerschein kassiert wird. Ich übertreibe hier be
wußt, um das Problem einmal herauszustellen. Ich bin 
der Meinung, man sollte die richtige Grenze ziehen und 
nicht Verkehrskontrollen zu dem Zweck durchführen, 
die angetroffenen Verkehrsteilnehmer für eine vor
übergehende Zeit einfach neben den Führerschein zu 
setzen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, darf ich mich 
der Frage zuwenden, die in der heutigen Presse eine 
Rolle spielt, nämlich der gleichmäßigen Anwendung des 
Gnadenrechts - eine Frage, die sicher große Bedeutung 
für die Strafjustiz hat. Und wenn man die heutige 
Presse verfolgt, so hat man den Eindruck, als hätten 
wir es in unserem Lande mit einer neuen Justizaffäre 
zu tun. Zweifellos wäre es nicht zu vertreten, daß hier 
ein Mann höherer Stellung um dieser Stellung willen 
anders als jeder Normalbürger behandelt würde, und 
ließe es sich nicht redltfertigen, daß das Ministerium 
der Justiz in einem solchen Fall vom Gnadenrecht Ge
brauch machte. Wir verlangen gleiches Recht für alle. 

Indessen darf ich in diesem Zusammenhang !olgendes 
sagen: Wenn es nicht richtig sein sollte, daß der be
treffende Verkehrsteilnehmer mit 1,98 Promille Alkohol 
am Steuer saß, wenn etwa die Promillegrenze wesent
lich darunter gelegen hätte nach der richterlichen Fest
stellung, etwa in der Nähe von 1,5 Promille, wie ich 
mir habe sagen lassen, dann ist allerdings die Entschei
dung, die getroffen worden ist, bei einem jahrzehnte
langen Verkehrsteilnehmer wiederum ~ ich würde nicht 
sagen, nicht zu verstehen; ich will keine Urteilskritik 
üben; ich will aber sagen, daß dann eine solche Ent
scheidung, vier:Wochen Haft ohne Bewährung, nicht in 
das Maß der allgemeinen Rechtsprechung des Landes 
Rheinland-Pfalz hineinpassen würde. Und daß in einem 
solchen Fall vom Gnadcnrecht Gebrauch gemacht wer
den kann und muß, um einheitliches Recht lm Lande 
zu gewährleisten, dafür möchten wir uns ebenfalls ver
wenden. 

Insgesamt können wir den Fall nicht abschließend be
handeln. Wir bitten Sie, Herr Minister, um Ihre Erläu-
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terung. kh darf hoffen, daß danach von einer Justiz
affäre im Lande Rheinland-Pfalz nicht mehr die Rede 
:;ein kann. 

Insgesamt stimmen wir diesem Haushalt, den wir als 
0inen fr<>undlidlen Haushalt gegenüber der Justiz be
wichnt>!l, w und bitten auch Sie um Ihre Zustimmung. 

<Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wnrt hat Herr Abgeordneter Dr. Völker (FDP). 

Ab){. Dr. Völker: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Mittel
punkt jeder Betrachtung der Tätigkeit der Justiz und 
ihr.;>r Aufgaben steht die Person des Richters. Der Rich
ter ist der Träger dieses Zweiges einer Verwaltung. 
Und er ist nicht nur Träger der Verwaltung, sondern 
er ist ein Menscll. mit b~onderen Aufgaben. Die Arti
k.;>I 92 ff. des Grundgesetzes haben diese besondere 
Stellung des Richters zum Inhalt. Deshalb sind alle Er
<irte1'tmgen, die wir über seine Ausbildung, seine Ein
stellung pflegen, und Betrachtungen - auch kritische -
seines Verhaltens, die wir anstellen. so eminent wich
tig. Der Richter ist nicht der Vertreter einer Verwal
tung, sondern er ist kraft der Autorität der Verfas
sung Träger einer unmittelbaren Staatsgewalt, näm
lich der richterlichen, der von allen Verwaltungsan
ordnungen unabhängigen richterlichen Gewalt. 

'\'v"C>nn wir diese Feststellung treffen und wenn wir 
mit den Artikeln 92 ff. die Persönlichkeit des Richters 
als e ine Garantie für den Willen des Verfassungs
gebers, eine Garantie für das Zusammenwirken aller 
Staatsgewalt ansehen, dann, meine Damen und Her
ren, wird klar , wie wimtig jede Erörterung über den 
JusLi?..haushall nach jeder Richtung hin ist. 

Ich darf die einfachste Frage vorweg stellen, die, glaube 
ich, schon beide Herren Vorredner angesprochen haben : 
die Fra~e der Ausbildung. Es ist gar kein Zweifel 
möglich, daß die Ausbildung der heranwachsenden und 
zu ihren hohen Zwecken zu erziehenden Richterper
sönlichkeiten mlt der allergrößten Sorgfalt erfolgen 
muß und daß diese Ausbildung als eine außerordent
lich wichtige Voraussetzung für die hohen Aufgaben 
des Richters mit aller Behutsamkeit durchgeführt wer
den wllte. 

Aber ich s timme dem Herrn Kollegen Theisen zu, daß 
die Mö~lichkeit der Heran-ziehung junger Menschen zu 
einem solchen verant.wortungsvollen und schwierigen 
Beruf natürlich nicht dadurch erschwert werden darf, 
daß man die Entwicklung dieser Menschen zu der Be
rufsausübung vor so viele Schwierigkeiten stellt, wie 
es zur Zeit der Fall ist. Wenn man die Ausbildungs
margen des normalen Staatsbürgers, des männlichen 
Slaat.sbürgers insbesondere, der seiner Wehrpflicht zu 
genügen hat, in Zeitabschnitte teilt, dann kommt man 
heute ohne Schwierigkeiten und ohne daß der Auszu
bildende irgendwelche Zeitverluste dwch eigenes Ver- . 
schulden hervorruft, zu der Feststellung, daß vor dem 
28.129. Lebensjahr der junge angehende Jurist kaum 
in den Bewg des ersten von ihm vel,"Q~enten - wenn 

:man den Unterhaltszuschuß beiseite s tellt - Gehaltes 
gelangt. 

" .. „. „,,. 
Ich begrüße die Anregung des Herrn Kollegen Theisen 
- sie ist ja auch Gegenstand der Justizministerkonfe
renz gewesen-, daß man mit aller Sorgfalt nach Wegen 
sucht, bei Beibehaltung der sehr notwendigen, sorg
fältigen und eingehenden Ausbildung die Ausbildungs
zeit abzukürzen. Auch in unserem Lande s ind die Fra
gen angesprochen worden. Ich hnbe vor gar nicht 
langer Zeit - vor einem halben .Jahr - auf Grund einer 
Anfrage eine dankenswert gründliche und sorgfältige 
Auskunft des Justhministeriums über diese Zeiträume 
bekommen. Daraus habe 1ich zu meiner Enttäuschung 
entnehmen können, daß die Studierenden der Rechts
wissenschaften im allgemeinen nicht nur die vorge
schriebene Ausbildungszeit voll in Anspruch nehmen, 
sondern in der großen Mehrzahl diese Zeit übersclu·ei
ten, und daß die guten Absolventen der Ausbildung in 
der Mehrzahl nicht bei denen zu finden sind, die sich 
an die vorgeschriebene Zeit gerade noch halten. Ich 
meine, dl.e Erwägung. die der Herr Kollege Theisen 
stellt, ob mlin in der Ausbildung an der Universität 
manche kleine oder große Veränderung anregen sollte, 
scheint mir besonders dankenswerl 

Ich darf aber auch von unserer Seite aus das Justiz
ministerium bitten, bei der Prüfung nach der Notwen
digkeit der jetzt doch imme1·hin sehr langen Referen
darausbildung sehr ernsthaft!! tJberlegungen vorzWleh
men. 

Nun, wenn der Richter nun Richter ist und wenn er 
d!e Ausübung dieser dritten, der rechtsprechenden Ge
whlt"in seii:i.er Hand vereinigt, dann sollte - ich glaube, 
da stimmen Sie mir alle zu - dieset' Richter der beste 
im Staate sein, er sollte, soweit das beeinflußbar ist, 
derjenige sein, der frei von materiellen Schwierig
keiten und Sorgen im Ansehen - auch im gesellschaft
lichen - seiner Mitbürger eine besondere Pos ition ha
ben. Das \var ·früher zweifellos der Fall. Während 
der Zeit des Nazismus sind die Leistw1gen auch der 
Rlchter - Sie können sich zum TP.11 sicher daran 
erinnern - sehr stark herabgewürdigt und abgewertet 
worden. Auch in der Nachfolgczt-it ist das Ansehen 
der Richter nicht immer so geblieben., wie es 

-früher war. Ich weise aus einem ganz bestimmten 
Grunde darauf hln. Die Attraktivität eines Beruies, 
meine Damen und Herren, mag in der Vergangenheit 
überwiegend bestimmt worden sein eben von der Ach
tung, die man diesem Beruf zollte. Sie ist 1abet" zweifel
los heute - und war es vielleicht auch. früher - be
stimmt von der Frage: Wie ist meine soziale, wie ist 
rnein'e wirtschaftliche Position? Ich glaube, daß man bei 
aller Anerkennung der Begeis terungsfähigkeit und der 
Einsatzrreude unserer heutigen J'ugend - sie ist nicht 
geringer, als sie -zu anderen Zeiten war - doch mehr 
als früher und immer wieder bei jungen Abiturienten -
ich habe die Ehre, sehr häufig vor den Absolventen 
der höheren Schulen über Berufsfragtm Vorträge zu 
hallen - feststellt. daß die jungen Leute :fragen: Wie 
bin ich denn gestellt, wenn ich dieses Berufsziel er
reicht habe, mit anderen Wor ten: wie werde ich be
zahlt, wetche Möglichkeiten habe ich, wenn ich Bank
ader Versicherungsjurist werde, wenn idl in den freien 
Beru! gebe und welche Chance habe ich, wenn ich 
Richter werde? 

. Hier, meine Damen und Herren, bitte ich e ines :w be
achten. Der Richterberuf ist der einzige der höheren 
und der mittleren Berufe, der keine Laufbahn hat. Es 
gipt keine Laufbahn in der Position des Richiers. Der 
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Richter ist an sich mit seiner Bestellung zum Richter 
in seiner Laufbahn abgeschlossen. Die ganz wenigen 
Positionen, die herausgehoben sind als Vorsitzende 
einer Kammer oder als Leitende Richter an einem Ge
richt, sind ja keine Beförderungen, sondern sie sind 
die Erteilung eines Sonderauftrages an einen der we
nigen unter der großen Zahl der Richter. Es gibt also 
nicht wie bei den Verwaltungsbeamten Laufbahnen, 
sondern es gibt nur die eine in sich gleichmäßige Aus
übung der richterlichen Tätigkeit. 

Und wenn Sie das alles betrachten und wenn Sie un
sere sicherlich allgemeine Sorge um die Erhaltung des 
RichtC"rblldes, um die Schaffung der Voraussetzungen 
für die Attraktivität für die Besten unserer Jugend 
bl'jahen, dann werden Sie mit mir sich ernsthaft dar
übc1· Gedanken machen müssen, ob nicht in näherer 
oder weiterer Zukunft auch die Notwendigkeit besteht, 
diese durch die Verfassung zu einem Sonderstatus ver
pflichteten, aber auch berufenen Richter besoldungs
mäßig in eine andere Relation zu den anderen Ange
hörigen akademischer Berufe zu bringen. Ich bin der 
Meinung: Wenn man überhaupt je den Gedanken einer 
besonderen Regc!ung von Besoldungen - ich denke hier 
::m die Hochschullehrerbesoldung und an die Besoldung 
der Leht"er - für erforderlich hält, dann ist sie deshalb 
bei den Richtern notwendig, weil sie ihrem Status nach 
sich von allen anderen Beamten unterncheiden. Ich 
meine, wir sollten sehr ernsthaft die Frage prüfen -
vielleicht schon bei der anstehenden Erörterung der 
Besoldungsreform -, ob man nicht hier etwas tun soll 
in der Richtung unseres allseitigen Bemühens, die Rich
terpersönlichkeit und die Heranziehung der Besten zu 
diesem Beruf zu untermauern. 

, 
Meine Damen und Herren! Ich darf hier einen Gedan
ken anschließen, der gestern von dem Herrn Kollegen 
Thorwirth kurz angesprochen worden ist. Es heißt -
Herr Kollege Munzinger sagte es, glaube ich -: Recht 
und Rechtsprechung sind einheitlich - er sagte das in 
einem anderen Zusammenhang -, das Recht sei nicht 
gebunden an Grenzen. Ich möchte das nun einmal pro
jizieren auf das Innerstaatliche. Auch bei uns ist Recht 
und Rechtsprechung in den Kerngedanken einheitlich. 
Auch bei uns sollte nach außen hin nach meinem Da
fürhalten viel stärker als es der Fall ist zum Ausdruck 
kommen, daß die Richterpersönlichkeit, aber auch die 
Art der Rechtsprechung - ich darf das jetzt mal bildlich 
sagen - in ein Haus gehört. Das hat zwei mögliche Fol
gerungen. Ich kann aus meiner Praxis sagen, daß viele 
Rechtsuchende verwirrt waren, wenn ich sie auf die 
Unterschiedlichkeit zunächst einmal der Häuser hin
wies und ihnen sagte: Mit der Frage A müssen wir zum 
Arbeitsgericht, mit der Frage B zum Verwaltungsge
richt und der dritten zum Finanzgericht, mit der vier
ten da oder dorthin. Die Leute, die über die zusammen
hänge und ihre Entwicklungen nicht unterrichtet waren, 
sagten mir: Gibt es denn das überhaupt, ist nicht auch 
in einem Rechtsstaat die Rechtsfindung einheitlich? Ich 
will die Dinge nicht bis zum letzten vertiefen. Ich kenne 
natürlich die Einwendungen der Verwaltungs-, Sozial
odcr Arbeitsrichter. 

Sie sagen: Wir haben ja ein solches Spezialgebiet zu be
arbeiten, daß es gar nicht möglich ist, das in die Rechts
pflege der allgemeinen Gerichte einzubeziehen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin diesen Einwendun
gen gegenüber immer etwas skeptisch gewesen. Wenn 
wir wirklich auf dem Standpunkt stehen, daß Recht und 
Rechtsprechung etwas Einheitliches vom Grunde her 

sind, dann ist es nicht schwer, die Unterschiedlichkeit, 
die auch hier klafft zwischen der Tätigkeit des Straf
richters und des Zivllrichters, zwischen dem Richter in 
Landwirtschaftssachen und in Grundbuchsachen gegen
über dem Richter, der in der streitigen Judikatur tätig 
ist, in der Übereinstimmung der Rechtsgrundsätze nun 
die Arbeitsgerichtsbarkeit, die Sozialgerichtsbarkeit, 
aber auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit unter Belas
sung der Erfahrungen der einzelnen Ressorts in ein 
Haus zu bringen. 

(Abg. Wallauer: Wie das auch schon einmal in 
den 20er Jahren der Fall war!) 

- Jawohl! Lassen Säe mich hier z.unächst diesen Aus
druck ganz konkret fassen. Der Rechtsuchende, aber 
auch der Rechtsvertreter, der Rechtsanwalt, ist natür
lich rein körperlich bereits außerordentlich strapaziert, 
wenn er bei einer Feld-Wald-und-Wiesen-Praxis, die 
also alle Dinge des täglichen Lebens umfassen soll, 
jetzt von dem einen Haus in das andere laufen muß 
und dann feststellt - ich sage das jetzt ohne Schärfe; 
Herr Matthes ist auch nicht da -, daß beispielsweise 
dieses oder jenes Spezialgericht noch außerordentlich 
unwürdig und schlecht in irgendwelchen angemieteten 
Räumen untergebracht ist. Ich denke jetzt auch einmal, 
genius loci - mit „c" geschrieben, Herr Munzinger -, 
an Koblenz; wenn ich in das Arbeitsgericht gehe, so 
bin ich erschüttert, und jeder Rechtsuchende auch, 
unter welchen äußeren Bedingungen hier Recht ge
sprochen wird! Es ist einfach nicht zu verstehen, wes
halb man, selbst wenn man die Eigenständigkeit der 
- wie wir Juristen immer etwas abfällig sagen - Haus
gerichte bejahen wollte, sie nicht wenigstens in ein 
Haus bringt, in dem man von dem einen Zimmer in 
das andere, vom Sozia1richter zum Stra:f'ric.'lter, gehen 
kann! 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Bei gutem Willen - und der ist doch bei uns allen ohne 
weiteres vorauszusetzen - sollten wir einen Weg suchen 
und finden, daß wir zunächst einmal diese Gemein
samkeit der Unterbringung in irgendeiner Form durch
setzen. Sagen Sie mir nicht, meine Damen und Herren, 
das läßt sich ressortmäßig nicht machen. Das läßt sich 
ressortmäßig wohl machen! Es ist ganz selbstverständ
lich, daß, wenn die Unterbringungskostcn in dem 
einen Etat .erscheinen, der andere Etat diesem eine 
Miete erstatten muß. Aber wenn wir von Verwal
tungsreform nicht nur recten, sondern diese - wie alle 
Herren Vertreter der Fraktionen mit Uberzeugung ge
sagt haben - mit großem Ernst angehen wollen, dann 
lassen Sie mich doch als vielleicht verwaltungsmäßig 
nicht so sehr vorgebildeten Laien sagen: Ich kann 
nicht erkennen, warum man bei einet" Verwaltungs
reform nicht auch solche vom Grund her zusammen
gehör.ige Behörden in ein Haus sollte setz.en dürfen! 

Ich möchte das aber nicht allein wünschen, sondern 
möchte anregen, daß wir uns auch über die Frage in 
absehbarer Zelt unterhalten, ob man nicht über die
ses rein räum.liehe Unter-ein-Dach-Bringen doch min
destens versuchen sollte, eine größere Freizügigkeit -
ich. drücke mich jetzt sehr vorsichtig aus - zwischen 
diesen Gerichten herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren! Wer mit diesen Richtern 
der Spezialgerichte häufiger zu tun hat - das ist bei 
mir der Fall -, der wird :immer die bewegte Klage hö
ren, daß der Richter, der am Sozialgericht oder am 



126:.! Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(Dr. Völker) 

Arbeitsgericht tätng ist, aber noch mehr der Verwal
tun~sbeamte. an uns herantritt und sagt : Herr Abge
<m:lnl't~r, was wird denn jct.zt .aus mir? Ich bi.n jetz.t hier 
Inspektor geworden. Ich glaube.. nach meinen Prü!un
gen und Fähigkeiten in der Lage zu sein, auch einmal 
Amtmann zu werden. Ich habe keine Chance! - Und 
dann kann man den armen Leuten nur sagen: Ja Gott, 
dann rnußt ihr euch halt wegmelden. Dann müßt ih1· 
eben in die größere Venvaltung, in die Justizverwal
tung gehen, die dank der erfreulich großzügigen Aus
geslallUng unseres Ju:;tizetats in diesem Jahr sehr er
hd>lich bessere Beförderungsmöglichkeiten bietel. 

1 A})~. Dr. Kohl: Oder, Herr Kollege Dr. Völker, 
in die Kommunalverwaltung; da wird man noch 

schn'.:Uer befördert[) 

- Oder in die Korrununalverwallung: es gibt noch 
andere. Wenn Sie in die freie Wirtschaft gehen, Herr 
Kohl dann ist Im Augenblick die Aufstiegschance 
wahrscheinlich noch gl'Öl.ler als bei allen anderen Be
hördPn, Das ist aber nicht der Sinn der Sache. 

Meine Damen und Herren! Die Vereinzelung wirkt sich 
in der Bt'ruf.slauibahn nirgends so bedauerlich ein
schl'änkend aus wie bei den Beamten. Die Vereinze
lung beispielsweise bei einem Sozial- oder Arbeitsge
richt schließt in der Tat jede Möglichkeit des Fort
kommens aus, und damit - meine Damen und Herren, 
wollen wir die Dinge doch real sehen - schwindet auch 
die Bereitschaft des Beamten. über das unbedingt not
wendigP. Maß hinaus 

lAbg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

noch mehr zu tun, als er zur Erfüllung seiner Auf
g;.iben braucht! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Beamte sind auch Menschen!) 

- Nicht nur auch Menschen, sondern sie sind an klare 
Vorstellungen gebunden. Herr Dr. Skopp, wenn ein 
Fort~d'irilt sich nicht mehr anbie tet, isl selbstverständ
lich auch das Streben im allgemeinen nicht mehr so 
groU. 

<Abg. Dr. Skopp: Ganz klar!) 

Ich würde meinen., daß wir uns vielleicht in diesem 
Jahr. vielleicht in einem der Folgejahre, mit all die
:<en Fragen auseinandersetzen und hier ganz. behul
sam, aber auch mit aller möglichen Bestimmtheit an 
die Dinge herangehen sollten. 

Ich kenne alle Probleme, habe jedoch nur einen Teil 
davon aufgezeigt. Wenn mir Herr Thorwirth zum Bei
spiel mit Recht sagen würde: Ja, wollen Sie denn in 
der Sozial- oder Arbeitsgerichtspraxis auf die Erfah
rungen der Vertreter der Gewerkscha!t und der Ar
beitgeberverbände verzichten'? - dann würde ich sagen: 
Auf gar keinen Fall! Selbstverständlich. muß in der 
Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit die Erfahrung der 
Leute, die nun jahre- und jahr-.lehnteiang diese Tätig
keit ausgeübt haben, erhalten bleiben! 

Bei d"'r Begründung Ihrer Stellungnahme sagten Sie 
gestern, Herr Thorwirth, es habe sich in den Sozial
un<l Arbeitsgerichten eine volksnahe Praxis herausge
bildet. Selbstverständlich, kein Mensch wird das be
stl'eiten! Aber, meine Damen und Herren, das ist doch 
kein Einzelfall, wie es gestern vielleicht manchmal na.di 
Ihren Ausführungen erschienen sein mag. Wir kennen 

d'och diese Heranziehung von Lai-enric:ht.ern übt!t'<tll da. 
wo besonders praktikable Fälle der täglichen Praxis 
abzuurteilen sind; nicht nur in der Strafjustiz, son
dern wir kennen sie an einer Reihe anderer GeriChte. 
Das alles braucht nicht verlorenzugehen. Im Gegen
teil, man sollte es erhalten, wohei ich allerdings mei~ 
ner persönlichen Skepsis, Herr Thorwirth, zu einer 
Frage der Arbeitsgerichtsbarkeit Ausdruck verleihen 
darf. Ich halte es nicht für besonders glücklich - auch 
nicht vom Standpunkt des rechtsuchenden Arbeitneh
mers her -, daß man von vornherein weiß, da ß der eine 
Del,;i~t;?r des Arbdtsgerichts ein voti den Arbeitgebern 
benannter Vertreter und der andere ein von den Ar
beitnehmern benannter Vertreter ist. Ich halte das -
offen gestanden - aus dem Gedanken der Einheitlichkeit 
des Rechts und der Roed1tsptt'('.hung ht>r<ius. wie ihm Herr 
Munzinger angesprochen hat, nicM Cür glücklich. Aber 
das kann Gegenstand von Erörterungen sein. Kein 
Mensch wird daran denken, die großen Verdienste, die 
sich all diese Männer und Frauen beim Aufbau der 
Sozial- und Arbeitsrechtsprechung erworben haben, 
irgendwie gering zu achten. 

Meine Damen und Herren! kh möchtt> zu dem Fall 
Drach, der nun in der Haushaltsberatung immer wieder 
erwähnt wird, nur eines sagen. Wir haben - und ich 
begrüße das von Herzen - ·in der Grundsatzdebatl.t> ge
hört, daß das gesamte Haus die sorgfältige und ein
gehende Nachprüfung dieses - wie •alle Sprecher, auch 
Herr Munzingcr, gesagt haben - Einzelfalles in einem 
Wlserer Ausschü:sse, -an dem ·alle Parteien beteiJ.igt sind. 
befürwortet. Herr Kollege Munzinger, e:; geht mir ge
gen den Striich, daß Sie, nachdem wir das beschlossen 
.bab~1i.. also mit ~ndercn WQrten. ein V.erfahren ein
·geleitet haben, als ju!"isii.scher Kollege diese Sache hier 
noch einmal - sicherltch mil großem Temperament. 
aber doch auclt emotione11 - .ausbreiten. 

Herr Kollege Munzingcr, keiner von uns, so glaube ich 
sagen zu können - für mich gilt es jedenfalls -, kennt 
die genauen Unterlagen dieses Falles, ich möchte be
ha upten, in diesem Haus - vielleicht außer dem Justiz
minisler - wohl kaum jemand, denn keinem ist e.s doch 
bisher möglich gewesen, diese Akten der Vergangenheit, 
diese Urteile durchzusehen und zu übcrprüfon. Wir 
wissen also nicht mit letzter Bestimmtheit, ob der Herr 
Drac::h nun in dieser oder jener Form straffällig gewor
den ist. ·wenn wir uns a uf den Grundsatz doch immer 
wieder einigen müssen, Herr Munz.inger, daß das schwe
bende Verfahren eine gewisse Zurückhaltung erfordert, 
sollten v.ir uns doch auch vor abschließenden Urteilen 
hüten . 

Sicher mag dieses und jenes wichtig und notwendig ge
wesen sein, auch aus der Notwendigkeit der Klarstel
lung \.\IlSerer Po~ition :z.um Lande Luxemburg. Aber wir 
sollten es jetzt, glaube ich, unserem Rechl~ausschuß, 
in dem ja alle Parteien mitwirken, übt!rlassen, die letz
ten Ursachen und Gründe eines Verhalt<"ns {>der Fehl
\''Crhaltens nachzuprüfen. 

(Beifall bei der FDP.} 

Lassen Sie mich zum Abschluß folgendes sagen~ Meine 
Damen und Herren, wir haben in diesem Eta l, den Herr 
Theisen mit Recht als einen Etat des Wohlwollens be
zeichnet hat - ich glaube, das kann man auch ohne Be
denken -, wir haben in diesem Etat die ganz besonderen 
Anliegen derjenigen Menschen b erücksichtigt, die mit 
Rec:llL vun unsere1· .Justiz verlangen, daß ihre Angele
genheiten mit Vorrang gefördert werden, nämlich der
jenigen, die !Wiedergutmachungsansprüche haben. Wir 
habl!n gerade im Hinblick darauf eine erhebliche Ver-
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mehrung der Richterstellen vorgenommen, und - dafür 
bin ich besonders auch dem Finanzausschuß dankoor -
wir haben endlich einmal in diesen Etat eine soge
n;innte Richterreserve hineinigebaut. 

Wir haben übereinstimmend - alle Fraktionen - den 
Bedürfnissen der Richter draußen Rechnung getragen 
und eine zusätzliche Zahl von neuen Assessoren in die 
Planung mit aufgenommen. 

Wir hab\!n weiterhin den Wünschen einer Gruppe Rech
nung tragen können, die in der Enge ihrer Tätigkeit 
bislwr etwas eingeschränkt war - ich meine die Gruppe 
der Amtsanwälte -, indem wir mindestens vier Beför
derungsstellen haben schaffen können, die nicht von 
der Ausübung der Behördenleitung abhängig sind. 

Damit :;ind einige, wie Herr Theisen es ausdrückte, Zei
chen des Wohlwollens gegeben worden. Wenn wir uns 
darüber hinaus in der Zukunft bemühen, die Position 
des Richters und seine Persönlichkeit besonders sorg
fältig zu überprüfen und die Voraussetzungen - auch 
die materiellen - für seine unabhängige Tätigkeit zu 
schaffen, dann, meine Damen und Herren, glaube ich, 
werdl.'n wir in der weiteren Entwicklung unserer Justiz 
weniger Ärgernisse erleben, als wir sie manchmal in 
der Vergangenheit gehabt haben. 

(Beifall bei FDP und CDU.) 

Präsident Van Volxem; 

Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Schmidt 
ISPD). Ich gebe noch bekannt, daß der Haupt:i.usschuß 
um 12 Uhr z,usammentritt zur Beriatung des Finanz
a usgloichsgcsctzes. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich dar! zu
nächst feststellen, daß ich die ersten Ausführungen 
meines Kollegen Munzinger unten gehört habe, den 
zweiten Teil hier oben. Ich möchte dem Vorwurf be
gegnen, ich würde mich zu etwas äußern, was ich nicht 
gehört hä tle. 

Mein Kollege Munzinger hat mit Recht die Frage an 
den Herrn Justizminister gestellt, wieso es zu der von 
uns nicht verstandenen - ich glaube auch weit über 
unseren Kreis hinaus nicht verstandenen - ersten Stel
lungnahme kam, die praktisch auf eine Abdeckung der 
vor einigen Tagen beurlaubten hohen Justizbeamten 
hinzielte. kh habe dem Herrn Justizminister in einem 
persönlichen Gespräch gelegentlich gesagt - ich glaube, 
das habt' ich hier schon einmal festges tellt -: Für diese 
Abdeckung hat niemand Verständnis. 

Der Herr Justizminister wäre viel besser beraten ge
wesen, von vornherein die Geschichte - wie ich schon 
einmal gesagt habe - mit dem Ernst zu behandeln, wie 
sie nunmehr behandelt worden ist und im Rechtsaus
schuß noch zu behandeln sein wird. Es war das selbst
verständliche Recht, ich möchte sagen die Pflicht, der 
S<)Zialdemokratischcn Landtagsfraktion und ihres Spre
chers, nach diesem Teil des Verhaltens des Herrn Ju
stizministers heute zu fragen. 

(Abg. Dr. Kohl : S ie haben es ja schon vorgest ern 
get an!) 

Herr Kollege Munzinger hat keineswegs behauptet, die 
Staatsanwälte und Richter hätten lieber an die Front 
gehen sollen, sondern er hat behauptet - und das ist 
richtig -, in diesen Fällen hätten die fraglichen Be
amten von der Möglichkeit Gebrauch machen sollen, 
von der viele andere ebenfalls Gebrauch gemacht 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, und weil viele andere von 
diesen Möglichkeiten Gebrauch gemacht haben, deshalb 
ist ja auch unsere Gesamthaltung erst möglich gewor
den. 

tcn nabe mr die r ra1u10n gE:sagt - und mein Kollege 
Munzieger hat nichts dagegen gesagt -, daß wir es ab
lehnen, aus Anlaß der bedauerlichen Vorfälle nunmehr 
über unsere gesamte Justiz den Stab zu brechen, son
dern ich habe ausdrücklich festgestellt, daß - vom 
Großen her gesehen - die Justiz unser Vertrauen hat, 
und es bleibt bei dieser Feststellung. Um so bedauer
licher ist es aber, wenn dieses Vertrauen von einzelnen 
mißbraucht wird, obwohl sie wissen, daß dieser Miß
brauch geeignet ist, gerade den eigenen Berufsstand 
erheblich zu schädigen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die sozialdemokratische Fraktion freut sich - ich habe 
es schon gestern bekundet - über die Zusage des Herrn 
Ministerpräsidenten, im Rechtsausschuß den einen oder 
anderen Fall zu beleuchten. Ich hoffe, daß das zustän
dige Ministerium und der Herr Ministerpräsident bei 
dieser Beleuchtung den Versuch machen, all die Ein
zelfälle einmal anzusprechen, die Anlaß zur Besorgnis 
geben können. 

Dann, meine Damen und Herren, ist hier noch die 
Frage des Nationalgefühls angesprochen worden. Da 
habe ich allerdings unseren Kollegen Dr. Kohl, glaube 
ich, etwas anders verstanden. Herr Dr. Kohl hat mit 
Recht die Frage des Nationalgefühls in Verbindung mit 
dem Widerstandskreis, der zum 20. Juli führte, ange~ 
sprochen. Meine Damen und Herren, es gibt gar keinen 
Zweifel, daß wir in der Frage des Nationalgefühls 
und der Entwicklung eines Nationalgefühls genauso in 
dem Widerspruch leben wie in vielen anderen Dingen, 
die zur Zeit unser Volk bewegen. 

Es gibt einen Kreis von Menschen, die unter National
gefühl noch immer den alten Nationalismus verstehen, 
die unter Nationalgefühl den Appell an die Stärke, den 
Appell an die Waffenmacht ver~tehen und die letzten 
Endes im Hintergrnnd noch immer das alte Herrenden
ken unseres Volkes gegenüber anderen Völkern nicht 
abgelegt haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Jener Kreis begegnet uns fa:;t täglich in bestimmten 
Zeitungen und Zeitschriften, jener Kreis begegnet uns 
fast täglich in einer Reihe von Broschüren. Sie wissen, 
wir Sozialdemokraten sind sehr vorsichtig in der Be
urteilung der Fl·age des Einwirkens auf das gedruckte 
Wort, des Einwirkens auf das Erscheinen von Zeit
schriften und dergleichen, aber manchmal habe ich das 
Gefühl, daß die Langmut der Demokratie nach der 
Richtung hin etwas zu groß ist, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall des Hauses.) 

Es wäre wünschenswert, wenn wir der Vergiftung un
serer J ugend aus dieser Richtung rechtzeitig wider-
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i>l<'hPn wüi·den, denn unsere Jugend ringt um ein neues 
Gefühl für unser Volk. wid sie sucht nach diesem Ge
fühl. Un!<ere Jugend weiß , daß dieses Volk belastet ist. 
Unsere .Jugend stellt uns täglich die Frage nach dem 
Warum. lind wenn es die Frage stellt, dann sollten wir 
<1lie danmr b0d'1c:h t ~ein, <:l!l ß diese Frage klar, eindeutig 
und wahr beantwortet wird, und nicht, da ß wicdel" eine 
Gt>~,·hkht:-klit1erung aufkommt, die die große Schuld 
ülJ,~t·lüncht. die nun einma l ein gewisses System auf 
sim ~eladen hat. 

<Bli'ifall des Hauses.) 

ich glaube. daß das neue Nationalgefühl, um das wir zu, 
ringen hi1ben, heißt: bereit sein für Europa, bereit sein 
7.lll' Verstänciigung mit aJlen Völkern und bereit sein 
für cien Frieden. bereit sein. für den wachsenden Wohl
i>l<Md un:;+'rer Völker zu ,„·irken. -

G0~unde!> Nationalgefühl ist das Wissen, daß das eigene 
Volk Schemel unseres Wirkens ist, daß wir mit unse 
rl'm V•)lk !>chicksalhaft verbunden sind, und das um
fa:-senrlf' Wissen, über die Grenzen unseres Volkes hin
a us verpfliC'htet zu sein. Ein Nationalgefühl auf dieser 
Hasis berti hl:'nrl. wird zuletzt die Kraft geben, im Bc
wuUti>ein dessen, was geschehen ist, unsere Vergangen
heit überwinden zu können, auch die Bereitschaft an
derer VölkC'r wieder zu erwirken, mit urn;erem Volke 
auf l{ieicher Ebene zu leben. 

OC'rjenige, der heute de n Versuch mach t, unser Volk in 
ein neues enges Denken hineinzujagen, führt unser 
Volk in die Isolierung, führt unser Volk in d!e Ab
schnürung. füh.rt unser Vulk am Ende zu einer un
fruchtbaren Wirkungsmöglichkeit. Das wollen wir 
nicht ! Wir wollen m it den anderen Völkern frei und 
gleich werden. das heißt aber, daß wir jene Dinge über
winden, die uns einmal so schicksalhaft nachteilig be
stimmt h aben. 

<Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Volxcm : 

D<1!': Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! kh ha tte an sicl1 nicht die Absicht , in dieser De
batte noch e inmal das Wort zu nehmen. It.h habe dem, 
wal'I der Herr Kollege Theisen hier für uns vorgetra 
ge n hat, auch zur Angelegenheit Drach, nichts hinzu
wfügt>n. 

Ich finde es für wünschenswert, daß wir zu diesem 
Punl<t die D1.:batte im Plenum jetzt abbrech,;11 und 
pl'aktisch dann nach dem gemeinsamen Wunsch, der 
gestern von a llen drei Fraktionen hier geäußert wurde, 
im Ausschuß in Anwesenheit des Herrn Ministerpräsi
denten und des Herrn Justizministers die Dinge im De
tail besprechen. Ich glaube, der Landtag hat das, was 
hier zu tun war, getan, die Landesregierung ebenfalls, 
und wir sind froh, daß die ganzen Entwicklungen jetzt 
sn ~daufen sind. 

l ch habe mich eigentlich deshalb zu Wort gemeldet, 
weil ich hier in einer Weise apostrophiert wurde, die 

ich einfach der Wahrheit w F.hrP.n mid aucll meiner 
eigenen. Person entsprechend nicht hin_gehen lassen 
kann. 

kh war in einer Besprechung, Herr Kollege Skopp - es 
kommt vor. daß Fraktionsvorsitzende eine Besprechun~ · 
halten müssen -, und konnte also zu diesem Teil der 
Deba tte uicht hier sdn. 

Ich habe mir in der :lwischenzeil einen s te nographi
schen Auszug der Äußerung des Herrn Kolle~en Mun
zinger beschafft. und ich darf mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten zitieren. Herr Munzin1ter hat mich an.l!e
sprochen und fährt dann fort: 

Es ist fatal, im Zusammenhang mit dem Fall Drac:h 
von einem nationalen Gewissen zu sprechen. weil 
sich leicht die Assoziation, hier hätte jemand in der 
Vergangenheit natiomde Interes8en wahrgenommen, 
bilden könnte. 

Meine Damen und Herren! Es war dann Unruhe im 
Saal; dann fährt Herr Munzinger fort : 

lm Dritten Reich war von einem nationalen ~
wissen nichts zu spüren. 

Es sind Z\vei verschiedene Komplexe; ich wlll zu beiden 
etwas sagen. 

Zunächst, Herr Munzinger, muß ich es Ihnen überlas
sen, meine Ausführungen hier zu inte1·rweticren. Wer 
mich kennt, seit ich diesem Hause angehöre - seit 1959 - . 
wer mich kennt, seit ich im öffentlichen Leben poli
tisch tätig bin, seit Beginn der fünfziger Jahre, der 
weiß - und ich komme aus einer Familie, in der kh 

·das auch gelernt habe - , daß ich hier eine völlig ein
deutige Haltung habe. 

Wenn Sie einmal meine Rede naclllesen würden , die 
ich hier im Jahre 1959 nach der Landtagswahl über die 
Frage des Neonazismus in Deutschland gehalten habe -
ich kann Sie nur dazu einladen. :-:ich einmal dieser 
Mühe zu unterziehen, um meine Meinung dazu ke n
nenzulernen -, dann kennen Sie genau meinen Stand
ort. Und bei einem solchen Standort ist es einfach -
ich will es vorsidüig hier formulieren ; es fällt mir sehi· 
viel leichter, nachctem der Herr KollP.ge Schmiot hier 
eine Brücke gebaut hat. die ich gerne annehme - un
fair. jemanden so zu a postr ophie1·en . zumal das uber
haupt nicht zur Gesamtpersönlichkeit paßt. Deswegen 
also noch einmal ganz klar, um was es uns hier geht. 

Ich sprnch im Zusammenhang mit. dem Todestag - am 
kommenden Samstag - des Grafen von Moltke, des 
eigentlichen Initiatoren - sein Gut gab ja auch dem 
Kreis den Namen - des Kreisauer Kreises. 

Meine Damen und Herl'en ' lcll i;ch li~!le auch >t n das 
an, was der Herr Kollege Schmidt eben sagte, was ich 
nicht in allen Punkten so interpretieren möchte. Auch 
das will i.ch ganz offen h ier sagen, Herr Kollege 
Schmidt. 

Es gab im Dritten Reich - uad das war ja Ihr Schluß
satz, Her r Munzinger - natürlich das andere Deutsc:h
land. Meine Damen und Herren! Wenn wir nicht nur 
dii:se The.se, sondern diese Tatsache des anderen 
Deutschland als ständigen Beweis unsere1· nationalen 
Existenz, auch des nationalen Gewisst>ns, im DrittP.n 
Reich anerkennen, dann müssen wir zu eine1· Bejahung 
der Kollektivschuld kommen, die ich persönlich - ich 
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bin aus einem Jahrgang, 1930, der nicht mehr unmittel
bar bddligt war - um unseres Volkes Willen nicht 
akzeptier<'n möchte. 

(Beifall der Regierungsparteien und des 
Abg. Dr. Skopp.) 

Wir wissen, welch furchtbare Gewissensqu::ilen Millio
nen unserer Landsleute, auch solche, die eine braune 
Uniform anhatten, ausgestanden haben. Es gab grau
same menschliche Vorgänge, wo das Gesetz des terro
ristischen Staates gegen das Humanum, gegen den Ein
zelmenschen, ging. Wenn das so war, dann müssen wir 
<•s auch lwutc noch würdigen. Ich wehre mich immer in 
Di:>kussi!mcn mit der jüngeren Generation - mit meiner 
Gcmcration - dagegen, daß man unsere Väter beschul
digt, da hineingcstolpert zu sein. Ich sage immer, ge
rade meinen jüngeren Freunden: Wir haben in diesen 
Schuhen nie gelebt, und wir können nicht beurteilen, 
was wir in einem solchen Fall täten. -

Meine Damen und Herren! Es ist nicht jeder dazu ge
boren, aufrechten Hauptes nach Plötzensee unter den 
Haken zu gehen. F.s ist nicht jedermanns Sache, so sein 
Leben zu opfern. Man spricht nicht umsonst von Hel
den. von Märtyrern, in einem solchen Fall. Die Ge
schi.cht~· der Menschheit ist reich an Einzelbeispielen. 
Zählt man abel' die Millionen und Milliarden Menschen, 
die in diesem Jahrhundert gelebt haben, einmal zusam
men, sind es recht wenige. Und gerade weil diese vie
len Namenlosen Gewissensqual erlitten haben, gerade 
w<'il eine ganze Generation in den anfangs dreißiger 
Jahren verführt wurde unter der Überschrift „Natio
nale• Gcsinnun;g", sollten wir vorsichtig sein. 

Sehen Sie, es ist eine ungeheuer schwierige Sache, 
einem Ausländer, der nie in einem solchen Land gelebt 
hat, deutlich zu machen, was in Deutschland passiert 
ist. Einer meiner Universitätslehrer, der sicher zu Recht 
für sich in Anspruch nehmen konnte, von der ersten 
Minute .an dem Nationalsozialismus widerstanden zu 
haben - Alfred Weber-, hat uns einmal in hohem Alter 
in einem kleinen Kreis von Stundenten erzählt, was es 
Cür Schwierigkeiten gewesen seien, den einmarschie
renden alliierten Truppen in Heidelberg im April 1945 
klarzumachcn, daß diese Stadl nicht nur aus Naziver
bl'cchcrn bt•steht, sondern aus „Menschen wie du und 
ich" im allgemeinen Sprachgebrauch. Deshalb warne ich 
davor, diese Dinge gering einzuschätze n. 

Deswegen versuche Ich für meinen Teil bei jeder Ge
leg(mheit, gel'ade diese Tradition, diesen Blutstrom des 
deutschen Widerstandes, und zwar angefangen - ich 
schließe sie nicht aus - von der äußersten Linken bis 
hin zur äußersten Rechten, von Kreisen, die meinem 
heutigen politischen Standort vielleicht nicht immer 
entsprechen, die aber eines gemeinsam hatten, daß sie 
bereit waren, Opfer zu bringen !ür die Freiheit, auf
zuzeigen und lebendig zu erhalten. 

Meine Damen und Herren! Wie wollen wir als Volk 
bestehen, wie sollen wir eine Chance haben, als wieder
vereinigtes Volk einmal zu leben, wenn wir nicht mit 
diesc1· Gesinnung die Zeit von 1933 bis 1945 bewältigen. 
Denn irgendwann, vielleicht und hoffentlich noch in 
unserer Generation, werden wir ja für weite Teile 
Deutschlands die Verhältnisse von 1945 bis - sagen 
wir - 1965 bewältigen müssen. Das wird nicht möglich 
sein in den Landseharten Mittel- und Ostdeutschlands 
aus einer Gesinnung des Contra absolutum heraus, son
dern es wird nur möglich sein, wenn man auch die 
mern:chliche Schwäche bedenkt. 

Es ist eine eigene Sache, heute einem jungen Mann 
klarzumachen, einem Oberprimaner, warum sein Vater 
odet' damals vielleicht der Großvater in die Partei ein
getreten ist. Ich komme aus einer Beamten!amilie und 
habe es erlebt, was es für unsere Familie bedeutet hat, 
wenn der Vater, wie in meinem Fall, nicht in die Partei 
eingetreten ist. Deswegen muß man durchaus auch 
menschliches Verständnis haben für andere, die ein
getreten sind. ld1 weiß nicht, was ich in dieser Lage 
getan hätte, und deswegen wehre ich mich gegen ein 
solches absolutes Urteil. 

Ich wehre mich auch aus einem anderen Grunde, meine 
Damen und Henen. We nn es uns als Demokratie nicht 
gelingt - es ist hier völlig 7.U Recht gesagt worden, ich 
glaube, von dem Herrn Kollegen Schmidt -, den Kreis 
der Gutwilligen aus dieser ganzen Generation, die das 
Dritte Reich mittragen mußte, zum Teil am Anfang zum 
mindesten mittragen wollte, in diese demokratische 
Rechtsform mit hineinzunehmen, wenn es nicht ge
lingt, hier eine Assimilation im ganzen Volk zu er
zielen, werden wir keine lebendige Demokrotic haben. 

Ich gebe gerne zu: Die Chance der deutsch<.!n Demo
kratie liegt dann wahrscheinlich letztlich darin, daß 
einmal eine Generation herangewachsen ist, die vom 
ersten Tage ihres Lebens an gewohnt ist, als freie Bür
ger in einem freien Land zu leben. Aber man darf nie 
vergessen, meine Damen und Herl'en: Das ist dann ein 
Glücksfall der Geschichte, zu dem wir als einzelne re
lativ wenig beitragen können. 

Gerade weil es so unendlich schwierig ist, zwanzig 
Jahre nach dem totalen Zusammenbruch und der Ka
pitulation, der jungen Generation, meiner Generation, 
klarzumachen, daß so etwas wie Auschwitz möglich 
war, und da es notwendig ist, darauf hinzuweisen - ich 
verfolge hiel· völlig die gleichen Gedanke n wie der 
Herr Kollege Schmidt -, daß alles getan werden muß, 
daß nie mehr ein Zeitpunkt kommt, daß so etwas in 
unserem Volk und in unserem Namen geschieht, ge
rade deswegen muß man versuchen, die Dinge in einer 
vernünftigen Weise zu sehen. 

Ich habe ganz deutlich meine persönliche und die Mei
nung meiner Fraktion zum Ausdruck gebracht, daß 
man alles tun soll, um bis zum letzten dort Aufklä
rung zu schaffen - und das hängt mit d<?r Frage der 
Verjährungsfrist zusammen -, wo sie geboten ist. Ich 
stehe aber nicht an, auch zu sagen, meine Damen und 
Herren, daß im Interesse unseres Volkes alles getan 
werden muß, Wunden, die man heilen lassen kann, 
jetzt abheilen zu lassen. Wir können nicht ad in(initum 
im Geist der Entnazifizierung die Dinge bct1·ciben. Das 
Pendel mußte damals umschlagen, und so, wie die 
Menschen statuiert sind, konnte man das gar nicht ver
hindern. Aber es muß jetzt einmal in dieser Frage 
der Versuch unternommen werden, mit denen, die gut
willig sind - das ist natürlich die Voraussetzung -, zu
sammenzukommen. 

Und es ist doch eine phantastische Sache, daß Männer, 
die dann später durch das NS-Regime hingerichtet wur
den und die Blutzeugen der Freiheit sind - eben die 
Männer des Kreisauer Kreises -, in einem ihrer Ver
mächtnisse gemahnt haben, daß zwar all das, was an 
Schandtaten geschehen ist, gerächt werden soll, daß 
man aber denen, die nur schwach waren und sich 
nicht strafbar machten, die nicht vet·brccherische Ge
sinnung und Tat offenbart haben, eine Chance g<?ben 
muß, aufrechten Hauptes durch unsere Länder zu 
schreiten. Sehen Sie, davon habe ich gesprochen. 
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Mir liegt nichts daran, an einem solchen exemplarischen 
Einzelfall zu sagen, daß wir hier den Schwamm dar
übc>r machen. Gerade aus menschlichen Gründen muß 
man hier den Einzelfall ausräumen. Aber insgesamt 
gei;ehen, meine Damen und Herren, r:pelne ich, sollten 
wir um unserer eigenen staatlichen Existenz und um 
der Kontinuität des nationalen Denkens willen, ohne 
dai- ein Volk nicht leben kann, nunmehr Ruhe eintre
ten lassen. Ein Staat ist keine Wirtscha!ts-GmbH, ist 
keine Wirtschaftsaktiengesellschaft, ein Staat ist sehr 
viel mehr. Ich bin weit davon entfernt, daß ich sage -
wie es weiland in der Münchener Universität zu lesen 
war - : Es ist süß und ehrenvoll, fürs Vaterland zu 
~;krb„n . " Aber. meine Damen und Herren, vor .ie
n<:>m - -

tAbg, lJr. Skopp; Das steht ht::ute noch an deutschl:'n 
Gymnasien !J 

- .fotit :;teht es wieder dran. Aber, Herr Kollege Skopp, 
„.„ll' jelletn Absperrgitter der Münchener Unlversi
tä t fielen dann im Jahre 1943 die Flugblätter der 
„Weißen Rose", der Geschwister Scholl und vieler an
derer mehr. herunter, die aufriefen. Diese Leute sind 
dann in Siadelheim dafür hi..ngerichtet worden. Wenn 
man also diese aus der griechi.schen Tragödie kom
mende Inschrift einmal au.eh aus dieser Sicht betrach
tet. sieht sie gan7. anders aus. 

(Vizeprä.<;ident Rothley übernimmt den Vorsitz.) 

Ich warne davor - auch hier, in einem Landtag -, diese 
Dinge gering einzuschätzen. Unsere nationale, unsere 
staatliche Existenz. die Pflicht eines jeden jungen 
Bürget's dieses Landes. Dienst mit der Waffe in der 
Hand zu tun, hängen alle unmittelbar mit diesen Din
gen zusammen. Ich meine, das 1st eine Form der Be
wältigung der Vergangenheit - soweit man diese Ver
gangenheit überhaupt bewältigen kann -, die auch po
litisch klug ist. In der Weimarer Zeil sind diese Dinge 
<1!1. genug untet'schätzt worden. kh habe manchmal 
das Gefühl , daß sie - aus verständlichen Gründen -
aud1 in den ersten Jahren nach dem zweiten Welt
krieg unterschätzt wurden. Ich hoffe, daß wir uns jetzt 
a uf ein Mittelmaß einpendeln. Dazu gehört der Ge
danke: Europa!; d..azu gehört aber auch, Herr Kollege 
Schmidt, der Gedanke: DculSchland! Man kann heute 
klar darüber reden und muß darüber reden: Vater
landsliebe ist keine Sache, die mit Nationalismus zu 
tun hat; Vater1andsliebe ist eine Sache der Bejahung 
der staatlichen Existenz. Daß wir uns - und auch Sie 
i;ich - dazu verstehen, ·ist eine Selbstverständlichkeit. 

<Beifall der Regierungsparteien und bei der SPD.) 

\'i2e11räsid(>n t Rothle~·: 

Da~ Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Skopp (SPD). 

Abg. Dr. Skopp: 

Hen PräsidC'ntl Meine Damen und Herren! Zunächst 
möcllte ich mich zu alle dem und zu jedem Wort rück
haltlos bekennen, was die Herren Kollegen Schmidt 
und Dr. Kohl hier, :;ei es, auch äußerlich, mit entspre
chender Leidenschaft, sei es mit verhaltener innerer 
Leidenschaft, eben vorgetragen haben. Ich bin dem 
Herrn Kollegen Dr. Kohl dankbar, daß er sich das ste
nographische Protok1Jll beschafft hat und dem.zufolge 

zitieren konnte, was Herr Kollege Munzinger gesagt 
hat. Ich habe ihn nicl1l Calsch verstanden. 

Der Herr Kollege Munzinger warnte vor der gefähr
lichen Gedankenassoziation. die daraus entstehen 
könne, verehrter Herr Kollege Kohl, daß man die Ge
dankengänge, die Sie mit vollem Recht und - das muß 
ich noch einmal betonen - mit unser aller Zustimmung 
hier vorgetriigen hatten, übP,rträgt auf die Frage - ich 
habe es mitgeschrieben und möchte jetzt wörtli<'h zi
tieren, was Herr Munzinger gesagt hat - , die er in 
folgender Feststellung gipfeln Ließ: „Es gab in der 
staatltcben · Organisation des nationalso;r,ialii;tischen 
Dritten Reiches nicht national~ B~wußtl'ein als 
Grundlage." 

Denn. meine Damen und Herren - und jetzt knüpfe ich 
unmittelbar an das an. was die Herren Kollegen 
Schmidt und Dr. Kohl hiee gesagt haben -, umgekehrt: 
Wer will denn leugnen, in diesem Hohen Hause und in 
unserem deuti:chen Volke. daß es eine ganz gefährliche 
Sache ist, daß immer wieder, wenn man die Situation 
des Nationalsozialismus kritisiert und angreift, der 
Versuch gemacht wird, zu unters tellen, man handele 
damit ntch't nattonal! 

(B!;>ifall bei der SPD.) 

Das wird doch versucht! 

(Abg. Schwarz : Aber nicht in diesem Hause') 

- Herr Kol1ege Schwarz. ich sprach von der gefäh!'
li.chen Situation in unserem deutschen Volke. Darf ich 
daB noch einmal ganz deutlich feststellen. 

Das hat Herr Munzingcr gemeint im Zusammenhang 
mit dem Versuch der Verteidigung des Herrn Drach 
in bezug au! sein Verhalten. Es konnte gar keine Miß
verständnisse geben. wenn man auch diesen Satz mit
gehört hatte und wenn man diesen Satz mit einbezog 
und ihn zur Grundlage der Äußerungen des Herrn 
Kollegen Munzinger machtf'. Er warnte davor, daß 
diese gefährliche Gedankenassoziation Platz greifen 
könne, damit ausdrücklich unterstreichend, seh1· ve1·
ehrter Herr Kollege Kohl, alles das, was Sie gesagt 
hatten. 

Und, meine sehr verehl'ten Damen und Herren, den 
Zuruf, den ich dem Herrn Kollegen Dr. Kohl gemacht 
habe - „Sie waren ja nicht hier und haben die Dinge 
nicht in vollem gehört!" -, diesen Zuruf habe ich auch 
dem Herrn Kollegen Schmidt, im Gespräch gewisser
maßen, gemacht: „Seht· verehrter, lieber Freund. Du 
wa1·st nicht da," - die einleitenden Worte des Herrn 
Kollegen Schmidt bezogen sich aui mich -, „bitte, so 
war es nicht". 

Ich habe mich zum Wort gemeldet, damit dieser grund
legende Gedankengang in den Ausführungen des Spre
chers der sozialdemokratischen Fraktion dieses Hohen 
Hauses zum Justizetat nicht untergeht. Denn es gibt 
in diesen Dingen in diesem Hohen Hause Gott sei 
Dank i,iberhaupl keine Meinungsverschiedt>nheiten! 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Meine S!!hr verehrten Damen und Herren! Ich empfinde 
es geradezu als Beglückung, daß v.1r diese Spannung, 
die in unserem Volke in diesen Tagen, Wodlen und 
Monaten, wo sich der 9. Mai 1945 zum zwanzigsten Male 
jährt, besteht, auch in diesem Hohen Hause spüren 
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dürfen. Es wäre ja traurig, wenn das nicht der Fall 
wäre! Und alle, die wir uns in diesem Unrechtsstaat be
wußt in den Schatten gestellt und auf jedes berufliche 
Weiterkommen ebenso bewußt verzichtet haben, weil 
wir nicht mitmachen \•.:ollten, werden nicht zur Ruhe 
kommen - und ich hoffe, bis zur letzten Stunde meines 
Lebens darüber nicht zur Ruhe zu kommen -, wenn 
dus deutsche Volk jemals wieder diesen gefährlichen 
Gedankenassoziationen erliegen sollte. 

Der Herr Bundeskanzler ha t ja gar nicht mit Unrecht 
vor wenigen Monaten vor einer gefährlichen Entwick
lung im Süden unseres Vaterlandes gewarnt. Und was 
war denn vorige Woche bei einer gewissen Parteien
vereinigung oder bei einer Unterhaltung über eine 
solche Vereinigung·~ Bitte, meine Damen und Herren, 
verstehen Sie mich nicht falsch, ich sage das völlig sine 
ira et studio aus derselben inneren Gewissensbeun
ruhigung heraus, aus der hier die Herren Kollegen 
Schmidt und Dr. Kohl gesprochen haben. Das will nie
mand! Und ich fr~ue mich darüber, daß von allerhöch
ste r Stelle in der Bundesrepublik darauf hingewiesen 
wurde. Das dar! man aber nicht bagatellisier en. Und 
mit Abstreiten, meine Damen und Herren, ist d:is schon 
gur nicht geregelt. Soweit meine Ausführungen zum 
vollständigen Protokoll der Ausführungen des Herrn 
Kollegen Munzinger. 

Und nun ist nicht nur die Brücke gebaut, sondern jetzt, 
glaube ich, befinden wir uns alle \vieder auf dem Ufer, 
auf dem wir alle als demokratische Menschen hinge
hören. Das mußte ich, glaube ich, doch noch ausführen. 

Verehrter Herr Justizminister! Bei der ganzen Frage 
Drach 1-(eht es uns um Gottes Willen nicht darum -
!!err Kollege Dr. Völker, ich darf Ihnen das ausdrück
lich versichern -, in ein eingeleitetes Verfahren - Sie 
nannten das „schwebendes Verfahren", gut, ich b ekenne 
mich dazu -, das im Rechtsausschuß seinen Fortgang 
nehmen soll, irgendwie einzugreifen. Es geht uns um 
eine politische Klars tellung hinsichtlich einer im Raume 
stehenden Äußerung des für unsere Justiz politisch 
verantwortlichen Ministers. Der Rundfunksprecher 
Claus Bölling - ich will das jetzt substantiieren - ha t 
im Ersten Deutschen Fernsehen in der vorigen Woche 
bd der Sendung des Kommentars: „Ein Staatsanwalt 
in Frankenthal" - so der Titel dieser Kommentarsen
dung - von Ihnen, Herr Minister, folgende Äußerung 
zitiert - wir haben nur eine Bitte an Sie, und auch der 
Herr Kollege Munzinger hat nichts weiter getan und 
nusdrüc.:klich diesen Ausdruck gebraucht : Wir bitten 
Sie, duzu Stellung zu nehmen; jetzt sage ich es sehr 
konkret, wie es im Deutschen Fernsehen gesagt worden 
ist - : Sie hätten zum Fall Drach geäußert, Drach habe 
„d<1ma liges Recht recht angewandt". So der Rundfunk
sprcch(' r zum Kommcnt<1r „Ein Staatsanwalt in Fran 
kPnthal". 

Hen· Minis ter, ich bitte Sie, gemäß dem Wort: Eure 
Rroe sei ja, ja, nein, nein und was darüber ist, ist vom 
Übel! zu erklären: Das ist unwahr! Wenn Sie das nicht 
können, uns dann zu erklären, wie es möglich ist , daß 
l'ine solche Vermischung zwischen der Tatsache einer 
Tt;>rrorjustiz eines Unrechlstaatcs und unserer heutigen 
Auffassung von Recht und Gerechtigkeit zustandekom
men kann. Um weiteres geht es gar nich t. Soweit unsere 
Bitte. Wir hoffen, daß Sie sie erfüllen. Sollte allerdings, 
verehrtet· Herr Ministerpräsident, das zutreffen, was 
der Rundfun ksprecher gesagt hat, dann würden ja 
wahrscheinlich Ubc1·legungen anderer Art anzustellen 
sein. Ich sage gar nicht; Das ist so ! - Ich kann auch 
nicht sagen: Das ist nicht so ! - Wir haben nur eine 

Bitte an den Herrn Minister. Hier geht es um die 
Dinge, die so leidenschaftlich hier behandelt worden 
sind und die sich zum zwanzigsten Male am 9. Mai jäh
ren. Das läßt uns nicht zur Ruhe kommen und wird uns 
nicht zur Ruhe kommen lassen. Gerade die, die nach 
uns kommen, haben ein Recht darauf, daß wir selbst, 
die wir das noch erlebt haben, in Unruhe bleiben. 

Nun noch zu d er Frage, die heute von der Presse be
richtet und teils hochgespielt worden ist. Ich habe im 
Gegensatz zu den Äußerungen, wie sie in gewissen 
Boulevardblättern zu diesem Fall enthalten sind, auch 
sehr sachliche und ruh ige Berichterstattung in einer 
anderen Zeitung gelesen, und zwar im Zusammen
hang mit der gestrigen Fragestunde im Bundestag, wo 
ja der sozialdemokr at ische Bundestagsabgeordnete Dr. 
Müller-Emmert den Herrn Bundesjustizminister ge
fragt hat, was vom Bunde aus dazu geschehen könne, 
die Gnadenpraxis. die in die Zuständigkeit d er einzel
nen Länder gehört, irgendwie anzugleichen. nicht zu 
vereinheitlichen, aber irgendwie anzugleichen. Der Herr 
Bundesjustizminister Dr. Bucher hat geantwortet, auch 
er wisse natürlich um dieses Problem und er werde 
Mittel und Wege suchen und sichel'lich auch finden -
so sinngemäß - , eine Angleichung der Gnadenpraxis in 
den deutschen Bundesländern zu erreichen, ein P ro
blem, das uns und auch die J ustizminister immer wie
der bewegt. Ich sage da gar n ichts Neues. Im Zusam
menhang mit dieser Fr.age - wobei der Her r Abgeord
nete Dr. Müller-Emmert insbesondere auf die notwen
dige Angleichung d er Gnadenpraxis in den Ländern 
Rheinland-Pfalz und Hessen. als Beispiel, hinwies -
nimmt nun die seriöse Presse diesen Fall auf. Und ich 
habe, wie gesagt, diesen Fall in einer Zeitung sehr 
sachlich und ruhig behandelt gefunden und mir auc.~ 
vorgenommen, Sie Herr Minis ter - jetzt kommt wieder 
der Ausdruck, den der Herr Kollege Munzinger auch 
gebraucht hat - zu bitten, uns hierzu auch aufzukläre n. 

Herr Kollege Theisen, eines hätte ich gerne auch ge
wußt - aber das werden Sie mir natürlich nicht sagen -, 
woher Sie die 1,5 statt 1,95 Promille haben. Wenn Sie 
das Urteil kennen und das daraus entnommen wurde 
und eine gewisse Presse nich t so berich tet hat wie es 
war, dann sieht das natürlich schon ganz anders aus. 
Sollte aber evtl. der Betroffene oder - verzeihen Sie. 
mit allem Respekt gesagt - sein Anwalt Ihnen das 
lediglich gesagt haben, so s ieh t dai; für mich immer 
noch etwas anders aus. Und dann steh t doppelt die 
Bitte an den Herrn Minister im Raum, uns zu sagen, 
wie es gewesen ist. Auch da haben wir Sie r icht ig ver
standen, Herr Kollege Theisen - der Herr Kollege 
Munzinger hat das gar nicht getan - : Niemand hat Sie 
etwa in den Verdacht n~hmen wollen, eine Urteils
schelte h ier vorzutragen. Das ist gar nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß ein Sachpro
blem, das der Herr Kollege Dr. Völker angeschnitten 
hat, das Problem eines Rechtspflegeministeriums zur 
Vereinheitlichung der Rechtsfindung. Wir haben vor 
einigen Jahren schon eine Debatte darüber im Aus
schuß geführt. Dann wurde hier bei einem Justizetat -
damals war ich Sprecher unserer Fraktion zum Justiz
etat und Sie, verehrter Herr Kollege Wallauer für 
Ihre Fraktion - dazu Stellung genommen. Und Sie ha
ben damals formuliert, Herr Kollege Wallaucr: Nun 
bin ich aber gespann t, wie der Herr Kollege Skopp ab
stimmen wird. Ich habe als ein Anhänger eines Rechts
pflegeministeriums - das sage ich hier ganz offen; die 
Meinungen in der Sozialdemokrat ischen Partei und den 
Sozialdemokratischen Fraktionen .des Bundestages und 
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der Länd~r sind keineswegs in dieser Frage einheit
lich nder gar festgelegt, 

(Abg. Westt!nbergei·: Auch bei den anderen nicht!J 

- Sie waren damals Minister, Herr Kollege Westeo
ll1:rgcl'! -

tAbg. Wallauer: Ich war damals neugieriger wie 
Herr Ko!Jege Westenberger!) 

mich damals der Stimme e nthalten, weil eben die 
Mehrlwit meiner politischen Freunde die Dinge anders 
;:icht. Und es gibt ja doch gute Gründe, das zu tun. kh 
St!lh~t ~ah die Sache so, \Vie ich es eben vorgetragen 
habe. kh :;timme Ihnen aber zu, meine sehr geehrten 
Hen·en Kollegen. Wir sollten uns völlig sine ira et stu
dio Pinm<1l über diese Frage der Zweckmäßigkeit einer 
:-:oldwn Umorganisation unterhalten. Dabei - jetzt 
kommt ein~ politische Bemerkung - haben die Sozial
demokratische Partei und . wohl auch die Christlich
De>mokrati~rhe Union angesichts gewisser soziologisch
polit.ischer Gegebenheiten es sicherlich etwas schwerel', 
sich uneingeschränkt hierzu zu bekennen wie Sie, meine 
Kollegen von der FDP. Wir werden aber der Frage 
keineswegs ausweichen. Seit wann ist die Tatsache, 
daß e twas schwierig ist. eine Begründung dafür, daß 
man es nicht. in Angriff nimmt? 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizf'präsident Rotbley: 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete Munzingcr 
tSPD'I-

Allg. Munzinger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! kh will zur 
Sache w1~He1· nichts mehr sagen, sondern möchte nur 
eint> pcrsi>nliche Erklärung abgeben. Herr Dr. Kohl, es 
dürfle Sie doch interessieren! Ich werde demnächst 54 
.Jahre alt.. lt.:h war so alt wie Sie vermutlich 1950, als 
Adolf Hitler im die Macht kam. kh habe mich. damals 
für die politische Entwicklung so intensiv interessiert 
und innerlich engagiert wie Sie auch, allerdings nicht 
mit dem gleichen Erfolg; das war damals rüt· Dcmo
krat.en schwieriger als 1950. 

Etwas anderes! Immerhin bin ich noch zwei Wochen 
vor dem Attentat vom 20. Juli für würdig gehalten 
worden, im Auftrage meines Generals, General Hoppe, 
und im A;:ftrn.ge des darnaligcn Ia, c:l~s h~uue~n Obcr
sl<~n der Bundeswehr Klenncrt, als Kurier nach Be r-
1 in w Herrn Oberst Stauffenberg und zu General Stieff 
:;owie 7.ll Herrn Heusinger ins Führerhauptquartier ge
schickt zu werden. Es ist sonst nicht meine Art, das 
an die Öffentlichkeit zu bringen, aber es konnte heute 
vormit1Ra· der Eindruck entstehen, als ob ich mir zur 
Frage de~ nationalen Bewußtseins Wld des nationalen 
Gewis,.;ens und der Bew:teilung des Nationalsozialismus 
nicht hinreichend Gedanken gemacht hätte. Das möchte 
i<:h doch foststellen, damit wil' uns wieder gut mitein
ander versfändigen können; denn wir treten sicherlich 
auC die gleiche Ebene der nationalen Verantwortung 
und auch des nationalen Vei:antwortungsbewußtseins, 
Hen· Dr- Kohl! 

(Abg. Dr. Skopp: Vor unserem Volke!) 
- Ja. 

<Beifall rler 8PD.1 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat nunmehr Herr .Justizministf"r 8chnPir!nr. 

Justizminister Sclmeidrr: 

Herr :Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zwei Kollegen des Landtages haben diesen 
Etat des Justizministeriums als einen Etat des Wohl
wollens gegenüber der Justiz bezeichnet. Ich 11du11e das 
gerne entgegen. 

Im übrigen hat die Debatte eine Fülle von Fragen 
aufgeworfen, die ich zum Teil sofort beantworten will. 
Sie hat stlbstvers!ändlich auch Bezug genommen -
und das war nicht anders zu erwarten - auf veri-chi1>
dene Vorgänge, die sich in der jüngsti:n Vergangen
heit zugetragen haben, und ich werde auch au f diese 
Dinge eingehen. Im vergangenen Jaht· habe ich mich 
etwas eingehender bei der DebaU1;; um d iesen Justiz
haushalt mit einigen Problemen der Rc•ch!spflege und 
der Justizverwaltung befaßt. Ich möchte meinen, dati 
sieb. die Probleme, die im vergangenen Jahr sich ge
stellt haben, sich auch ht!utc i n gleichel' oder ähnlicher 
·weise stellen. Deshalb will ich e~ mir versagl•n, auf 
solche Probleme allgemeiner Natur mehr einzugehen, 
als die Debatte dazu Veranlassung grgeben hat. Aber 
auch wenn es mir n icht gelingen sollte, alle von Ihnen 
hier angeschnittenen Fragen sofort wfriedelL~te1lend 
zu beantworten, so seien Sie doch davon übcrz.;ugt, 
daß diese Fragen und AnreJ{ungen in meinem Haus«:> 
und von mir die gebührende Beachtu ng finden werden 
und daß wir uns mit diesen Fragen intensiv bei;chäf
tigen wollen. 

Zunächst darf ich v ielleicht cm1ge Dinge 7.Um Justiz
haushalt 1965 selbst vortragen. Der Justizhaushalt zeich
net sich immer dadurch a us. daß er in gewisser Weise 
ein sparsamer Haushalt ist. Das wird der Justiz und 
der Justizverwaltung auch in jedem Jahr vom Haus
halts- und Finanzausschuß und auch im Plenum be
stätigt .. kh glaube. daß wir in diesem .Jcihi· - auch dank 
des Verständnisses, das der Haushalts- und Finanz
ausschuß und das Plenum für die Be!J'lnge der Justiz 
haben - aus dieser sogenannten Sparsamkeit in be
stimmten BC'rei<:hen etwas herausgclreti>n ,.;ind. 

Insbesondere war es zwnng~läufig noiwendig. wegen 
der drängenden Aufgaben gewisse Personalvermeh
rungen vor:r.unehmen. Deshalb beruht auch cfor weitaus 
größte Teil der Mehrausg«tb•m des Justi7.h<1ushaltes auf 
diesen Personalausgaben, die z.um ei mm durch die Er
höhWlg der Besoldungen, Vergütungen und Löhne e nt
standen sind, wobei - wie in den anderen Ressol'ls -
au~1 t;li.e ,ßesoldung!!erhöhung vom l. Oktober 1964 
noch nicht berücksichtigt ist. Im Justizlrnuslrnlt hat sich 
weiterhin eine Reihe von Stellenanhebungen ausge
wirkt, die auf die Verbesserung des. Stellenkegels für 
den gehobC.llen und mittleren Diensl zurückzuführen 
sind oder zur Erreichung einer angemes;;e1wn Ein-

; . ~ppier1:1~g der Angestellten not\vendig waren. 
l 
' ' 

Daneben mußte - wie ich es bereits a ngedeutet habe -
eine Reihe zusätzlicher Stel1en ausgebr acht werden. 
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Dies ist besonders durch die große Arbeitslast der mit 
der Bearbeitung von Entschädigungssachen befaßten 
Gerichte erforderlich geworden. Bei den Kammern für 
Entschädigungssachen der Landgerichte Frankenthal, 
Koblenz, Mainz und Trier waren am 31. Dezember 
1963 ~ 17 542 unerledigte Klagen nach dem Bundes
entschädigungsgesetz anhängig. In den ersten elf Mo
naten des Jahres 1964 sind weitere 7 919 Klagen ein
gegangen. Es war nicht möglich, dieser Arbeitslast mit 
den vorhandenen Kräften Herr zu werden. Trotz der 
Einrichtung einer weiteren Entschädigungskammer beim 
Landgericht Koblenz im Rechnungsjahr 1964 ist es 
nicht gelungen, ein Anwachsen der Rückstände zu 
verhindern, geschweige denn, den Arbeitsüberhang ab
zubauen. Die Zahl der unerledigten Klagen ist daher 
bis zum 30. November 1964 auf 18 626 angestiegen 
gegenübet· 17 452 am 31. Dezember 1963. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse auch bei den Entschä
dlgungss.enaten der Oberlandesgerichte Koblenz und 
Zweibrücken. Hier sind die Rückstände von 1144 Ende 
1963 auf l 525 am 31. August 1964 angestiegen, obwohl 
im Haushalt 1964 ein zusätzlicher Entschädigungssenat 
ausgebracht wat'. Daher war es unumgänglich, im 
Haushaltsplan 1965 weitere Stellen für die Entschädi
gungsgerichte auszubringen. Der Entwurf sieht die 
Stellen für einen neuen Entschädigungssenat beim 
Oberlandesgericht Koblenz und für eine neue Ent
schädigungskammer beim Landgericht Koblenz vor. 
Außerdem sind neun Stellen filr Landgerichtsräte zur 
Verstärkung der bestehenden Kammern für Entschä
digungssachen bei den Landgerichten Koblenz, Mainz 
und Trier vorgesehen. 

Aber auch in den übrigen Bereichen der Justiz, bei den 
Staatsanwaltschaften, ist ein verstärkter Arbeitsanfall 
festzustellen. Insbesondere die großen zur Zeit laufen
den Verfahren zur Verfolgung von NS-Verbrechen und 
zur Ahndung von Unregelmäßigkeiten bei der Mate
rialbeschaffung bei der Bundeswehr - wir haben ja 
in Koblenz das Bescha!!ungsamt - bringen eine große 
Geschäftsbelastung mit sich. Darüber hinaus mußte 
auch die Ludwigsburger Zentralstelle verstärkt werden. 
Wir haben neuerdings zwei Beamte des höheren Dien
stes dorthin abordnen müssen. Aus diesem Grende 
wurden im Haushalt fünf zusätzliche Stellen für plan
mäßige Richter und - wofür die Justiz besonders dank
bar ist - auch zehn zusätzliche Stellen für Gerichts
assessoren ausgebracht. 

Es ist selbstverständlich, daß - bedingt durch die n ot
wendige Vermehrung der Zahl der Richter und Staats
anwälte - auch die entsprechenden Stellen für eine 
Verstärkung des Büro- und Kanzleipersonals vorge
sehen werden mußten. Weiter waren zusätzliche Stel
len für diese Sparte erforderlich, um die Belastung 
der Grundbuchämter, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Flurbereinigung - diese Frage ist auch im 
vergangenen Jahr schon angeschnitten worden -, be 
wältigen zu können. 

Filr die Skafvollzugsanstalten des Landes wurden 40 
neue Stellen im Aufsichtsdienst ausgebracht. Diese 
Vermehrung ist durch die Zunahme der Ge!angenen
zahlen und durch die Arbeitszeitverkürzung notwen
dig geworden. 

Die Sachausgaben haben sidJ. ebenfalls erhöht, wovon 
gut die Hälfte auf die aus dem Ordentlichen Haushalt 
zu bestreitenden Bauausgaben entfällt. 

Einern wesentlichen Anliegen des Landtags ist in dem 
neuen Haushaltsplan ebenfalls entsprechend Rechnung 

getragen worden, indem die Mittel für die Fortbildung 
der Richter und Staatsanwälte auf 37 700 DM erhöht 
wor;den sind gegenüber 14 000 DM im Rechnungsj ahr 
1964. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will Sie 
nicht mit Kleinigkeiten, die sich sonst noch im Haus
halt befinden, behelligen. Ich will nur noch darauf 
hinweisen, daß sich selbstverständlich auch die Ver
legung des Oberlandesgerichts nach Zweibrücken haus
haltsmäßig ausgewirkt hat. Sie sehen hier Kostenan
schläge für die Verlegung und für die Ausstattung der 
Diensträume im Oberla ndesgericht in Zweibrücken. 

Das sind irü großen und ganzen die Anmerkungen, die 
ich zum Haushalt selbst zu machen habe. Wie gesagt, 
sind in der Debatte eine ganze Reihe von Fragen an
geschnitten worden, angefangen von Fragen hinsicht
lich der Ausbildung der Juristen bis zu den speziellen 
Fragen, die heute in der Presse angeschnitten worden 
sind. 

Lassen Sie midi. gleich zu der Meldung, die ich heute 
kurz vor der Sitzung der „Abendpost" entnommen 
habe, Stellung nehmen. 

(Abg. Dr. Kohl: Es ist wenigstens keine Illustrierte, 
Herr Minister!) 

- Es ist keine Illustrierte, es ist die Bild-Zeitung und 
die „Abendpost". 

(Abg. Völker: Sie können auch die Spcyerer 
Zeitung dazunehmen ! - Weitere Zurufe von der 

SPD.) 

- Weitere Zeitungen habe ich vor der Sitzung nicht ge
lesen. 

(Abg. Dr. Skopp: Das war die Zeitung, über die 
ich sprach, „sachlich und ruhig"!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
wohl vorweg erklären, daß ich den Herrn Kunkel 
weder persönlich kenne noch irgendwie mit ihm in 
irgendwelchen Beziehungen stehe, 

(Abg. Völker: Hat man Ihnen a uch nidJ.l nach
gesagt!) 

noch habe ich besondere Beziehungen zur Spielbank 
in Bad Neuenahr. IdJ. sage das, Herr Kollege Völker, 
nur vorsorglich, weil man aus einem Schweigen dann 
doch etwas wieder herauslesen könnte. 

(Abg. Fuchs: Nein, Herr Minister! Wir unter
stellen Ihnen persönlich keine falschen 

Weitere Zurufe.) 

- Herr Kollege Fuchs, das nehme ich an, das weiß ich 
auch von Ihnen, aber eine solche Erklärung vor dem 
Forum des Landtags wird ja nicht nur von Ihnen ge
hört, sie wird auch weiter verbreitet. 

Diese Meldung enthält eine Reihe von 

(Abg. Völker : Wir wollen einmal sehen, ob es 
die Presse bringt!) 

offenbaren Unrichtigkeiten, w ie ich mich heute früh 
noch an Hand unserer Unterlagen im Ministerium 
unterrichtet habe. Erstens einmal is t es nicht richtig, 
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daf.l Herr Kunkel mit einem Alkoholgehalt von 1,98 
Promille - davon war die Rede - gefahren sein soll. 
Vielmehr trifft es zu nach den Feststellu~cn des Ur
teils, daß die Alkoholkonzentration 1,55 Promille be
i.ragen hat. Und das müssen wir ja zunächst der Be
i1rteilung des Falles zugrWlde legen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das liegt noch in dei· Problem
zone!) 

Zum zweiten - das ist ein geringer Fehler, möchte ich 
. einmal sagen - ist Herr Kunkel nicht erst 63, er ist be
reits 65 .iahre alt. Das spielt aber keine allzu große 
Holle". 

(Abg. Völker: Man sollte es meinen!) 

Zum dritt~o ist Herr Kunkel ein Fahrer, der in vierzig
jähriger 1''ahrpraxis ohne gerichtliche Bestrafung da
steht. 

(7.uruf von der SPD: Da hat er Glück gehabt!) 

der also während dieser Zeit. soweit es sich über
blicken läßt und soweit ich untetTichtet bin, unfallfrei 
At:>f:ihr(-11 ist. 

Es ist mh' St!lbstversländlkh nichl möglich, da P.s sich 
bf!i Gnact0nakten um vertrauliche Vorgänge handelt. 
nun den ganzen Fall vor Ihnen aufzudecken und 
Ihnen alle Einzelheiten mitzuteilen. Aber ich glaube, 
daß Sie schon aus diesen kurzen Bemerkungen und 
Richtigstellungen entnehmen konnten, daß in dieser 
Pressemeldung eine Bewertung vorgenommen worden 
ü;t. die keine gute Grundlage hat. Ich möchte nodl be
merken. daß das Gesuch von der Polizei befürwortet 
worden ist und daß auch der Oberstaatsanwalt, dr1· ja 
zu dem Gnadengesuch Sieiiung zu nehmen hat, diesen 
Fall als einen echten Grenzfall bezeichnet hat. 

Ich habe mich vor kurzem in einem Rundfunkvor
tnag auch zu der Frage .. Gnade im Rechtsstaat" ge
üußerl, und dabei habe idl zum Austlrudt gebracht. 
dRß es selbstverständlich nicht angängig ist, zu sagen: 
F.s ergeht Gnade vor Recht. Gnade ist ein Teil unse
rt:-s recl1t::;staatlichen Wirkens. unseres rechl.::;slaa llichen 
Bereich~, und Gnade dient dazu, der Verwirklichung 
des Gerechtigkeitsprinzips möglichst nahezukommen. 

Es ist meine Ansicht - und da stimme ich wohl mit 
Ihnen überein -, daß man im Prinzip dle Entscheidung 
l'ines Richters, wenn er nun einmal die Bewährungs
frist im Urteil ausdrücklich versagt hat, ohne Not nicht 
k0rrigieren soll. Aber - das habe ich auch i11 meinem 
Rundfunkvortrag ausgeführt - es gibt natürlidl ge
wisse Ausnahmefälle, wenn ich davon ausgehe, daß 
dieses Gnadenrecht dazu dienen soll, möglichst weit
gehend der Gerechtigkeit zu dienen, daß offensichtlich 
au~ dem Rah!!' .. e.ri fallende Urteile nicht in ihrem In
halt kotTigierl werden sollen und können, sondern 
daß ihre Auswirkungen auf ein tragbares Maß zurück
~e!ührt werden und insbesondere, daß Tatsadi.en und 
Erkenntnisse. die nadl der Verurteilung erst zur 
Kenntnis der Gnadenbehürde kommen, auch entspre
chend berücksichtigt werden. 

Meine Damen und Herren, es handelte sidl. wie ge
sagt, um einen Grenz.fall. Und allein schon die Tat
samen, die ich Ihnen berichtigend mitgete ilt _ habe, 
dürften eine Grundlage dafür abgeben; was ich von 
mit' aus erklären muß zu dieser Entscheidung, die in 
meinem Hause zu diesem Fall getroffen worden ist. 

Ich habe keine Veranlassung, mich abwertend zu 
äußern oder diese Entscheidung irgendwie abzuändern. 
Es ist mir bekannt, daß in ähnlich gelagerten Fällen in 
anderen Gerichtsbezirken eine andere gerichtliche Be
handlung stattgefunden hat und daß insbesondere in 
anderen Gerldltsbezirken in ähnlichen Fällen eine Be
währungsfrist nicht versagt worden ist. Und daraus 
glaube ich aucl1 die Rerechtigung des Vorgehens des 
Justizministerlums herleiten zu können. Soviel zu dem 
Fall Kunkel. 

(Abg. Dr. Skopp: Gestatten Sie eine Frage?) 

- Bitte! 

(Abg. Dr. Skopp: Unh:t' wekht>m Datum ist rler 
Gnadenerlaß ergangen'!} 

- Del' Gnadcnerlaß ist im Dezember vorigen Jahres 
ergangen. 

Der Herr Kollege Munzlnger hat die Frage des Herrn 
Jagusch hier angescl:uütten. Sie werden verstehen, daß 
ich dazu keine Stellung nehmen kann; das gehört nicht 
in unser Haus, das ist eine Frage, d ie woanders aus
getragen werden m11ß. Ich darf nur sagen. daß nach 
meinet' Erinnerung - aus Pressemeldungen - Herr .J;1-

gusch seine braune Vergangenheit versch wiegen hat, 
und daß man erst jetzt darauf gestoßen ist. Ob das 
richtig ist, entzieht.. sich wiederum meiner Kenntnis . 

Sie haben die Frage der Auflösung des Landgerichts 
Zweibrücken angesdlnitten, Herr Kollege Munzinger. 
Auch auf diese Frage möchte ich n ich t e ingehen, sie 
gehört in den Komplex der Verwaltungsreform, und es 
wird sicherlidi. ausrekhend Gelegenheit sein, bei der 
Einbringung und bel der Diskussion dieser Vorlage in 
dem zuständigen Ausschuß auch zu der Frnge der 
Auflö:o:ung und Verlegung von Gerichten allgemein 
Stellung zu nehmen und sich darüber zu unterhalten, 
ob ein besserer Weg gegeben ist als der, den die Re
gierungsvorlage vorgeschlagen hat. 

Es ist von allen dre i Sprechern die Frage der Reform 
der juristischen Ausbildung angesprochen worden. Es 
besteht wohl allgemein Einmütigkelt darüber, daß die 
juristische Ausbildungszeit zu verkürzen ist. Es ist nur 
eine unterschiedliche Beurteilung festzus tellen in der 
Frage, in welchem Umfang dies geschehen soll und ge
sdlehen kann. Wir haben zur Zeit eine Studiendauer 
von sieben Fachsemestern für den jungen angehenden 
Juristen vorgesehen. Die Justizminister haben auf 
ihrer Konferenz in Trier. in der vergangenen Woche 
die Entschließung gefaßt, daß nach ihrer Meinung an 
einer Mindeststudienzeit von sieben Fachsemestern 
festzuhalten sei. Wir wisse n, daß im Bundestag ein 
Antrag vorliegt, der eine Begrenzung auf sechs Seme
ster b einhaltet. 

(Abg. Dr. Kohl : Das ist doch Theorie, Herr 
Minister!) 

- Nun, zu entscheiden hat letzten Endes der Bunde~
tag, und die Justizminister haben sich lediglich gut
adltlich oder mit Empfehlungen zu einer solchen Frage 
zu äußern. 

Warum wir zu dieser Entscheidung gekommen sind, es 
bei sieben Semestern zu belassen, hat wohl in erster 
Linie den praktisdlen Grund, daß heute die a ngehen
den Juristen in der Regel viel mehr als sieben Seme
ster studiet-en, r;laß im Schnitt in den letzten J ahren 
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auch bei uns die Kandidaten erst nach über zehn Se
mestern sich zur Prüfung gemeldet haben, so daß also 
nach unserer Meinung - die Verhältnisse liegen in den 
anderen Bundesländern nicht anders als hier - auch 
die Verkürzung der Studiendauer auf sechs Semester 
in der Praxis kaum eine Auswirkung haben wird. 

Ich darf Ihnen mitteilen, daß sich im vergangenen 
Jahr von den Studenten lediglich ein Kandidat nach 
Absolvierung von sieben Semestern zur Prüfung ge
meldet hat. Und selbst nach Absolvierung von acht 
Semestern haben sich nur acht Kandidaten zur Prü
fung gemeldet. 58,90 Prozent aller Prüfungskandidaten 
haben zehn und mehr Semester studiert. Man kann 
natürlich dagegen einwenden, daß es .auch solche gibt, 
die eventuell mit sechs Semestern ihre Prüfung ablegen 
können und wollen, und denen sollte man nicht den 
Weg verbauen. Selbstverständlich gibt es das. Aber, 
meine Damen und Herren, es gibt auch solche Kory
phäen, die es mit vier Semestern schaffen können. 
Dann wäre die Frage verständlich, ob man im Stu
dienplan nicht sogar auf vier Semester zurilckgchen 
sollte. - Aber, wie gesagt, die Frage der Studiendauer 
und der Einteilung des Studiums ist vornehmlich eine 
Frage, die die Universitäten angeht und die dort zu 
entscheiden ist, sobald die Grundsatzentscheidung des 
Bundestages in dieser Frage gefallen ist. 

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes ist ebenfalls in 
der Erörterung. Der Vorbereitungsdienst beträgt zur 
Zeit nach dem Rlchtergcsetz dreieinhalb Jahre. Auch 
hier hat die Justizministerkonferenz sich zu einer Ent
scheidung durchgerungen. Wir waren der Meinung, 
daß ein Vorbereitungsdienst von dreißig Monaten 
durchaus ausreichend sein kann, das heißt also zwei
einhalb Jahre. Wir waren jedoch der Meinung, daß die 
Möglichkeit bestehen sollte, für jeden Referendar bis 
zu einem gewissen Zeitpunkt seiner Ausbildung diese 
Referendarzeit um sechs Monate zu verlängern, um 
ihm die Möglichkeit zur Absolvierung einer Wahl
station zu geben, wobei man insbesondere auch daran 
denkt, ihn bei internationalen Gemeinschaften, in 
Brüssel oder sonstwo, oder bei sonstigen Einriehtun
gcn etwas lernen zu lassen. 

Die Justizminister haben sich selbstverständlich auch 
mit der Einteilung dieser zweieinhalb Jahre befaßt. 
Aber darüber nun zu referieren, würde zu weit füh
ren. Da auch noch keine endgültige Entscheidung gc-

. fallen ist, wäre es müßig, Sie nunmehr mit vorläufigen 
Lösun·~cn zu konfrontieren. 

Es wird vielleicht besonders die Herren, die sich im 
vergangenen Jahr so sehr nach den Prüfungsergeb
nissen bei der Juristischen Staatsprüfung erkundigt 
haben, interessieren, daß in unserem Land bei der 
Ersten Juristischen Staatsprüfung der Anteil der Miß
erfolge von 29,88 Prozent jm Jahre 1963 auf 16,44 Pro
zent heruntergegangen ist, daß wir also nunmehr in 
diesem Jahre mit den Mißerfolgen unter dem Bundes
durchschnitt liegen. 

Bei der Großen Staatsprüfung hat im Jahre 1964 nur 
ein einziger Kandidat die Prüfung nicht bestanden. 
Alle anderen haben sie bestanden, so daß wir hier die 
Feststellung der zweckmäßigen Anwendung und Durch
führung des Vorbereitungsdienstes treffen können. 

Allerdings ist das Durchschnittsalter der Referendare, 
die sich zur Prüfung gestellt haben, nicht wesentlich 
abgesunken; es lag 1964 bei 29 Jahren und vier Mona-

ten gegenüber 31 Jahren und zehn Monaten im Jahre 
vorher. 

Eine neue Einrichtung möchte ich hier doch erwähnen, 
die in den Ausbildungsgang der jungen Juristen fällt, 
das ist <lie Frage der Ferienpraktika der Rccht;;studen
ten. Die Juristen unter Ihnen kennen alle die Misere, 
die immer vorhanden war, daß die jungen Studenten 
während der Ferien irgendwo hingegangen sind, dort 
als überflüssig angesehen wurden und praktisch als 
fünftes Rad am Wagen irgendwie mitgelaufen sind, 
ohne dann etwas für ihr Studium, für ihren späteren 
Berufsweg mitzunehmen. 

Nachdem nun die vom Unterausschuß der Justizmini
sterkonferenz für Fragen der Juristenausbildung emp
fohlene Ferienpraxis in einigen Ländern mit Erfolg 
durchgeführt worden war, wurden auch in unserem 
Lande, erstmals im Frühjahr und Herbst 1964, in Zu
sammenarbeit mit dem Innenministerium bei dem 
Landgericht in Mainz derartige Fcrienpraktik<1 ver
anstaltet. 

Die Studenten werden in einer Gruppe von 20 bis 25 
Teilnehmern zusammengefaßt und während der ge
samten Zeit von sechs Wochen von einem erfahrenen 
Richter betreut. Mein Haus hat hinsichtlich des öC!ent
lich-rechtlichen Teils in Zusammenarbeit mit dem 
Innenministerium ein detailliertes Programm aufge
stellt, durch das gewährleistet ist, daß die Studenten 
einen umfassenden Einblick in die praktische Tätigkeit 
der Justiz, der Verwaltung und der Wirtschaft erhal
ten. Ich darf darauf hinweisen, daß während dieser 
Ferienpraxis, soweit dazu Gelegenheit war, diese jun
gen Studenten selbstverständlich auch an einer Land
tagssitzung te!Igenol'!" .... tn.en haben. 

Unter Führung des Gruppenleiters nehmen die Stu
denten auch an den Sitzungen der ordentlichen, der 
Arbeits-..- und Verwaltungsgerichtsba1·kcit teil; sie be
suchen Anwaltsbüros, Verwaltungsbehörden und Wirt
schaftsverbände. Um diese Veranst;;iltungen für die 
Studenten wirklich fruchtb;;ir werden zu lassen, wer
den sie jeweils vorher mit ihnen vorbereitet und an
schließend auch mit ihnen besprochen. Da sich gezeigt 
hat, daß diese Ferienpraktika von weitaus größerem 
Nutzen ist als die bisherige informatorische Beschäf
tigung, werden wir diese Sache weiter betreiben, 
selbstverständlich auch unter Inanspruchnahme von 
mehr Mitteln für diese Ausbildung. Aber ich glaube, 
daß wir damit einen guten Weg eingeschlagen haben. 

Nun noch ein kurzes Wort zu dem, was Herr Dr. Völ
ker hier angeschnitten hat: di.e Frage der soziologischen 
Einreihung der Richter, ihrer Hervorhebung, wie sie 
das Grundgesetz vorschreibt, und den Konsequenzen, 
die sich daraus ergeben. Auch damit haben wir uns 
letztlich wieder auf der Justizministerkonferenz be
schäftigt und eine Entschließung gefaßt. Grundsätzlich 
darf ich dazu sagen, daß eben das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland in Artikel 92 die Stellung 
des Richters als Träger der rechtsprechenden Gewalt 
verfassungsrechtlich verankert hat. Seit dem Inkraft
treten des Grundgesetzes hat der Richter mithin einen 
besonderen Status. Er ist nicht mehr Beamter; er ist 
herausgehoben. Seine Stellung ist durch das Deutsche 
Richtergesetz und die Landesrichtergesetze entspre
chend ausgestaltet worden. Damit ist dann auch die 
Trennung der drei Gewalten - Gesetzgebung, Verwal
tung und Rechtsprechung - im personellen Bereich 
durchgeführt. 
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Es ist aber richtig. daß im besoldungsrechtlichen Be
reieh die notwendigen Konsequenzen bisher noch nicht 
gezogen worden sind, zum mindesten noch nicht in 
;,iusrcichendem Maße. Die Besoldung der Richter ist, 
wie Sie wissen, dem übcl'kommenen Rechtszustand 
cntspr€'chend, gemeinsam mit der Besoldung der Be
tuntcn in den Besoldungsordnungen A und B geregelt 
und in Beziehung zur Besoldung vergleichbarer Beam
ter gesetzt. Eine Besonderheit - aber auch heute schon 
nichl mehr eine solche Besondei:-heit - bildet lediglich 
die sogenannte besoldungsrechtliche Automatik, der 
übergang von der 13. zur 14. Dienstaltersstufe, 

<Abg. Dt·. Völker: In der Verwaltung ist das auch!) 

die wir bei anderen Gruppen nun audi haben. 

F.s ist Ihnen bekannt, daß der Deutsche Richterbund 
seit langem, unter Hinweis auf die verfassungsrecht
liche Sonderstellung der Richter, eine besondere Rich
terlw:-oldung, eine R-Besoldung, fordert. Hierzu be
darf es abet· zunächst einer entsprechenden Anderung 
d<>r rahmcngesetzlichen Vorschrift des § 53 des Bun
desbclOoldungsgesetzes, an die der Landesgesetzgeber 
gebunden ist. Eine so weitgehende Initiative ist jedodl 
bishPr von keiner Seite erkennbar geworden. Das Land 
Bad~n-Württembcrg ist lediglich bemüht, eine Ände
rung des § 53 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset.zes 
dahin zu erreichen, daß die besoldungsrechtliche Auto
matik von der neunten au! die sechste oder siebte 
Dienstaltersstufe vorverlegt wird. Die sechste Besol
dung11kon!erenz der Landesjustizverwaltungen hat im 
Herbst vergangenen Jahres auf Antrag Baden-Würt
tembcrgs eine entsprecltende Entschließung gefaßt, die 
sich die Justi:lministerkonferenz vor kurzem zu eigen 
gemacht hat. Es ist aber in der gegenwärtigen Legis
laturperiode wohl kaum eine Änderung des Bundesbe
soldungsgesetzes in diesem Punkte mehr zu erwarten. 

Nun. meine Damen und Herren, ist sehr eingehend 
;,iuch d ie Frage des Straßenverkehrssicherungsgesetzes 
ange:spt'oclum worden. Auch dieses sehr junge ~setz 
mit :seinen Auswirkungen stand im Mittelpunkt der 
F.rürtPrungen auf der Trierer Konferenz, und ich darf 
im großen und ganzen auf das verweisen, was in der 
Pressekonferenz und in verschiedenen anderen Ver
h1u tbaru n~en über dieses Gesetz gesagt worden ist. 

Es ist richtig - und das haben wir ja alle gehört -, daß 
diese s Geselz in der Öffentlichkeit au! heftige Kritik 
gesloßen ist. Man wirft dem Gesetz vor, daß durch eine 
Änderung einer Reihe von Tatbeständen des Verkeh.!'S
~lraCrechts und durd1 eine Verschärfung der Strafan
drohung im .ganzen der verfehlte Weg ·gegangen wor
dc-n sei, allein durch eine unterschiedslos geforderte 
Härte bei der Besti:-afung der unheilvollen Entwick
lung in un~rem Straßenverkehr zu begegnen. 

li.:h meint'. daß damit aber der Sinn dieses GeS('tzes 
vülllg einseitig gesehen wird. Es war nicht das B~ 
sln)ben des Bundesgesetzgebers und auch nicht das 
n~strebcn der Länder, die ja bei der Verabschiedung 
mitgewirkt haben, unter Verzicht auf eine Prüfung 
des besonderen Tatverhaltens im Einzelfalle und durch 
eine uniforme, harte Be:;tra!ung ohne Rücksicht au! 
die individuelle Schuld im Einzelfalle generell den 
~Ncf!. der Härte zu gehen. Es ging und es geht darum, 
au! Grund der bisherigen Erfahrungen die Stra!tatbe
st~nde den geänderten Verkehrsverhältnissen in sinn
voller Weise anzupassen. 

Härte hat der Gesetzgeber - wenn ich das so aus
drücken darf - aber dort gezeigt, wo es darum geht, 

rücksichtsloses und vermeidbares gefährliches Verhal
ten im Straßenverkehr zu bekämpfen. insbesondere 
auch ein Fehlverhalten im Straßenverkehr, das erfah
rungsgemäß auch dann, wenn im konkreten Falle nun 
einmal nichts passiert, geeignet ist, zu schweren Un
fällen zu führen. Und Unfälle zu vermeiden, das ist ja 
wohl unser aller Anliegen. 

Ich darf hier nur zwei Beispiele anführen. Es wurden 
die Bestimmungen über die grob verkehrswidrige und 
rücksichtslose Verkehrsgefährdung durch die Auf
nahme einer Anzahl weiterer Fälle erfahrungsgemäß 
unfallträchtigen Verhaltens erweitert, und die soge
nannte einfache - folgenlose - Trunkenheit im Ver
kehr, die bisher nur als Obertretung strafbar war, 
wurde zum Vergehen erhoben und Gefängnisstrafe bis 
zu einem Jahre angedroht. Das mag selbstverständlich 
gerade für ein Weinland - der Herr Weinbauminister 
ist ja im Augenblick nicht anwesend - besonders hart 
erscheinen. Aber wir müssen uns doch darüber im 
klaren sein, daß gerade die Trunkenheit im Verkehr 
zu dem immer vermeidbaren, seiner Art nach aber zu
gleich in besonders hohem Maße unfallträchtigen Ver
kehrsverhalten beiträgt. 

Wie sich im Einzelfalle die neuen Bestimmungen in der 
gerichtlichen Praxis auswirken werden, kann natur
gemäß heute noch nicht übersehen werden. Einzelne 
in den letzten Tagen bereits bekanntgewordene, stark 
voneinander abweichende Auffassungen einzelner Ge
richte können keinesfalls schon als symptomatisch be
zeichnet werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch auf die gerade 
in der letzten Zeit wiederholt gerügte unterschiedliche 
Behandlung der Trunkenheit im Verkehr in der ge
richtlichen :=::trafaumessungspraxis hinweisen. Auch da
mit haben wir uns eingehend befaßt. Daß die Straf
zumessungspraxis vor allem, soweit es sich um die 
Frage der Bewilligung von Strafausse tzung zur Be
währung handelt, in der Bundesrepublik keineswegs 
einheitlich ist, kann nicht versdiwiel!:en werden. Das 

.. l.lAQt:n.,S~El. ja. Jl,1,1.cn ,vorhin bei der Behandlung des Fal
les „Kunkel" wohl bemerkt. Es is.t durchaus übercin
stimmende Meinung aller Justizminister und Senatoren, 
daß im Interesse der ~rechtigkeit gerade auch bei 
Trunkenheit im Verkehr eine e inheitliche Strafzumes
sung angestrebt wel'den muß. 

Die Landesjustizverwaltungen sind daher gemeinsam 
in Erörterungen darüber eingetreten, ob und wie es 
möglich ist, diesem Ziele näher zu kommen. Dabei muß 
aber darauf hingewiesen werden, daß wegen der rich
terlichen Unabhängigkeit und der dadurch beschränk
ten Möglichkeit, über die Staatsanwaltschaften auf die 
Strafz.umessungspraxis der Gerichte einzuwirken, eine 
einh.ei.tlicbe ~tsprechung nur in begrenztem Um
fang erreichbar ist. Der gegenwärtige Zeitpunkt ist 
meines Erachtens wenig dazu geeignet, diese Frage ab
scblie.ßend zu erörtern. Es scheint mir vielmehr gebo
ten, gerade insoweit die Auswirkungen des Zweiten 
Straßenverkebrssicherungsgesetzes erst einige Zeit zu 
beobachten. Es kann dui:-cbaus damit gerechnet werden, 
daß auf Grund dieses Gesetzes sich auch eine neue 
Entwicklung auf dem Gebiete der Strafzumessung an
bahnt. Spbal.<i sieb . die Auswirkungen in dieser Ricn
tung einigermaßen überblicken lassen, werden wir 
- das entspricht der Auffassung meiner Kollegen in 
der Bundesrepublik - Überlegungen zu dieser Frage 
wieder aufnehmen und, so hoffen wir, zu einer ein
heitlichen Beurteilung kommen. 
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Es ist die Frage des § 153 StPO von dem Herrn Kolle
gen Thcisen erneut angeschnitten worden. Zunächst 
darf ich darauf verweisen, wie es auch der Herr Kol
lege Theisen getan hat, daß ich zu dieser Frage sehr 
eingehend in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
Stellung genommen habe. Es ist wohl richtig, daß sich 
im Einzelfalle aus der Tatsache, daß der örtliche Sit
zungsvertreter nicht befugt ist, seine Zustimmung zur 
Einstellung zu geben, gewisse Verzögerungen ergeben 
können. Es war aber bisher übereinstimmende Mei
nung a ller Justizverwaltungen, die diese Einrichtung 
des örtlichen Sitzungsvertreters haben, daß man trotz 
gewisser Bedenken doch nicht davon abgehen sollte, 
weil eben auch hier gerade in diesen doch minder be
deutsamen Bereichen, die für den einzelnen im Einzel
falle immer von Bedeutung bleiben werden, eine ge
wisse Einheitlichkeit der Rechtsprechung sirllergestellt 
werden muß. Nun ist es erklärlich, daß ein örtlicher 
Sitzungsvertreter draußen an einem kleinen Gericht 
nicht den überblick haben kann, wie insgesamt in 
ähnlich gelagerten Fällen vertahren wird. Dazu er
sch icn es notwendig, durch eine Rückfrage bei dem 
sachbcarbcitenden Amts- oder Staatsanwalt, der die 
Gcsamlpl'axis der Gerichte in solchen Fällen über
blicken kann, eine Zustimmung einzuholen. Ich gebe 
zu, daß das, was Sie vorgetragen haben, sein volles 
Gewicht hat. Ich wel'de, da diese Frage nicht vereinzelt 
von einem Lande ohne weiteres anders geregelt wer
den sollte, sie erneut an meine Kollegen in den ande
ren Ländern herantragen, um eine andere Lösung 
dieses Problems zu erreichen. 

Eine weitere Frage ist angeschnitten worden, und 
zwar die Frage des NATO-Truppenstatuts und die 
Möglichkeiten, die sich hieraus ergeben, daß die deut
sche Gerichtsbarkeit Verfahren an sich zieht. Nun, 
Hen Kollege Theisen, Sie haben selbst erwähnt, daß 
durch das Zusatzabkommen zum Truppenvertrag die 
allgemeine Ermächtigung der deutschen Gerichte zur 
Verfolgung solcher Straftaten wieder an die Gerichte 
der NATO-Mächte zurückgegeben worden ist, das heißt 
ulso, daß zunächst einmal, wenn dieser allgemein vom 
Bund gegebene Verzicht nicht widerrufen wird, die 
umerikanischen Gerichte zuständig sind. Wir haben im 
Laufo des Jahres 1964 in sechs Fällen davon Gebrauch 
~cmacht, diesen Verzicht zu widerrufen. D<J.bei han
dcllc es sich in zwei Fällen um Notzucht und je einem 
Full des Mordes und der fahl'lässigen Tötung, des ge
meinschaftlichen schwe1·en Raubes sowie der Unzucht 
mil Kindern, also alles Fälle, die in den Bereich der 
Kapitalverbrechen hineingehören. Und wie in den Zu
-~atzablrnmmen auch vermerkt ist, soll nach Möglich
keit von einem Widerruf des Verzichts nur dann Ge
brau<'h gemacht werden, wenn es sich um solche Ka
pitalverbrechen handelt.. Andere Fälle sind selbstver
sUindlich nicht generell davon ausgeschlossen worden. 
Auch zu diesem Gesamtproblem, darauf möchte ich 
hinweisen, habe ich vor kurzem in einem Rundfunk
vortrag eingehend Stellung genommen. Es ist auch 
!ür die Justizverwaltung eine große Sorge, daß in 
manchen Fä llen vor amerikanischen Gerichten Urteile 
ergehen, die nicht das Verständnis der deutschen Be
völkerung finden, Es ist aber gerade in dem von dem 
Herrn Kollegen Tb.eisen angeführten Fall so, daß man 
nicht von vornht>rein übersehen kann, daß nun ein 
amerikanisches Gericht oder ein amerikanischer An
kläger sich a uf einen bestimmten Rech b;standpunkt 
stellt und eine Anklage nur in einer bestimmten Rich
tung ver!aßl. Wir können also bei der Beurteilung 
dieser Fälle nicht von vornherein immer feststellen, 
CJb das Verfahren vor amerikanischen Gerichten zu 
Entst'11l'idungen führen wird, die dem Rechtsbewußt-

sein des Volkes nicht entsprechen. Im übr igen darf 
ich darauf hinweisen, daß in manchen Fä llen - ich ver
weise gerade auf einen Fall in München, glaube ich, 
der durch cije P resse gegangen ist - deutsche Gerichte 
den Fall eines amerikanischen Soldaten abgeurteilt ha
ben, wo ebenfalls die Verurteilung durchaus nicht dem 
entsprochen hat, was die Öf!enUichkeit von diesem 
Verfahren erwartet hatte. Ich möchte das wiederholen, 
was ich damals in meinem Rundfunkvortrag gesagt 
habe, daß ich der Meinung bin, daß wir nicht an der 
Rechtlichkeit und Rechtsstaatlichkeit eines Verfahrens, 
auch vor amet•ikanischen Gerichten, zweifeln dürfen. 
Sie haben zwar ein anderes Rechtssystem und mit an
deren Bestimmungen, ein uns in vieler Beziehung 
fremdes Verfahren. Das gibt uns aber noch n ichl das 
Recht und die MögÜchkeit, zu sagen, daß vor amerika
nischen Gerichten weniger rechtsstaatlich verfahren 
würde als vor deutschen Gel"ichten. 

Daß uns diese Fragen ein dauerndes Problem sind und 
daß wir versuchen, im Rahmen unserer Möglichkeiten 
auch den verständlichen Wünschen der deutschen Be
völke1ung Rechnung zu tragen, ist eine Selbstver
ständlichkeit. Aber im Grunde genommen ist das Kor
sett, das uns das Truppenstatut und das Zusatzab
kommen gibt, recht eng. 

Ein Punkt ist hier nicht erwähnt wol'den. Es ist eine 
Frage, die im vergangenen Jahr sehr stark im Mittel
punkt stand, nämlich die Versorgung der Rechtsan
wälte. Ich darf Ihnen hier mitteilen, daß in meinem 
Hause die Vorarbeiten für eine Gesetzesvorlage fai:;t 
abgei:;chlossen sind und ich vermutlich im Monat 
Februar dem Kabinett eine entsprechende Vorlage ma
chen werde. 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit nicht mehr zu sehr in 
Anspruch nehmen. Sie haben noch das Problem der 
überlastung der Richter angesprochen. Diese Frage 
kehrt immer wieder. Es ist eine Tatsache, daß viele 
Richter überlastet sind. Es ist auch eine Tatsache -
darauf habe ich schon verschiedentlich hingewiesen -, 
daß es mit dem Gesundheitszustand unserer Richter, 
insbesondere der Jahrgänge, die durch den Krieg be
sonders gelitten haben, nicht zum besten bestellt ist 
und daß sich daraus selbstvel'ständlich erhebliche 
Schwierigkeiten in einem Dienstbet rieb ergeben kön
nen. 

Die Fruge der Stellung des Rechtspflegers ist ebenfalls 
angeschnitten worden. Hier besteht eine besondere 
Kommission der Länder, die sich mit der Frage der 
Anhebung und der Übertragung von neuen Aufgaben 
an die Rechtspfleger befaßt. Ein endgültiges Ergebnis 
kann ich Ihnen im Augenblick noch nicht mitteilen. 

Zur Frage der verstärkten Entschädigungskammern 
habe ich bereits SteUung genommen. 

Die Frage des § 42 b und die Schaffung einer Anstalt 
im Lande Rheinland-Pfalz für die Unterbringung sol
cher Leute ist im Haushalts- und Finanzausschuß eben
falls angesprochen worden. In der Sache selbst besteht 
innerha lb der Landesregierung keinerlei Meinungs
verschiedenheit wegen der Zuständigkeit. Zuständig für 
die Unterbringung und damit für die Schaffung dner 
solchen Anstalt ist eindeutig das Sozialministerium. Im 
übrigen darf ich darauf hinweisen, daß der Hausha!ts
und Finanzausschuß die Landesregierung gebeten hat, 
nach drei Monaten - soviel ich \Veiß - vor dem Haus
halts- und Finanzausschuß, dem Rechlsausschuß und 
dem Sozialpolitischen Ausschuß Vorschläge übc1· diese 
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Frag<' zu unterbreiten. Ich bitte Sie, sich bis dahin zu 
gi>dulden 

Sie haben weiterhin die Frage der Bestrafung von 
Gewaltverbrechen angeschnitten. Ich darf Ihnen ver
:;ichern - das habe ich b1m~it:g wiederholt ausgeführt -. 
daß in unserem Lande nach unserer Ansicht - hier be
finde irh mich in völliger Übereinstimmung mit dem 
Herrn Ministerpräs identen. dem das Gn<1denrecllt b ei 
lebenslänglich Verurteilten zusteht - lebenl'lang im 
Grunde auch lebenslang sein soll. E:; isi deshalb in 
uni;erem Lande von der Möglichkeit der Begnadigung 
;;c•hr .~pim,:am Gebrauch gemacht worden. Nach 1945 
sind bisher im Gnadenwege nur zwei zu lebensläng
lichem Zuchthaus verurteilte Männer begnadigt wor
dli'n. Weitnhin i:ind bisher auch n'ur zwei Frauen im 
Gnadenwege entlassen worden, darunt~r eine Verur
ieilh'. die bereits das 75. Lebensjahr überschritten hat.. 
DiP Zahl der zur Zeit in Rheinland-Pfalz einsitzenden 
und zu l<>bcni;tangem Zuchthaus verurteilten und in 
l"rcit.>ndiez untergebrachten Männer b eträgt 43. In der 
Fraut-nst r.1fanstalt Neuwied sind derzeit zehn zu le
hPn,„lÄnglichem Zuchthaus verurteilte Frauen unter
gebracht. 

kh glaube. damit e inen großen Teil der in der leb
ltafw n Diskussion vorgetragenen Fragen angesprochen 
und auch beantwot'te t zu ha ben. Es ist angeregt wor
den, in der Frage der Delikte, die zur Zuständigkeit 
der US-Gerichte gehören, und zur Erörterung der für 
di<> cfoutschi:! Justiz gegebenen Möglichkeiten vor dem 
Rechtsaus~uß des Landtages einen Ber icht zu geben. 
Selbstvet·ständlich bin ich dazu jederzeit bereit. 

Mein<> sehr verehrten Damen und Herren! Sie haben 
:'icherlieh auch einen Ansprudl darauf - und Sie er
wurle11 es - , daß ich noch einige Bemerkungen zum 
Fall .Orach mache. den Sie alle angesprochen haben 
und der gestern in der Debatte zu einem fruchtbaren 
und guten Ergebnis geführt hat. Gerade das, was vor 
meinet· Rede zuletzt über unsere Einstellung zu dem 
gesagt wurden ist, was in den schlimmen J ahren ge
~chehen ist. erschien mir doch sehr wertvoll. und ich 
s tehE' voll und ganz zu diesen Erklärungen. Ich möchte 
a bet· doch vor dem Hohen Hause klarstellen , daß es 
mi r bd meiner ersten Stellungnahme zu den gegen 
Ur11d1 erhobenen Vorwürfen lediglich um eine Sach
darstellung gegangen ist. Es ging mir nicht um eine 
Abdedrnng. Eine eigene Wertung des Verhaltens von 
Dral.'h während der Desetzung Luxemburgs durch 
d<"utsche Truppen oder eine eigene Wertung der gegen 
]}radl in Luxemburg durchgeführten Strafverfahren 
'.rnt· nid1t be<ib:::ichtigt und lag mir zum damaligen 
Zeitpunkt auch völlig fern. Wie die gesamte Landes
regierung mißbillige selbstverständlich audl ich die 
MaHnahmen und die Not, die die nationalsoziali~tische 

GewaHht>rn,chaft über ungezählte Bürger unserer Nach
barländer, aber audl über unser eigenes deutsches Va
lt•rland gebradil hat . kh bedauere diese Geschchni::;l-ie 
auf das T!efste und verurteile sie ebenso wie Sie. Da
lwl' b1·dauere ich auch, daß meine erste Erklärung zu 
Mil.lverständnissen geführt hat. Aber Ich glaube fest
:>tellen zu dürfen. daß Mißverständnisse nie ausge
~chlossen werden können und daß selbst d iese heutige 
Debatte gezeigt bat, daß sowohl das .gesprodlene wie 
das geschriebene Wor t jederzeit mißverstanden werden 
kann. &- liegt daran. daß die .Möglichkeit gegeben 
wird, soldle Mißverstä ndnisse aufzuklären_ 

Meine sehr verehrten Damen und Hel'ren! Herr Kol
lege Dr. !:;kopp hat vorhin sehr genau gesagt, daß ein 
fü' richterstattel'. ich glaube, Klaus Bölllng, 

IAbg. Dr. Skopp: Kla us Bülling im Er!>ten Deut
sdlen Fernseh en t'l 

a ls meL11e Meinung erklärt habe, Drach habe damal~ 
deulsdtes Recht 

(Abg. p r. Skopp: Geltendes R~ht !) 

- deutsches geltPndes Recht angewaHdt. 
\ 

CAbg. Fuchs : „recht"! - Abg. Dr. Skopp : Geltendes 
Recht recht angewandt!) 

- recht angewandt, ja. Eine .soldle Außerung habe ich 
niemals gemacht. lch. dn1·f darauf hinweisen, daß an1 
vergangenen Freitagabend vom zweiten Fernsehen 
eine Sendll'ng gelaufen ist - ich weiß nicht, ob Sie diese 
Sendung meinen oder eine andere-. 

CAbg. Dr. Skopp: Nein, nein!) 

Ich habe mir diese Sendung de~ Zweiten Fernsehens 
angesehen und habe gehört, in welch€r Weise ich da 
zitiert worde n bin. Idl habe sofort das Zweite Fern
sehen angerufen und um eine Richtigstellung gebeten. 
ldl wurde auch mit dem verantwortlichen Leiter ver
bunden.. Er hat sicll jedoch außerstande erklärt, in d er 
laufenden Sendung eine von ml1· gcwürn;chte Berich
tigung entgegenzunehmen; ebenso hat er s ich außer
stande erklärt, im nadlfolgenden Nadlridltendienst eine 
berichtigende und aufklät·ende Stellungnahme zu ver
öffentlicl'i.en. Ich bedaue1·e, daß das nidlt möglich ~e
wesen ist ; denn damit wäre wahrsdleinlidl schon man
chem wieder die Spitze genommen worden. 

Ins besondere I'-..ätte ich e1".tvartcn können. daß man nach 
der Darstellung der La ndesregierung, die ja ausdrück
lich davon gesprochen hat, daß e s hier zu Mißverständ
nissen gekommen ist, daß man sich vor einer Zit ierung 
erkundigt, wo nun das Mißverständnis liegt. ob das, 
was hier zitiert wird, auch wirklich meine Meinung ist. 

Wenn man die damalige Erklät·ung im Zusammenhang 
liest, so ergibt sich daraus, daß ich damals erklärt 
h abe: Vor seiner Eirn;lellung wurden diese Verfahren 
durch den damaligen Justizminister von Rhe inland
Pfalz überprüft. Und dann heißt es weiter: Und diese 
Überprüfung erga b .... Der Satz, so, wie er hier ge
bracht wurde, steht nidlt in dieser Erklärung. Sie ha
ben sie ja alle in der Presse gelesen; s ie war auch in 
der Staa ts-Zeitung veröffentlicht. Sie ist gegenüber 
dem, wa s hler in dfoscr Edtlärung berk.htend mitge
teilt worden ist. falsch, in keiner Weise aber kann das 
eine Wiedergabe meiner eigenen Einstellung -und mei
ner eigenen Beurteilung dieses Komplexes sein. 

Wie der Herr Ministerpräsident bl'reits gestern ;i:uge
sagt hat. werden der Fall Dradl und. der Fall des 
Ersten Staatsanwalts Wienecke vor dem Redltsaus
schuß des Landtags eingehend erörtert werden. 'Ober 
d as Ergebnis der derzeit zur Vorbereitung der- Beridlt
erstattung im Redltsaussdluß laufenden Überprüfung 
wird selbstverständlich - das darf idl wohl hinzufü
gen - auch die Öffentlichkeit zu gegebener Zeil und in 
der geeignet.e.n Form unterrichtet werden. 

Ich habe begründeten Anlaß zu der Annahme. daß es 
sidl um Einzelfälle handelt, und damit stimme ich 
wohl auch mlt Ihnen überein. Soweit dazu Veranlas
sung gegeben ist, bin ich jedoch bereit, den Redllsaus
schuß audl i!'I anderen, etwa noch auftauchenden Fällen 

''• 
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zu unterrichten. Ich glaube mich jedoch mit dem Hohen 
Hause darin einig, daß wir uns zu einer neuen Ent
nazifizierungswelle nicht hergeben dürfen. 

(Zurufe: Sehr richtig!) 

Als Justizminister - so darf ich betonen - kann ich mich 
hei di:>l' F:rfüllung meiner Aufgaben nicht nur von po
litischen Erwägungen bestimmen lassen. Ich bin nicht 
der Meinung, Herr Kollege Schmidt, daß in erster Li
nie die politische Räson zu beachten ist und ich nur 
politisch zu entscheiden habe, daß die rechtlichen Be
lange erst in zweiter Linie zu stehen hätten. Ich bin 
vielmehr der Auffassung, daß der Schutz des Rechts 
im Vordergrund stehen muß, denn ohne Recht ist au( 
Dauer keine Politik denkbar. Sie sind sicher auch dieser 
Meinung. Ich glaube, daß Herr Kollege Schmidt auch 
mit dieser Formulierung einverstanden ist und daß es 
sich wiederum vielleicht nur um eine etwas mißver
ständliche Formulierung sc>inerseits gehandelt haben 
könnte. 

Das Recht ist, wie Sie, Herr Kollege Schmidt, vor
gestern vor dem Hohen Hause ausgeführt haben, die 
Grundlage unserer freiheitlich-demokratischen Ord
nung, die um so eher begründete Aussicht auf einen 
dauerhaften Bestand haben wird, je fester diese Grund
lage des Rechts gefügt und je tiefer das Recht im 
Bewußtsein unserer Bürger verankert ist. Diesem An
liegen gilt meine ganze Arbeit, deren Bewältigung 
Ihrer aller Mithilfe bedarf. 

(Beifall bei CDU und FDP.) 

Vizepräsident Rothley: 

lch erteile Herrn Abgeordneten Munzinger (SPD) das 
Wor1. 

Abg. Munzinger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 
einige Worte zu den Ausführungen des Herrn Mi
nisters zur Sache Kunkel. An sich hat diese Erklärung, 
wie ich meine, nicht befriedigt, denn bei einem Pro
millegehalt - jetzt unterstellt, das Urteil hätte tatsäch
lich darauf abheben müssen - von 1,55 werden sich 
noch zahlreiche Fälle in unserem Lande als Parallelen 
ergeben, und daraus wird der Anspruch auf Gleichbe
handlung erwachsen. Wir alle kennen die Rechtspre
chung des Bundesgerichtshofs, und im Hinblick auf 
das Straßenverkehrssicherungsgesetz wird man sich 
erst recht fragen müssen, ob hier nicht doch - s icher 
bei Ihnen, Herr Minister, persönlich völlig integer -
eine Entscheidung getroffen worden ist, die letztlich 
zur Frage der Ausgewogenheit - und zwar muß das 
auch im Gnadcnwesen insbesondere erfolgen -, damit 
auch zur Frage der materiellen Gerechtigkeit, Beden
ken offenläßt. 

Ich glaube, daß man mit einer solchen Erklärung die
sen Fall nicht erledigen kann. Soweit es sich um die 
Frage handelt, wie Ihre Erklärungen zum Fall Drach 
in der Öffentlichkeit oder in öffentlichen Organen zu 
begreifen sind, vermag ich im einzelnen nicht näher 
Stellung zu nehmen. Ich hatte nur den Eindruck, als ob 
eine klare Antwort hierzu nicht gegeben worden sei. 
Es war insbesondere von Herrn Kollegen Dr. Skopp 

gefragt worden: Ist von Ihnen vom geltenden Recht 
gesprochen worden? Und dazu sollte die Antwort ein
fach ja oder nein lauten. Sie haben hier zum Aus
druck gebracht, daß Ihre innere Einstellung, Ihr inne
res Verhältnis zu der Tätigkeit des Herrn Drach noch 
gar nicht zur Erklärung nach außen gekommen sei. 

Nun, das ist ein Bemühen, mit zwei Zungen zu spre
chen, gewiß nicht böswillig; aber dieses Bemühen ist 
erkennbar. Man muß gerade in Rechtsdingen und in 
Fragen des gerechten Verhaltens und Handelns eine 
Sprache haben und e i n e Meinung, insbesondere auch 
als Minister. Auch insofern, glaube ich, ist die Darstel
lung, die Erklärung, nicht befriedigend. 

Vizepräsident RothJey: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. Ich lasse abstimmen zunächst über 
die Drucksache II/338 - Antrag des Haushalts- und Fi
nanzausschusses zur Drucksache II/303 -. 

Wer dieser Drucksache seine Zustimmung geben will, 
den darf ich um ein Handzeichen bitten. - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltungen! - Der Antrag ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur zweiten Beratung des Einzel
plans 05 unter Berücksichtigung der soeben beschlos
senen Änderungen. Ich rufe auf Kapitel 01, 03, 04, Ein
leitung und Überschrift. Wer dem Einzelplan 05 in 
zweiter Beratung seine Zustimmung geben möchte, 
den dar f ich um ein Handzeichen bitten. - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltungen! - Der Einzelplan 05 ist 
in zweiter Beratung gegen die Stimmen der SPD-Frak
tion angenommen. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

Unter b rech u n g der Sitzung : 12.48 Uhr 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.08 Uhr 

Vizepräsident Rothley: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. - Als Gasthörer be
grüßen wir heute Nachmittag die Landwirtschafts
schule Emmelshausen. 

(Beifall des Hauses.) 

Beisitzer der Nachmittagssitzung sind Frau Abgeord
nete Wetzei und Herr Abgeordneter Gaddum. 

Wir treten in die zweite Beratung des Einzelplans 07 
ein. - Das Wort hat Herr Abgeordneter Steinhauer 
(CDU). 

Abg. Steinhauer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Wenn ich heute zum Einzelplan 07 sprechen darf, 
dann soll das keine Abhandlung der einzelnen Kapitel 
sein. Ich will vielmehr versuche n, die zusammenhänge 
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der lanrtwirtf:chaftlichen Probleme aus der Sicht un
sct·(',.; Landes vor Ihnen auszubreiten. 

Die Pro!Jlemstellung der Landwirtschaft hat sich in 
den letzt.en Jahren eigentlich kaum verändert. Die 
Schwerpunkte der Agrarpolitik sind in etwa die glei
dw11 gebli<-'hi'n , wie i; if> es ~eit .Jahren gew esen sind. An 
Wichtii.{keit und allgemeiner Bedeutung überragen 
ZW<~i Aufgaben alle anderen Probleme: 

1. rliP MAiln~hmen zur Verbesserung der Agrarstruktur, 
und 

'.:!. die MaHnHhmPn r.ur Verbesst>rung de r Markti:.itu ation. 

Auf t'in drittes ebenfalls wichtiges Problem, nämlich 
di(> ß ildung und Ausbildung unserer bäuerlichen Ju
gt>n<I. miicht.e ich am Schlusi;e meiner Ausführungen 
zu ,;prechea kommen. 

Ges 1.Fltte n Sie mir, zum Thema „Agrarstruktur", d as in 
diesl'tn Hohen H ause i;chon sehr oft behandelt worden 
ist, tl'otzdPm noch einmal einige Ausführungen zu 
machen. Die Verbesserung der Agrarstruktur setz.t im 
Wt"~enllichen von zwei &reichen aus .an . . Hierzu ge
hön•11 e inmal die Maßnahmen überbctrieblicher Art. 
\ll'ic Flur~reinigung, Wasserwirtscha ft, Elektrif.izie
ru111;. Wegebau und ande!'t'. Des weiteren gehören 
d..;izu die g.e1.ielten Hilfen für den Einzelbetrieb, wie 
Aussit'dlung, Aufstockung, Neu- un.d Umbau in Alt
gehö!t.eu, Hilfen für die Mechamsierun.g und Tech
nis icmng. die Landarbeiter- und Nebenerwcrbsiedlun
gen a ls wesentliche Bestandteile der ländlichen Sozial
struktu1· sowie Ma ßnahmen d es freiwilligen Landaus
lau8ches. Die bisher gemachten Anstrengungen ha ben 
wohl zu großen Erfolgen geführt, doch haben wir - das 
kann man sagen - die gesteckten Ziele noch n icht er
n•ich t. W<:>nn auch nicht er wartet we rden kann, d aß 
eint> Agran;truktur, die sich im Laufe von Jahrhun
dPrlt•n g1~formt h at . in nur wenigen Jahren völlig um
ge:<laltet we rden kann. was wn so weniger möglich is t. 
als diese Umformung vom Wechsel der Generationen 
mitb<'~ limmt wird. so müssen doch alle nur denkba1·en 
Anstrengungen gemacht werden, um eine Leistungs
:;tt•igerung zu erreichen. 

BNr1:1chten wir in diesem Zusammenhang einmal das' 
hi8hf"rige Gesamtergebnis der Flurbereinigung in Rhein
land-Pfa lz. Von der landwirtscha!llichen Nutzfläche 
sind bis heute etwa 50 Prozent erstbereinigt. Bei 400 000 
Hektar noch zu bereinigender Fläche und einer Jahres
kapazität von rund 30 000 Hektar können wir uns sehr 
leicht ausrechnen. welchen Zeitraum wir noch benöti
gen, um die notwendige Erstbereinigung zum Abschluß 
zu brini.(en. 

In d er Betracht ung muß a ber auch die erforderliche 
Zw<'itbN,•inigung gesehen werden. Sie muß in ·den 
meisten Gemeinden , die vor 1945 zusammengelegt 'wor
den i;ind, hundertprozentig durchgeführt werden und 
is t auch in etwa 80 Prozent d er im beschleunigten Ver
fah ren bereinigten Flächen noch einmal erforderlich. 
Aus di~en Zahlen ist zu entnehmen, daß wir noch 
sehr lange Zeit brauchen werden, bis wir die Flurbe-
1·einigung in unse rem Lande zum Abschluß bringen 
können. 

Was für die Flurbereinigung gilt, trifft bei den geziel
ten Maßnahmen zwar nicht in demselben Ral:unen, aber 
in bestimmten Bereichen in ähnlichem Umfange zu. 
Wie viele Betriebe nach den gegebenen Voraussetzun
gen ausgesiedelt bzw. am alten Standort baulich sa-

niert werden müssen, kann man nur schätzen. Es dürf
ten etwa 40 Prozent. sein. Ebenfall s nach Schätzungen 
dürfte die Aussiedlungsnotwendigkcit bei e twa 10 000 
Betrieben gegeben sein. In den letzten zehn Jahre n 
s ind in Rheinland-Pfalz etwa 2 000 Betriebe ausj(e
sledelt worden, so daß wir auch hie t· noch viele Jahre 
anstrengender Arbeit vor uns liegen habe n. um d ;is 
Ziel einer von Grund auf verbesH•1·ten Agi·<u's!mktur 
zu erreichen. '~rir milssen daher - um es noch einmal 
zu sagen - a lle Anstrengungen unternehme n, um un
sere Agrarstruktur so sehne!\ wie möglich nachlrnllig 
Zll VPl'Qt'S~l"l'l\ . 

Die Betrieb<>e ntwil:klung ist in den letzten ,fahren 
durchaus befl'!edi1<end verlaufe n. Di<' 7.ahl der Fami
lienbetriebe hat sich gunz beträchtlich erhöht. Dagegen 
ist die Zahl der Kleinstbetriebe wesentlich zurückge
gangen. Diese Entwicklung ist zu begrüßen. wenn mich 
die Aufstockung der Betriebsgrößen zwischen lO und 
20 Hektar in erster Linie durch Pachtung erfolgt ist. 
Es wäre wünschenswert gewesen, daß eine größere Be
w~gung auf dem Gr undstücksmat·kt eingesetzt hät te. 
Die ungesunde Eigentums- und Bcsitzstr uk1ur"ist näm
lich die Hauptursache der unbefriedigenden Agrarstruk
tur. Ein grundlegender Wandel im Sinne e iner nach
haltigen Verbesserung der Betriebsgrundlagen durch 
die Agrarstruklurverbesserun~en wird bei den mei
sten Betrit:ben nur dann erreicht, wenn es 1<elingt. Län
dereien zu mobilisieren, die zur Schaffung ausreichen
der Betriebsgrüßen verwendet werden kiinne n. 

Ausgehend von der nüchternen Überlegung, daß nur 
zusätzliche finanzielle Anreize zu einet· Erhöhung der 
Bodenmobilität führe n können, is t auch dai;; Land 
Rheinland-Pfalz auf diesem neuen Gebiet der Agrar
s tl'Ukturpolitik tätig geworden. Der bisher e rzit>ltP Er 
folg ist noch gering. Man darf aber trotzdem nicht.:; 
unversucht .lassen, gerade dieser agrarpolitischen Maß
nahme neue Impulse zu geben. In die Förde1·ung sollte 
nicht nur der Landverkauf, sondern auch - mit der ge
botenen Vorsicht - die langfristige Pachtung aufge
nommen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! So erfreu
lich die Entwicklung in den letzten Jahren in weilen 
Te ilen unser es Landes gelaufen ist . kann aber eine Ge
sundung der agrarstrukturellen Verhältnisse mit den 
klassischen Maßnahmen der Agrarstrukturverbesse
rung allein nicht erfolgen, sondern sie kann nur mit 
Hilfe einer gezielten Wirtschaftspolitik erreicht werden. 
Agrars trukturverbesserungen und Leistungssteigerun
gen gehen Hand in Hand. Ich glaube, es nutz t uns nicht 
viel , wenn wir nur überlegen, welche Möglichkeiten es 
gibt, ungünstige strukturelle Produktionsgrundlagen 
zu verbessern, und Hilfen geben, um die Le is tungen 
der einzelnen Betriebe zu ste igern, uns a ber nicht 
gleichzeitig Gedanken darüber machen, wie die Pro
dukte auf den Markt gebracht werden sollen. 

Durch die Verordnung Nr. 26 des Ministerrats In Brüs
sel werden die in den einzelnen Partnerslaaten der 
E\l'·tG bestehenden na tionalen Marktinstrumente sank
tioniert. Sie dürfen auch nach 1970 in Kraft bleiben. 
Ein Vergleich der Marktverhältnisse in den EWG-Län
dern und darüber hinaus mit einigen wichtigen EFTA
Staaten zeigt, daß einzelne Mitglieds- und EFTA-Staa
t en gut äusgebaule Marktordnungen bes itzen. Sie den
ken auch wahrscheinlich nicht d aran, diese Marktord
nungen in der Endphase des Gemeinsamen Marktes 
aufzugeben. 

In den Niederlanden bestehen horizontale und vertikale 
Zusammenschlüsse, die mit Hilfe von Finanzfonds in 
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der Lage sind, die Märkte weitgehend zu stabilisieren. 
Sie bieten darüber hinaus auch die Möglichkeit, eine 
gezielte Absatzstrategie, vor allem in Richtung auf die 
Bundc>srepublik, zu betreiben. Dabei spielen subventio
nierte Exporte nach den Mitgliedstaaten bzw. Drittlän
dern eine wichtige Rolle. 

Frankreich ist zur Zeit dabei, seine nationale Markt
ordnung unter Verwertung holländischer Erfahrungen 
weiter auszubauen. Grundlage des Systems ist auch 
hier ein zentraler Fonds, durch dessen Einsatz die fran
zösische Land- und Ernährungswirtschcift in die Lage 
versetzt wird, die Erzeugung, den Absatz und den 
Export französischer Agrarerzeugnisse wirksam zu för
dern. 

Auch in den maßgebenden EFTA-Ländern, wie Däne
mark und Schweden, werden die finanziellen Förde
rungsmaßnahmen des Staates für die Landwirtschaft 
laufend ausgeba1:1t. Auch dort bestehen zentrale Fonds, 
dk) aus dem Staatshaushalt finanziert werden. 

Um die Bundesrepublik hernm bestehen also inner
halb und außerhalb der EWG-Staaten zentrale Finanz
fonds, die es den dortigen Regierungen bzw. beteiligten 
Wirtschaftsgruppen der Land- und Ernährungswirt
schaft ermöglichen, in diesen Ländern auch im Rahmen 
der gemeinsamen Marktordnung der EWG die natio
nale Produktion und den Absatz der nationalen Er
zeugung weitgehend zu steuern und zu beeinllussen. 

Wenn die deutsche Landwirtschaft bei der schon be
stehenden und nocl1 zu erwartenden Uberschußsituation 
in der EWG den Wettbewerb auf den deutschen Agrar
märkten erfolgreich durchstehen will, muß auch bei 
uns auf dem land- und ernährungswirtschaftlichen Sek
tor ein Marktsystem wenigstens soweit ausgebaut 
werden, daß der deutschen Landwirtschaft ein gleich
wertiger Schutz wie den anderen Partnerländern zur 
Verfügung ::;teht. 

Zu1· Zeit werden zwei Lösungen diskutiert: erstens der 
Entwurf eines Marktstrukturgesetzes und eines Ab
satzförderungsgesetzes und zweitens ein Gesetzentwurf 
über die Errichtung eines Marktstrukturfonds. Wie die 
Lösung 3uch heißen mag - fest steht, und darüber 
dürfte Einigkeit bestehen, daß die deutsche Landwirt
schaft in die Lage versetzt werden muß, Markteinrich
tungen zu erhalten, die ihr gleiche Wettbewerbsvoraus
setzungen gegenüber den Partnerländern und dritten 
Ländern auf dem deutschen Agrarmarkt sichern. 

Und nun, meine Damen und Herren, darf ich mich 
einem ebenfalls sehr wichtigen Zweig der heimischen 
Landwirt.schalt, wenn ich so sagen darf, zuwenden: Die 
Lage im rheinland-pfälzischen Weinbau hat sich in den 
vet·gangenen zwei bis drei Jahren wesentlich zum Nach
teil der gesamten heimischen Weinwirtschaft verän
dert. Während vor 1960" die Erzeugerproduktion nocl1 
wesentlich geringer gewesen ist und infolgedessen 
flüssig am Markt untergebracht werden konnte, haben 
die in den letzten Jahren rasch aufeinander folgenden 
mengenmäßig großen Ernten zu einem Überangebot an 
Wein mit der Folge langanhaltender Preis- und Ab
satzdepression geführt. 

Die deutschen Gesamternten betrugen 1960 7,5 Mil
lionen Hektoliter, 1963 6,3 Millionen Hektoliter und 
1964 7 Millionen Hektoliter. So konnten in diesen Jah
ren die bei 80 PCennig bis 1,20 DM liegenden Produk
tionskosten nur zur Hälfte bis zu einem Drittel ge
ckckt wt'rden. Ein wesentlicher Grund liegt darin, daß 

die Ernten mit 6 bis 7 Millionen Hektoliter eine hun
dertprozentige Steigerung erfahren haben, während 
das Verbrauchswachstum seit 1954 um 80 Prozent da
hinter zurückbleibt. 

Hinzu kommt, daß infolge der internationalen Handels
liberalisierung die ansteigenden Trinkwc~nein!uhren 
den Angebotsdruck verstärken. Infolgedessen sind auch 
die Bestände an Wein von Jahr zu Jahr gewachsen. 
Während der Gesamtweinbestand am 31. Dezember 
1962 noch 9,5 Millionen Hektoliter betrug. war er ein 
Jahr später auf 11.4 Millionen angewachsen und wird 
nach überschlägiger Schätzung zum jetzigen Zeitpunkt 
etwa 13 Millionen Hektoliter bctragl>n. Das bedeutet 
bei einem Jahresverbrauch von 9 Millionen Hektoliter 
einen 'Oberstand von 4 Millionen Ht'klol itcr o<ler ctw:;i 
zwei Drittel einer Jahresernte. 

Für die Zukunft muß also in verstärktem Maße danach 
gestrebt werden, durch geeignete Maßnahmen die 
Weinüberschüsse abzubauen und zu einem richtigen 
Verhältnis zum europäischen Markt zu kommen, damit 
für die Erzeuger wieder kostendeckc•nde Preise zu er
zielen sind. Dieses Ziel kann durch mehrere Maßnah
men erreicht werden. Insbesondere muß mehr als bis
her die Produktion nach qualitativen Gcsiclltspunktl•n 
ausgerichtet werden. 

Eine ganz ent.sch.;idende Rolle spielen die Anbaurege
lungen im Weinbau und die Erteilung von Sortenauf
lagen bei der Rebenpflanzung nach dem Weinwirt
schaftsgesetz. Insbesondere gilt es aber i:lUch, durch die 
Rebenzüchtungen ein qualitativ vel'bcssertes Reben
material zu entwickeln, um damit dem gesteckten Ziel 
auch die tatsächlichen Voraussetzungen zu bieten. Es 
ist deshalb durchaus richtig, der Forschung insbeson
dere für die Aufgaben der Neuzüchtung und die Ver
besserung der önologischen Methoden Mittel zur Ver
fügung 7.U stellen. 

Auch die Förde rung des Wiederaufbaues und der Flur
bereinigung muß, um zu rationeller und kostensparen
der Bewirtschaftung zu kommen, mindestens in dem 
bisherigen Ausmaß weiterhin gesiche1·t werden. Im 
Zuge der europäischen Wirtschaftsunion werden wir 
immer mit einem großen Angebot von Wein konfron
tiert sein, dessen Pro<iuktionskosten teilweise nur ein 
Viertel bis zur Hälfte derjenigen fül' deutschen Wein 
ausmachen. Allein diese Tatsache zwingt uns zu einer 
möglichst raschen Kostensenkung im deutschen Wein
bau. 

Hierbei dar! aber nicht verkannt werden, daß sich der 
deutsche Weinbau seiner Rentabilitätsgrenze bereits 
stark angenähert hat. E!ne weitere erh()bliche Kosten
senkung in Richtung auf das !ranzöische und italienische 
Niveau wird daher nur bedingt möglich sein, wenn 
auch zu bedenken ist, daß deren 'Erzeugungskosten 
durch Akkordlöhne und Investitionen sich eb<.'nfalls er
höhen werden. Die Zukunftschancen für den einhei
mischen Weinbau kann demnach eigentlich nur in der 
Erzeugung einer sich merklich von dem übrigen euro
päischen Angebot abhebenden Qualität liegen, denn 
dem allgemeinen Verbrauchstrend nach gehobener 
Qualität entsprechend, wird die Verbt'aucherschaft nur 
eine in entsprechender Güte angebotene Spezialität an 
deutschen Weinen mit einem kostendeckendcn Preis 
honorieren. 

Insoweit ist es wünschenswert, daß neben der Förde
rung der Forschung auch der Ausbau der Winzerge
nossenschaften und anderer Gemeinschaftst'inrichtun-
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gen zur Hebung der Weinqualität durch moderne Kel
lerbehandlungsmethoden weiterhin besonders geför
dert wird. Dabei gilt es vor allem. die Winzergenossen
schaften nach Möglichkeit ln stärkerem Ausmaße als 
bish<'r zu konzentrieren. Auf gar keinen Fall aber wol
len wir. daß die Privatinitiative irgendwelche Be
schrilnkungen erfährt. Wir brauchen eine Konzentra
tion am Absatzmarkt. weil sich heute 70 Prozent des 
Weinkonsums über den in Supermärkten, Kettenge
sC'häften und Filialen organisierten Lebensmitteleinzel
h;rndel vollzil'hcn . 

Diesen großen Unternehmen müssen ebenbürtige große 
Angd.>ule gegenüberstehen. wenn das Diktat von Preis
unrt Abnahmebedingungen nicht restlos in die Hand 
<>inigt'l' weniger Großabnehmer gelegt werden soll. Be
sondere Bedeutung kommt in der derzeitigen Absatz
situG1tion. die sich von heute auf morgen nichl grund
legend ändern lassen wird, einer verstärkten ~bsatz
w,..rbung für deutschen Wein zu. Stabilisierungsfonds 
und deutsche Weinwerbung haben auf diesem Gebiet 
bi~her Vot•bildliches geleistet, was sich augenscheinlich 
in d<.'m in den letzten .Tahren gewachsenen Weinkon
sum e1usdrückt. tn Anbetracht dessen, daß der W<>in 
nicht wie die übrigen Grundnahrungsmittel keine obere 
Verbrauchsgrenze kennt, Ist es vor allem notwendig, 
die staatlich geförderte Gemeinschaftswerbung beson
ders zu b.::achten und sie weiterhin zu forcieren und 
verslät'kt zu unterstützen. 

Große Sorge bereitet nach all den innerdeutschen 
Schwit.•rigkciten die Entwicklung auf dem internatio
nal<'n Weinmarkt. Während der Zoll- und Kontingen
tiel'ungsabbau auf europäischer Ebene planmäßig vor
an!'<'hrPitet - erst kürzlich mußten weitere Kontingent
erhöhungen in Kauf genommen werden -, läßt eine 
gemeinsam~ europäische Marktordnung, die ent
stehende Nachteile verhindern sollte, noch immer auf 
sich warten. DiP. Kontingente zu dem kaum noch ins 
G<'wicht fallenden EWG-Binnenzollsatz betragen nacll 
dC'r letzten Erhöhung 950 000 Hektoliter Trinkwein, da
von 245 0l>U Hektoliter Weißwein und 480 000 Hekto
liter Sektgrundwein.. Darin ist eine Steigerung von 
30 000 Hektoliter Trinkwein und 20 000 Hektoliter 
Sektgrundwein enthalten. Insgesamt betrugen die Ein
fuhrkontingente an Trinkwein aus der EWG und 
Drittländern für 1964 bereits 2,8 Millionen Hektoliter. 

Für den Staat ergibt sich meines Erachtens daraus die 
V<~rpfüchtung:, die aus den Rom-Verträgen für unsern 
W~inwirtscha!t eingetretenen Nachteile so lange durch 
innerstaatliche Maßnahmen auszugleichen, bis eint> 
Marktordnung aut europäischer Ebene - evenluell in 
ci nem europäischen Stabilisierungsfonds - den noh1,;en
dige11 Aui;gleich schafft. 

Es gilt hier sowohl für die Landesregierung wie auch 
für di~ Rundei;regierung. keine Mühe und Anstrengung 
zu1· Bnekhung dieses Zieles zu· scheuen. Insbesondere 
erwart.<>n wil' vom Bundestag und der Bundesregie
i·ung in er:;ter Linie die möglicllsl rasche Verabschie
dung eines neuen deutschen Weingesetzes. 

(Beifall bei der CDU.) 

Unct nun möchte ich noch einige Ausführungen zu Pro
blemen des Tabakanbaues machen. 

Der Tabakanbau in unserem Land wird überwiegend 
in dem südlichen Teil der Vorderpfalz betrieben. Die 
klimatischen Verhältnisse und die Bodenverhll.ltnisse 
sind dort für diese Sonderkultur wie geschaffen, und 
weite Gebiete bringen bei dieser Anbaukultur die be
stC'n E1·träge. Einige hundert landwirtschaftliche Be-

triebe sind mit ihrer Betriebsgt·öße, den Gebäudeein
richtungen, dem Maschinenbesatz und der optimalen 
Auslastung der Familienangehörigen auf Tabakbau 
elngestellt. Eine Umstrukturierung dieser Belr:iebe ist 
nur in wenigen Fällen möglich. Daher ist ein rentabler 
Tabakanbau die Grundlage ihrer Existenz. Trotz der im 
Blawichimme!jahr 1960 aufgetretenen Unsicherheit - die 
Gesamtanbaufläche hat sich damals etwas verringert -
liegt heute die Anbaufläche bei leicht steigendex· Ten
denz bei etwa 3 000 Hektar. Die verbliebenen P!lanzer
betriebe mit einer Betri~l.nsg1·öUe von durchschnittlich 
sechs bis zehn Hektar und ud einer Tabakanbaufläclle 
von ein bis zwei Hektar sind sh·ukturell für die Zu
kunft durchaus als gesund zu bezeichnen, wenn die 
Rentabilität des Tabakanbaues gewährleistet ist. Die 
zunehmende Konzentration bei den Abnehmerfirmen 
ha t die Situation der Pflanzer im freien Markt nicht 
gebessert. Der Dcdarf für deutschen Tabak ist wegen 
der besonderen Geschmacksrichtung vor allem bei 
Feinschnitt und Zigaretten vorhanden . 

(Abg. Schwarz: Sehr r:ichtig!) 

Die Preisbildung beim Zigarrengut war bereits 1963 
nicht ausreichend. Damals wurde den Tabakbauern 
eine IIHfe von seiten des Landes zuteil. Sie ist auch für 
das Jahr 1964 beantragt. Es kann abel' sicher keine 
Lösung sein, wenn Jahr für Jahr die Pflanzer um Un
terstützung an den Staat h~1·antreten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, vor allen 
Dingen im Hinblick auf die kommende EWG-Kon
kurrenz mlt .Frankreich und Italien, daß etwas ge
schehen muß, ganz gleich, ob Steuerbegünstigung, Mo
nopol- oder Marktordnung mit Absatz- und Preisga
rantie, um den Tabakpflanzern einen ausreichenden 
Schutz für die Zukunft zu bieten. Ich darf darum bit-

. ten, daß man sich bei den zuständigen Stellen des 
Bundes darum bemüht. den gesetzlichen Rahmen dafür 
zu schaffen, der den Erfordernissen des ausreichenden 
Schutzes für den heimischen Tabakbt1u gerecht wird. 

Meine ~ehr. verehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
wir brauchen als Land Rheinland-Pfalz in der Euro
päischen Wirtscha[tsgemeinschaft über unsere geogra
phische Lage nicht unglücklich zu sein. Wir sind Picht 

„ mehr ' Gren'zland, ·sondern wir sind Kernland ~ewor
den. Unsere besondere Chance können wir darin sehen, 
daß wir große Märkte unmittelbar vor den Toren un
ser~ .~nde~ J::\.ape,n. Das erhellt zwar den Blick in 
unsere wirtschaftliche Zukunft, enthebt uns aber trotz
dem nicht aller Sorgen um die Zukunft unserer Land
wirtschaft. 

Die Vorarbeiten zum sogenannten EWG-Anpassun~
programm sollen soweit gediehen sein, daß bald mit der 
VeröffentUchung gerechnet werden kann. In diesem 
E'WG-Anpussungsprogramm müssen meines Erachtens 
außer Überlegungen über agrarstrukturel!e und markt
politische Maßnahmen auch Maßnahmen bedacht wer

·den, utn eine Zusammenfas;;ung auf den verschiedensren 
Gf!bieten det• Landwirtschaft herbPiz.11mhren. Ich denke 
b~i..o;pielsweise an das Genossenschaftswesen und hier 
insbesondere an die Molkereien, an Winzergenoss~
schaften, an die Obst- .und Gemüsegroßmärkte und 
ähnliches. Ich denke aber auch an die in unserem r.an<i 
bestehenden Landwirtschaftska mmern und unter Um
ständen auch an die berufsständisch('n Organ•isationen. 
Idi, b<l<iauere. daß im Haushaltsjahr 1965 keine Mittel 
für di.e Untersuchung der Marktstruktur in Rheinland
Pfalz vorgesehen sind. Ein längeres Hinausschieben die
ser Untersuchungen halte ich eigentlich nicht mehr für 
vertretbar. Ich möchte darum bitten, noch im J.ahre 

.... ' ····-
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1965 nach Möglichkeiten für derartige Marktstruktur
untersuchungen zu suchen. 

Meine Damen und Herren! In den letzten Wochen ist 
in Brüssel eine Entlicheidung gefallen, die lange Zeit 
diskutiert worden ist und auch heute noch diskutiert 
wird: die Entscheidung über die Angleichung des deut
schen Getreidepreises. Ich bin der Meinung, daß die 
Angleichung des Getreidepreises zum mindesten für 
unseren südwcstdeutschen Raum keine nachteiligen 
Folgen haben wird. 

Die tievische Produktion, die heule außerhalb der Son
derkulturgebiete mehr als drei Viertel der Verkaufs
c.r!öse durchsclmittlich ausmacht, gilt es weiter auszu
bauen. Diese Ausweitung der tierischen Veredelungs
produkLion ist allein schon im HLnblick auf den wach
senden Bodarf, wie er aus der Bevölkerungszunahme 
un<l aus d er Zunahme des Pro-Kopf-Verbrauchs resul
tiert, gebot<m. Im übrigen soUen der deutschen Land
wirtschaft durch dtie Senkung des Getr.eidcpreises 
finanziell keine Nachteile entstehen. Mit Befriedigung 
darf man in diesem Zusammenhang feststellen, daß es 
in dieser Frage zu einer Einigung zwischen Berufsver
band und Regierung gekommen ist. 

Und nun möchte ich noch einige Bemerkungen machen 
zu einem wichtigen Kapitel des Einzelplans 07, zur 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. Auch hier 
gilt. daß man in wenigen Jahren nicht nachholen kann, 
was in Jahrzehnten versäumt worden ist. Wir dürfen 
aber mit Genugtuung feststellen, daß wir im vergan
genen Jahr trotz mancher Engpässe wesentliche Schritte 
nach vorne getan haben. Insgesamt wurden im Rech
nungsjahr 1964 576 Maßnahmen der öffentlichen 
Wasserversorgung und des öffentlichen Abwasser
wesens mit einer Gesamtbausumme von 119,5 Miilio
nen DM gefördert. An Landesbeihilfen sind 52,2 Millio
nen DM und an Bundesbeihilfen 8,16 Millionen DM 
gewährt worden. Darüber hinaus sind die im Rahmen 
des Haushalts für 1964 zur Verfügung stehenden 20 
Millionen DM Vorgriffsmittel restlos in Anspruch ge
nommen worden. Hiermit wurden ab Beginn des Jah
res 1965 weitere 56 Maßnahmen der Wasserversorgung 
und weitere 90 Abwassermaßnahmen gefördert. Am 
Schluß des Jahres 1964 gab es in Rheinland-Pfalz nur 
noch 55 Gemeinden, die nicht über eine zentrale Was
serversorgung verfügten. Der Anteil der Gesamtbe
völkerung, der nicht zentral mit Wasser versorgt ist, 
bt•trägt im Aug('nblick noch 0,35 Prozent. 

(Abg. Völker: Das sind aber gerade die Ärmsten!) 

Folgendes, meine Damen und Herren, scheint mir auf 
dem Gebiet der Wasserwirtschaft noch erwähnenswert 
zu sein. Im trockenen Jahr 1964 ist eine ganze Reihe 
von Gemeinden ohne ausreichende Versorgung ge
wesen. Eine Wiederholung solcher Mängel könnte 
meines Erachtens durch eine sinnvolle und gtoßzUgige 
Planung einer Verbundwirtschaft verhindert werden. 
Und außerdem ist es meines Erachtens ein weiterer 
großer Nachteil, daß für einen Teil der neu erstellten 
Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen zur Bedie
nung und Überwachung Personal eingesetzt wird, dem 
die fachlichen Voraussetzungen für diese Aufgaben 
fehlen. Es wäre zweckmäßig, bei dem Bau neuer An
lagen auf die ordnungsgemäße Wartung mehr zu ach
ten und dafür· Sorge zu tragen, daß nur fachlich aus
gebildetes Personal für die Aufsicht dieser modernen 
Anlagen angestellt wird. 

BevJtr ich zum Schluß komme, meine Damen und Her
ren, möchte ich noch P-in Wort zu der Situation an den 

landwirtschaftlichen Fachschulen sagen. Die von der 
CDU im vergangenen Jahre eingebrachte Große An
frage betreffend Landwirtschaftsschulen und Beratungs
wesen hat erfreuliche1·weise eine gewisse Bewegung 
auf diesem Gebiet gebracht. Wir können feststellen, 
daß der Besuch unserer Fachschulen gegenüber 1963.iß-t 
b~sser geworden ist, wenn ich auch nicht d er Meinung 
bm, daß 14,3 Prozent eine wesentliche Verbesserung 
des Besuches darstellen. 

Erfreulicherweise hat sich auch die Zahl derer die eine 
Gehilfen- oder Meisterprüfung ablegen wolien bzw. 
abgelegt haben, wieder erhqht. Auch diese Tatsache 
gibt Hoffnung und neuen Mut. 

~enn ich in der Begründung zu unserer Großen Anfrage 
1m vergangenen Jahre gesagt habe - ich darf es noch 
einmal zitieren - : „Nur die allen geistigen Anforderun
gen gewachsenen und mit bestem fachlichem Wissen 
ausgestatteten Betriebsleiter werden die Möglichkeit 
haben, in der Zukunft die sich vor ihnen auftürmenden 
Schwierigkeiten zu überwinden", dann gilt dies heute 
genau wie in der Vergangenheit und wird auch für 
die Zukunft erst recht Gültigkeit haben. Die Zeit, daß 
der Bauer nur für sich lebt, ist vorbei. Partnerschafts
bereitschaft und Partnerschaftsfähigkeit werden die 
Grundtugenden des Bauerntums we1·den müssen. Ein 
neues Verbands- und Genossenschaftsbewußtsein muß 
die Bauern befähigen, den Markt gemeinsam zu be
dienen und manche Arbeitsgänge in Zusammenarbeit 
zu bewältigen. Selbsthilfe, gemeinschaftliche Selbst
hilfe und Hilfe des Staates werden in sinnvoller Er
gäm::ung dazu beitragen müssen, unsere bäuerlichen 
Betriebe in ihrer Existenz zu sichern. 

Bei allen Aufgaben wird aber immer wieder deutlich. 
daß die Chance der Zukunft nur gewonnen werden 
kann von einem geistig aktiven, beweglichen und 
vielseitig gebildeten Bauerntum. Und das ist die 
Kernfrage, ob das Bauerntum die Bedeutung der Bil
dung erkennt. Bildung heißt dabei nicht technische 
Übung im Althergebrachten, sondern Übung des Gei
stes. Wenn unsere junge Bauerngeneration in diesem 
Sinne die Gegenwart nutzt, so braucht uns und ihr um 
die Zukunft nicht bange zu sein. 

Ich darf fü1· die Fraktion der CDU erklären daß wir 
dem Einzelplan 07 unsere Zustimmung geben. ' 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothley: 

Bevor ich das Wort weiter erteile, darf ich das 
Hohe Haus noch darauf aufmerksam machen daß der 
Schriftliche Beric.'1t des Haushalts- und Flnan:za.us
schusses zum Einzelplan 07 - Ministerium für Land
wirtschaft, Weinbau und Forsten - in der Drucksache 
II/354 festgehalten ist. - Das Wort hat nun Herr Abge
ordneter Dr. Haas (SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 
Evangelischen Landvolkshochschule in Altenkirchen 
f~nd in der ersten Januarwoche eine Arbeitstagung 
fur Jungbauern und -bäuerinnen statt, die unter dem 
Thema ~tand: „Agrarpolitik zwischen Konzeption und 
Konzession". Man kann diese Formuliei:ung als eine 
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Feststellung auffas~en; man kann sie auch als eine ·1 
Frage betrachten. Auf alle Fälle führt sie mitten hinein 1 

in die agrarpolitische Problematik unserer Zeit. Wenn 
ich heute bei den kurzen Darlegungen zum Einzel
plan 07 diese Formulierung einmal als Frage auffasse, 
dann sind wir damit vor die Entscheidung gestellt, ob 
wir bei unseren agrarpoUUschen Bemühungen, bei al
len Mitteln und Maßnahmen, die dieser Einzelplan 
enthält, von festen Zielvorstellungen ausgehen und in 
den ergriffenen Maßnal:unen sozusagen Etappen zur 
Erreichung dieses Zieles sehen, oder ob wir nur Folge
e1·scheinungen der politischen, der wirtscha!tlichen und 
vor allen Dingen auch der technischen Entwicklung 
unserer Zelt bekämpfen. ve1·dedten, ohne ihre Ursachen 

l 
i 

zu st>hen oder zu beseitigen. 

Konzeption bedeutet demnach eine aktive Agrarpolitik, 
Konzession ein Sich-Anpassen an Gegebenheiten, den 
Versuch, negative Folgen einer bestimmten Entwick
lung auszugleichen, bedeutet aber unter Umständen 
aw.:h, sich von der Entwicklung überrollen zu lassen. 

Was ml:ln thMretisch so reinlich. voneinander scheiden 
kann, liegt in der Praxis des Alltags sehr oft recht eng 
beieinander. Ich darf dafür ein Beispiel aus den Be
ratungen des Haushalts- und Finanzausschusses anfüh
ren, dem ein Antrag vorlag, der Stadt Kaiserslautern 
zur Durchführung einer landwirtschaftlichen Ausstel
lung in diesem .Jahre 100 000 DM zur Verfügung zu 
stellen. Bei der Gewogenheit des Haushalts- und Fi
nanzaus.<:chusses für die Freunde aus der Pfalz bestand 
1wr kein Zweifel darüber, daß diesem Antrag zuge
stimmt wurde. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Aber es S!lib doch eine recht interessante und umfang-
1·eiche Debatte. Es wurde die Frage au!gewQr!en. ob 
c~ sich bei dieser Ausstellung um eine Regionalschau 
nur rü1· die Pfalz oder um eine Landesschau handele, 
die l'eprä:;entativ für das ganze Land Rheinland-Pfalz 
dastehe, oder ob es sich - diese L esart kam im Laufe 
der Beratungen zum Ausdruck - um eine Regionalschau 
mit überiirtlichcm Charakter handele. 

(Erneute Heiterkeit im Hause.) 

Es wurde dann auch geltend gemacht. daß man eine 
Landesschau in diesem Jahre nicht durdliühren solle 
und ki:inne, weil die berufsständischen Organisationen 
dt>r Landwirtscha!l eine Vereinbarung mit den Nach
barorgani!{ationen in Nordrhein-Westfalen getroffen 
hätten, im Hinblick au! die große landwirtschaftliche 
Ausstellung in Köln von einer eigenen Veranstaltung 
abzusehen. 

Nun, trotz dieser Problematik wurden die 100 000 DM 
bt'wiUigt. Das war eine echte Konzession. Aber um sie 
innerlich vor sich selber zu rechtfe1·tlgen, karnen dann 
eine Reihe von Mitgliedern auf den Gedanken: Um in 
der Zukunft vot· solchen Gewissenskonflikten bewahrt 
zu bleiben, müsse man docb an.streben, das landwirt
schaftliche Organisationswesen in Rheinland-Pfalz zu 
v<:>reinht"itlichen, das heißt, an Stelle der drei Land
wirtsd1a!lskammern in Zukunft nur noch eine Land
wirtsehaftskammer, an St.elle der drei Bauernverbände 
nur noch einen Bauernverband. 

(Beifall im Hause.) 

Dann brauche man sich auch nidlt mehr ilbe.r den 
Charakter einer solchen Sdlau, ob Regional- oder Lan
desschau, zu streiten. 

,. 
l 

(Ahg. Beckenbach; Dann brauchte man gar keine 
Konzession zu machen!) 

Auch darüber bestand Einmütigkeit im Haushalts
und Finanzausschuß. Und das war eine Konzeption, 
mit !olgendem Unterschied jedoch: Meine Damen und 
Herren, wir alle wissen zu dieser Stunde, daß die Kon
zession erfüllt wird, daß die 100 000 DM im Laufe die
ses Jahres an die S tadt Kaiserslautern gezahlt werden, 

(Abg. Vondano: Nicht an die Stadt Kaiserslautern, 
Herr Kollege Dr. Haas !) 

- Die ist doch Träger der Ausstellung! -
" ' : ' l '1 '' 1~ i 1 1 ~ ,' ' ' 1 ' 1 1. 

(Abg. Volll.icmu; Nein!) 

daß aber die Konzeption, nämlich die Auflösung det· 
drei Kammern und der drei Verbände und die Zu
sammenführung zu einer Kammer bzw. zu einem Ver
band dodl eine Frage darstellt, deren Realisierung, 
zeitlidl gesehen, nicht abzuS<'hiitzen ist. 

(Abg. Schwarz: Mit der Verwaltungsreform doch! -
Heiterkeit im Hause. - Abg. Beckenbach: Sehr vor
sichtig ausgedrückt! - Abg. Völke1·: Sie haben einen 
großen Glauben, Herr Schwarz! - Erneute He iter-

keit.) 

- Wollen Sie diesem P1erd noch mehr aui den Karren 
laden als es sowieso schon zu ziehen hat? 

1 

(Heiterkeit im Hause.) 

Nun ist die deutsche Agrarpolit ik in die EWG-Zeit 
hineingegangen mit einer festen Konzeption, mit der 
Konzeption des bäuerlichen Famillt>nbch·k'be:;. kh 
meine, man sollte trotz aller Kritik, ja man müßte an 
dieser Konzeption festhalten. Dem bäuerlichen Fami
lienbetrieb ist allerdings ni('ht mit wohlklingenden 
Deklamationen gedient, sondern wenn man sich zu ihm 
bekeru1t. dann muß man ihn als da.s Kernstück allet· 
agrarpolitischen Maßnahmen ansehen. Dann muß man 
erkennen, d aß Förderung der Landwirtschaft in erster 
Linie bedeutet Förderung und Sicherstellung dieses 
Familienbetriebes. Das b edeutet keine Abwertung der 
Neb~i:ier?1,~~bst,ell,cp. und des Zuerwerbbetriebes in ihrer 
sozialpolitischen Bedeutung. Aber die agrarpolitisdle 
Entscheidung unserer Zeit lautet j a nicht: Nebener
werbstelle oder Familienbetrieb, sondern sie lautet: 
Nebenerwerbsteile oder Agrarfabrik. 

(Vizepräsident Piedmont übernimmt den Vorsitz.) 

Die Sidi.ian;tellung des Familienbetriebes ist vordring
lichstes und erstes Anliegen aller Strukturmaßnah
men. die vorhin durch den Herrn Kollegen Steinhauer 
im einzelnen hier genannt worden sind. 

Nach der Senkµng des deutschen Get reidepreises im 
Dezember .1964 kann kein Zweifel mehr darüber ent~ 
steh~n.aaß~ Cli.e Eingliederung der d euts.chen Landwirt
schaft in die Bedingungen der EWG bis 1970 erfolgen 
wird. Das sind fünf Jahre. Und das alte Spridlwort, 
mit dem sich mandler vielleicht in der Vergangenheit 
getröstet hat: Kommt Zeit, kommt Rat, wäre für un
sere Landwirtsdlaft ein schlechter Trost. Es stehen 
noch. für diese Strukturmaßnahmen fünf Jahre zur 
Vertazung. Und diesen fünf Jahren steht die Tatsache 
gegenüber, · daß wir in Rheinland-Pfalz zur resUosen 
Erfassung der noch nicht flurbereinigten Gemeinden 
immer noch 15 Jahre brauchen. Dahinter steht doch, 
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meine Damen und Herren, die Frage; Was machen 
denn nun im Jahre 1970 diejenigen landwirtschaft
Uchen Betriebe, die in diesem Jahrzehnt nicht in den 
Genuß der Flurbereinigung gekommen sind? Sollen sie 
auch ohne weiteres ins kalte und tiefe Wasser gewor
fen werden, ohne daß sie schwimmen gelernt haben? 

Nun sei nicht verschwiegen, daß es in diesem Jahre 
ge.Jungen ist, durch Veränderung von Etatansätzen, 
durch Scha!iung neuer Stellen, durch Zurverfügung
stellung neuer Mittel, eine geringfügige Beschleuni
gung der Flurbereinigung zu erreichen. Eine Mehr
leistung wurde in Aussicht gestellt, die ungefähr 3 500 
oder vielleicht sogar 4 000 Bektar im Jahr beträgt. Das 
bedeutet aber hinsichtlich der Gesamtzeitspanne, die 
uns noch zur Verfügung steht, eine Abkürzung um ein 
bis zwei Jahre. Wir müßten meiner Ansicht nach die
ses gesamte Fragenpaket doch noch einmal einer sehr 
eingehenden Untersuchung unterziehen und dabei zwei 
Dinge berücksichtigen. Einmal müßten wir an Band 
der Situation draußen in den einzelnen Gemeinden 
festzustellen versuchen, ob nicht in den kommenden 
Jahren in einem größeren Umfange als bisher von den 
Maßnahmen des beschleunigten Verfahrens Gebrauch 
gemacht werden kann. Das Verhältnis steht im Augen
blick 24 000 : 8 000 Hektar. 

Ein zweites müßte geschehen. Die Dringlichkeitsfolge 
der Flurbereinigung ergibt sich aus bestimmten Dring
lichkeitsstufen. Es müßte im einzelnen überprüft wer
den, ob diese Dringlichkeitsstufe nun auch wirklich 
den Strukturschäden in den einzelnen Gemeinden ent
sprechen, so daß man zumindest bis 1970 diejenigen 
Gemeinden erfassen müßte, die die ärgsten Struktur
schäden aufweisen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind der Auffassung, 
daß der Haushaltsplan 1965 trotz der erwähnten Ver
besserungen in seiner vorliegenden Form keine Ge
währ für die Erreichung des gesteckten Zieles bietet. 
Es fehlt ein Zeit- und Finanzierungsplan für die ge
samte Aufgabe. Wir brauchen aber gerade für die 
Flu1·bereinigung ein Arbeitsprogramm, das nicht nur 
an den finanziellen Vorstellungen der Landesregie
rung, sondern vor allen Dingen auch an den Notwen
digkeiten draußen orientiert ist. 

Ich komme damit zu dem zweiten Schwerpunkt, den 
wir in diesem Haushaltsplan sehen. Strukturmaßnah
men dieser und jener Art kommen in erster Linie der 
Landwirtsc:ha!t zugute. 

Fragen der Wasserversorgung und der Abwasserbe
seitigung sind aber Fragen, die den Menschen des ge
samten ländlichen Lebensraumes zugute kommen. Es 
erweckt sicher der Öffentlichkeit gegenüber einen fal
schen Eindruck, wenn auch die Mittel für die ländiiche 
Wasserversorgung ohne weiteres mit zu den Mitteln 
des Grünen Planes gerechnet werden. Wir denken 
auch, meine Damen und Herren, wenn wir die Frage 
der ländlichen Wasserversorgung und Abwasserbe
seitigung anschneiden, nicht nur an die Direktwil'kung 
dieser Maßnahme, sondern wir sind uns der Tatsache 
bewußt, daß diese beiden Einrichtungen doch die Vor
aussetzungen darstellen für so manche Dinge, die ge
rade auf dem Lande in der Vergangenheit vernach
lässigt worden sind und deren Erfüllung eine unbe
dingt notwendige Voraussetzung darstellt, um ver
gleichbare - ich sage mit Absicht nicht gleiche - Le
bensbedingungen zwischen Stadt und Land herzu
stellen. Wir denken dabei an die Beseitigung des zivili-

satorischen Gefälles zwischen Stadt und Land; wir 
denken an die Hebung der ländlichen Wirtschaftskraft, 
an die Fragen, die mit der Industrieansiedlung und all 
diesen Dingen verbunden sind; wir denken an den 
Wohnungsbau, der gerade auf dem Dorf sooft an dem 
Fehlen dieser beiden Einrichtungen scheitert; wir den
ken auch an die Ziele der Raumordnung und Landes
planung; wir denken an die Dorferneuerung schlecht
hin. 

Für all diese Maßnahmen, die vergleichbare Lebens
verhältnisse au! dem Lande schaffen sollen, sind 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung unabding
bare Voraussetzungen. 

Nun hat die Landesregierung in den vergangenen 
Jahren zum Stand der Wasserversorgung und Ab
wasserbeseitigung verschiedene Aussagen gemacht. 
Wir haben einmal im Jahre 1963 gelesen, daß nur noch 
0,4 Prozent der ländlichen Gemeinden ohne zentrale 
Versorgung sind. Der Herr Kollege Steinha uer hat 
eben 0,36 Prozent - wahrscheinlich als Ergebt'lis des 
Jahres 1964 - genannt. 

Wer diese Zahl hört, der kann leicht :z.u der Auffas
sung kommen, das sei ja gar nicht mehr so bedeutend, 
so 0,3 und 0,4 Prozent. Aber wer davon betroffen ist, 
für den ist es von außerordentlicher Bedeutung, den 
interessieren nämlich nicht mehr die anderen, die über 
eine ausreichende Wasserversorgung verfügen, sondern 
den interessiert die Situation, unter der er seinen Be
trieb und sein Leben bewältigen soll. 

Die zweite Feststellung des Ministeriums für Land
wirtschaft, Weinbau und Forsten, die sich niederge
schlagen hat in einem voraussichtlichen Investitions
plan für 15 Jahre, trifft schon andere Aussagen. Da 
stellen wir fest, daß zur Zeit 64 Gemeinden mit 14 000 
Einwohnern noch unversorgt sind, daß aber darüber 
hinaus 1 200 Gemeinden mit 1,5 Millionen Einwohnern 
unzureichend versorgt sind. Auf dieser Grundlage 
wurde ein Fünfjahresplan erstellt, der für Abwässer
beseitigung und Wasserversorgung eine jährliche Lan
desbeihilfe von 60 Millionen DM vorsieht. Meine Da
men und Herren! Ich werde das Gefühl nicht los, als 
ob die Endzahlen dieses Bedarfsplans aufgestellt sind 
nach den finanziellen Möglichkeiten dieses Haushalts
planes! Denn sowohl bei dem Fünfjahresplan als auch 
bei dem 15-Jahresplan kommt man auf einen Bei
hilfebedarf pro Jahr von 60 bis 61 Millionen DM. 

Tatsache ist aber, daß die Vertreter des Landwirt
schaftsministeriums in der eben bereits erwähnten 
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses mit
teilen konnten, daß im Jahre 1965 für von den Ge
meinden bereits in den vergangenen Jahren begonnene 
Anlagen 79 Millionen DM und für dringendst notwen
dige Neuanlagen 78 Millionen DM notwendig sind. Das 
ergibt eine Bausumme von 157 Millionen DM u nd 
einen Beihilfebedarf von rund 78 Millionen DM, der 
um mehr als 10 Millionen DM über den Haushalts
ansatz des vorliegenden Einzelplanes 07 für das Jahr 
1965 hinausgeht. 

Ich meine also, die Landesregierung täte gut daran, 
wenn sie einmal ihren eigenen theoretisch errechneten 
Bedarfsplänen auch jene Erhebungen gegenüberstellen 
würde, die einzelne Wasserwirtschaftsämter für die 
nächsten fünf Jahre getroffen haben. Dabei gibt es 
Wasserwirtschaftsämter, welche für ihren Fünfjahres
plan ein Bauvolumen von 610 Millionen DM nach
weisen, das würde ebenfalls eine Beihilfesumme von 
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;~oo bii< a05 Millionen DM ergeben. Daraus ergibt sich 
die Tatsache. daß ein einziges Wasserwirtschaftsamt 
unseres Landes in der Lage wäre. die gesamte Bei
hilfe. die in diesem Haushaltsplan vorgesehen ist, in 
d<.>n näcll.sten fünf Jahren in seinem Bereich untP.r?:11-
bringen. 

Ich halte auch den Vergleich der eigenen Bedarfs
<'r111ittlungen des Landwirtschaftsministeriums mit die
scll Erhebun~en an Ort und Stelle deshalb für not
W•mdig. damit nicht Fehlplanungen geschehen. son
dern t:'ine Harmonisierung örtlicher und überörtlicher 
Vorstdlungen erfolgen kann. 

Meine Damen und Herren! Es liegt in der Natu1· der 
t.linge, daß \Vir bei der Er-örtcrung solc'ler Fragen zu
näcl1i:: l an die Wasserversorgung denken und dabei 
;; llzutei<'.ht das Ausmaß und die Bedeutung der Ab
wm:~~rbe~P.itigung übersehen. Ich will dazu nur wenige 
Sät.z<.> sagen. In der vergangenen Woche ist vom Schöf
fengel'icht in Kirdl.en an der Sieg die Inhaberin eines 
Tndu&trieunternehmens zu zwei Monaten Gefängnis 
vcrmteilt worden, well dieser Betrieb durch das Ab
führen ungeklärter Abwässer die Sieg in einem be
sondi>rs ~l<,irken Maße verschmutzt hatte. Wenn in 
Rheinland-Pfalz die Gleichheit vor dem Gesetz gilt 
- wir haben keinen Anlaß, daran zu zweifeln -, dann 
:steht unseren Bürgermeistern ein zusätzlicher Urlaub 
in ausreichendem Umfange in den nächsten Jahren 
zu1· Verfügung: 

<Sehr gut! und BeiCaU bei der SPD. - Vereinzelte 
Heiterkeit.) 

denn es gibt kaum einen l3ürgermeister in unseren 
Gemeinden, der sich nichl des gleichen Vergehens. das 
man hier mit zwei Monaten Gefängnis geahndet hat, 
schuldig gemacht hat und schuldig machen mußte. Ich 
glaube, das beleuchtet den Ernst der Situation, vor der 
wil' gerade bei den Fragen der Abwasserbeseitigung 
stehen. 

Meine Damen und Herren! Es ist eben die Frage der 
Marktstruktur, der Verbesserung der Absatzmöglich
keiten usw. angesprochen worden. Ich will auf Einzel
heiten verzichten. Ich möchte abel' die drei Grund
lagen, die solche Überlegungen für den gemeinsamen 
Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse in unserer Zelt 
besonders dt·inglich und vordringlich erscheinen lassen, 
noch einmal andeuten: Von seiten der Landwirtschaft 
wird häufig darüber geklagt, daß der Bauer mit e[nem 
immer geringer werdenden Anten an dem Endver
kaufspreis. das heißt an dem Vei·brnucherpreis unserer 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse. beteiligt sei. Der 
Anleil des Bauern ist bei einzelnen Erzeugnissen be
reits unter 50 Prozent gesunken. Darin kommt selbst
verständlich neben anderem auch die Tatsache zum 
Ausdruck, daß in der Entwicklung der letzten .Tahre 
<J.U:i unseren landwirtschaft.lfchen Betrieben nicht nur 
ArbeitskräCte abgewandert sind, sondern auch Funk
tionen. nämlich all die Tätigkeiten, mit denen land
wirt~drnfHiche Erzeugnisse verkaufs- und verbrauchs
f<.'rtig gemacht werden. Von dieser Seite her gesehen 
bedeutet die Schaffung landwirtschaftlicher Abs<:1tzeln
ri<'htungen den Versuch, an dieser Preisspanne zwi
schen Erzeuger- und Verbraucherpreis in irgendeinem 
Umfang beteiligt z.u sein. 

Der zweite Anstoß zu dieser Entwicklung kommt von 
der Verbraucherseite her." Die Konzentration unserer 
Bevölkerung in den modernen Ballungsgebieten führt 
auch zu einer Konzentration der Nachfrage' nach Le-

bensmitteln, zu einer Nachfrage, die heute durch den 
Lebensmitteleinzelhandel im alten Sinne nicht mehr 
befriedigt werden kann. Ein immer mehr zunehmen
der Anteil der Vermarktung unserer Lebensmittel 
geht über den Großhandel bis zum Verkauf an die 
Hausfrau, die in immer stärkerem Umfang verbrauchs
und küchenfertige Produkte erwerben will. 

Ein Drittes, meine Damen und Herren, darf dabei nicht 
übersehen werden: Die deutsche Agrarpolitik ist seit 
Jahrzehnten in erster Linie eine Getreidepolitik ge
wesen. Die deutsche Agrarpolitik hat das Gebiet der 
Yeredelungsprodukte vernachlässigt. Das kommt in der 
Tatsache zum Ausdruck, daß wir- die Produktion von 
Geflügel und Masthähnchen erst in einem nennens
werten Umfang in dem Augenblick aufgenommen ha
ben, als amerikanische Hähnchen au! den Markt dräng
ten. Das erklärt auch die Tatsache, daß die übrigen 
Staaten - ob wir an Holland oder Dänemark denken -
und in der Schaffung solcher Absatzeinrichtungen um 
ein oder zwei Jahrzehnte voraus sind. Auch das sollte 
man dabei nicht übersl.:hen. 

Ich glaube, daß es an der Zeit isl, sich über die Schaf
fung solche1· Einrichtungen auch hier mehr Gedanken 
zu machen, als es in der Vergangenheit vielleicht not
wendig war. Es kam neulich im Agrarpolitischen Aus
schuß die Tatsache zur Sprache, daß die LAG Hanno
ver ein Abkommen getroffen hat mit der LAG in Ko
blenz, das Hannover gestattet, Fleisch - in erster Linie 
Schweinehälften - in.den Koblenzer Raum einzuführen. 
Meine Damen und Herren, das ist zunächst kein Grund 
zur Aufregung, aber die Tatsache stellt immerhin ein 
gewisses Alarmzeichen dar. Die Tatsache mahnt immer
hin zu einer gewissen Vorsicht, zu einer gewissen Be
obachtung. 

Wir vertreten keineswegs den Standpunkt einet· rhein
land-pfälzischcn Autarkie, aber auch für· unsere Lund
wirl.sch.aft gilt die Tatsache, daß der Markt im eigenen 
Haus besser und billiger ist als jeder Markt, den man 
vielleicht in fünf oder zehn Jahren in fremden Gebie
ten sich erst neu erobern muß. 

·(sehr gut! und Beifall bei SPD und FDP.) 

Wer von solchen gemeit1schaftlichen Markteinrichtun
gen spricht, der sollte nicht vergessen. darauf hinzu
weisen, daß sie dem Bauern nicht nur l<'reude berei
ten, denn die Schaffung und die E inbeziehung des Fa
milienbetriebs in eine solche !estgc!ügte Marktorgani
setion bedeutet in gewisser Hinsicht auch eine Ein
schränkung, eine Einschränkung der persönlichen Frei
heit, und deshalb hat es ja nicht an Vcrsudl.en gefchli 
- und es fehlt auch heute nicht daran - , diese Einrich
tung gleichzusetzen mit staatlichen Zwangsgebilden 
im anderen Teile Deutschlands. 

Meine Damen und Herren, man muß, glaube ich, vor 
einer solchen ideologischen Be\vertung warnen. Hier 
bei uns, in der Bundesrepublik, handelt es sich um 
den freiwilligen Zusammenschluß von Bauern und 
drüben um den zwangsweisen Zusammenschluß unter 
Androhung staatlicher Gewalt. Es sollte aber jeder, 
der diese Grenze vielleicht nicht klar und deutlich 
sieht und fühlt, daran denken, daß die Aufgabe e iner 
individuellen Freiheit in klei nen Teilbereicllen viel
leicht notwendig ist und notwendig wird, um die Frei
heit .Cilr uns alle zu garantieren und zu sichern. 

{Beifall bei der SPD.) 
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ein 
paar Worte sagen zu unserer Forstwirtschaft. Wer bei 
den einzelnen Kapiteln des Haushaltsplans 07 nach 
einer festen Konzeption sucht, der findet sie sicherlich 
auf dem Gebiete der Forstwirtschaft, nu1· mit dem 
Untcrschi<Xi, daß es sich um eine Konzeption handelt, 
die an den Verhältnissen der Vergangenheit gewachsen 
ist und die nicht orientiert ist an den Möglichkeiten 
und Notwendigkeiten unserer Zeit. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Unset•c Forstwirtschaft - das gilt nicht nur für die 
rheinland-pfälzische - ist seit Jahr und Tag gekcnn
;r,eichnet durch eine stärker werdende Differenz zwi
schen Aufwand und Ertrag. Man sagt zwar, man kann 
Einnahmen und Ausgaben bei der Forstwirtschaft nicht 
:-;o ohne weiteres gegenüberstellen, man muß auch an 
die Wohlfahrtswirkung des Waldes denken, und das 
klingt dann oft so, als ob diese Wohl.fahrtswirkung des 
Waldes nicht mehr gegeben wäre in dem Augenblick, 
wo der Wald sich noch rentiert. Ich darf a lso feststel
len: Auch ein sich rentierender Wald übt die gleiche 
Wohlfahrtswirkung aus wie derjenige Waldbesitz, der 
mit staatlichen Zuschüssen erhalten werden muß. 

<Beifall bei der SPD. - Abg. Meyer: Ist das schon 
einmal bestritten worden, was Sie sagten, Herr 

Dr. Haas?) 

- Nein, nein, aber Herr Kollege Meyer, sobald man die 
wirtschaftliche Rechnung aufmacht, hört man immer 
wieder nur das Argument der Wohlfahrtswirkung. 

Meine Damen und Herren, wenn irgendwo, ganz gleich, 
au! welchem wirtschaftlichem Sektor, eine Differenz 
zwischen Aufwand und Ertrag festzustellen ist, dann 
bemüht man sich, diese Differenz auszugleichen, dann 
beschreitet man in unserer Zeit den Weg der Rationa
lisierung. Diesen Weg ist auch die Forstwirtschaft ge
gangen, zum mindesten bei den Forstarbeitern. Ob
wohl ihre Zahl sich in den letzten J ahren um mehr 
a ls ein Drittel verringert hat, ist die Leistung gleich
geblieben. Den gleichen Rationalisierungsvorgang kön
nen wir allerdings bei der Forstverwaltung selbst nich t 
feststellen. Ich dar ( ein paar Tatsachen in aller Kürze 
nennen. 

Wir haben in unserer Forstwirtschaft Forstämter in 
einer Größe zwischen 3 000 und 7 000 Hektar, wir ha
ben Revierförstereien in einer Größe zv.1ischen 300 und 
900 Hektar, und allein dieser Zahlenvergleich drängt 
die Überlegung auf, ob man im Zeitalter des Kraftver
kehrs nicht zu anderen Einteilungen, zu größeren Ein
heiten kommen muß, als es im Zeitalter des Krückstocks 
oder des Fahrrads als einzigem Beförderungsmittel 
notwendig war. Die Frage der Zusammenlegung sowohl 
von Revierförstereien ais auch von Forstärnh:m wird 
uns in der Zukunft beschäftigen. 

Zum zweiten: Die Regierungsforstämter zeigen in 
ihrem Aufbau eine recht starke Besetzung. Ich habe 
mir einmal den Geschäftsverteilungsplan e ines solchen 
Regierungsforstamtes angeschaut. Da beschäftigt sich 
ein Oberfot'stme ister mit der Kraftfahrzeughaltung, da 
beschäftigt sich ein weiterer Forstmeis ter mit der Kraft
fahrzeughaltung und schließlich ein Oberförster mit 
dem Kraftfahrzeugwesen. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Das scheint mir des Guten etwas zuviel zu sein. 

(Abg. Völker: Eine gute Organisation! - Abg. Dr. 
Skopp: Dagegen hat die Automobilindustrie nichts! 

- Abg. Völker: Sagen wir Verwaltungsreform!) 

Wir haben bei unseren Regierungsforstämtern die Ein
richtung der Bezirksinspektion. Wenn ein Bediensteter 
des Regierungsforstamtes in zeitlichen Abständen zwi
schen vier und acht Forstämter zu kontrollieren hut, 
meine Damen und Herren, so meine ich, dann handelt 
es s ich sozusagen um eine Übersteigerung des Prinzips, 
um eine Kontrolle der Kontrolleure. Ich möchte e inmal 
eine Rechnung sehen, die auf der einen Seite den Auf
wand dieser Inspektionen aufweist und auf der ande
ren Seite die wirtscha ftliche Rentabilität dieser Kon
trollen, denn es ist ja einc-s bei der Forstwirtschaft 
nicht zu verkennen, daß der übrrgang vom Ze itlohn 
zum Stücklohn draußen im Wald die cinwandCreieste 
Kontrolle darstellt, die es überhaupt geben kann. Wir 
brauchen in einer solchen Zeit diese vielfachen Kon
trollfunktionen, die in der Vergangenheit vielleicht 
einmal angebracht waren. nicht mehr. 

(SC'hr gut! und Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube also, man sollle hier eingehende Überlegun
gen ans tellen, um auch zu einer Rationalisirrung drr 
Verwaltung zu kommen. 

Meine Damen und Herren, ich will es - der Kollege 
Saxler macht mich darauf aufmerksam, daß ich meine 
Zeit überschritten habe -

(Abg. Schwarz: Allrrdings!) 

dabei bewenden lassen. Wir haben eine Reihe von Fra
gen, von Anregungen und von Bedenken vorgetragen 
und sind uns dabei bewußt, daß man nicht alle Dinge 
auf einmal haben kann. Wir wiederholen aber in die
ser Sitzung unseren schon früher gestellten Antrag, 
die Mittel für die Wasserwirtschaft um den Betrag 
zu erhöhen, den wir auch bet•eits im Haushalts- und 
Finanzausschuß genannt haben, nämlich um 15 Millio
nen DM. Der Haushalts- und Finanzaus~chuß hat da
mals einer Erhöhung um 5 Millionen DM 

(Zuruf: Um 10 Millionen !) 

zugestimmt, so daß sich unsere ursprüngliche Forde
rung auf 10 Millionen DM reduziert. Der Antrag liegt 
Ihnen mit der Drucksache IIl364 vor. Ich darf um Ihre 
Zustimmung bitten. 

(Beifall b ei der SPD.) 

Vl~epräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Konrad (FDP). 

Abg. Konrad: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Dam en und Hel'
r en ! Die Reden, die hier in diesem Hause zum Land
wirtschaftsetat gehalten wurden, schlossen auch die 
Probleme der gesamten deutschen Landwirtschaft, die 
in Bonn und Brüssel ausgehandelt werden, mit ein. 
Gestatten Sie mir, daß ich mehr auf die Probleme un
seres Landes hier eingehe und insbesondere Wege auf
zeige, die unbedingt schnell beschritten werden müs-
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.sen, \Venn wir eine LandwirtscilH.H in den Gemeinsamen 
Markt ('inbringen wollen, die dann auch noch lebens
fähig ist. Daß uns hierzu nicht mehr allzuviel Zeit 
verbleibt, zeigen sehr eindringlich die Verhandlungen, 
die in Brüssel geführt wurden und die nun doch zu 
einer empfindlichen Herabsetzung des deutschen Ge
treidepr<>ises geführt haben. 

Es dü!'!te unbestritten sein, daß durch die Kürze der 
bislang vorgesehenen Übergangszeit bis zum Jahre 
1970 unsere Landwirlscllaft schon sehr bald der vollen 
Konkurrenz des Gemeinsamen Marktes ausgesetzt ist. 
Dieser Tatbestand und überhaupt die Vorgänge der 
letzten Wochen in Bonn und Brüssel bedrücken die 
deutsche Landwirtschaft außerordentlich, zwingen uns 
aber gleichzeitig, all unsere Kräfte anzuspimncn und 
gemeinsam zu versuchen, die Vielzahl der Probleme zu 
lösen. die besonders in der Landwirtsdlaft unseres 
Landes uns . täglich hier begegnen. 

Nichts wäre schlimmer, wenn wir, dle wir in der poli
tischen Verantwortung stehen, in absehbarer Zeil fest
stellen müßten. daß wir die uns gestellten Aufgaben 
nicht oder nur ungenil1J:end gelöst hätten zum Schaden 
un:wret· heimischen Landwirtschaft. Der so oft gehörte 
Hinwei">, daß die Zuständigkeiten immer mehr nach 
Brüssel verlagert werden, mag zwar richtig sein, ent
bindet uns aber nicht von der Verpflichtung, inner
halb uni;eres Landes die Maßnahmen in Angriff zu 
nehmen, die uns im Land verbleiben. 

Ich habe bei meinen Ausführungen zum Haushaltsplan 
1964 sehr eingehend die Bedeutllilg unserer Landwirt
schaft in Rheinland-Pfalz, ihre Stellung innerhalb der 
Gcs~miwirt;;cha!t uni;eres Landes, ihl'e ungenügende 
Einkommenslage sowie die besonderen strukturellen 
Pru!Jleme dargelegt, um Ihnen sehr eindringlich die 
Schwere der Hypothek, die auf uns lastet, vor Augen 
zu führen. Daß wir diese Hypothek nicht so schnell 
ablös<.>n können wie wir das alle mochten, dürfte 
jcd~m klar sein. Aber gerade diese Erkenntnis sollte 
um; 1m:,µornen, mehr für unsere Landwirtschaft zu 
tun, unsere Hilfestellungen auszubauen und neue Wege 
der .E'örderung zu beschreiten. Daß hierbei die Land
wirtschHft selber mitmachen muß, daß sie bereit sein 
muß, mit aller Tatkraft ihr Schicksal selbst zu mei
stem, ist eine Selbslve1·sländlichkeit; denn unsere 
Hilfe kann nur eine Ergänzung zur notwendigen 
8<"lh~thilfe ~ein. Sie braucht aber eine gezielte staat
li<'he HilfP. bei der Neuordnung der Erzeugungsstruk
tur, wie auch der Verbesserung der Betriebs- und 
Marktstruktur überhaupt. Man kann nicht verlangen, 
daß der einzelne Landwirt, der sich nur schwer in der 
sich ändernden Umwelt zurechtfindet, sich selber einen 
überblick versdlafft über Entwicklungen, die sich zwar 
im übergebietlichen Bereich anbahnen, die aber für 
die zukünftige Existenz seines Betriebes entscheidend 
sind, Entwicklungen, die für den Experten und auch 
W1· uns schwer durchschaubar sind. 

Muß es nicht unsere vordringlichste Aufgabe sein, zu
sammen mit allen landwirtschaftlidlen Behörden und 
Org<mistttionen, ihm noch mehr als es in der zurück
liegenden Zeit geschehen ist, den Weg in die Zukunft 
zu weisen und ihm nur jede mögliche Hilfestellung zu 
lei sten. 

Unter diesem Blickv.':inkel gesehen, scheint mir auch der 
diesjährige Haushaltsplan nicht mit der notwendigen 
Ausrichtung versehen zu sein. Sicher muß ich anerken
nen. daß alle laufenden Förderungsmaßnahmen der 
I .andwirtschaft dienlich sind und ihr auch zweU:ellos 
helfen. Wir müssen auch anerkennen, daß wir Fort-

schritte erzielt haben. Ich möchte aber bezweifeln, ob 
der Umfang und die Zielsetzung der Förderungsmaß
nahmen genügen werden, in der verbleibenden kurzen 
Zeitspanne eine Landwirtschaft zu schaffen, die einem 
V'er.!l'Chärffen Wettbewerb im europäischen Bereich ge
wachsen ist. 

Ich hatte mir vor Jahresfrist f>rlaubt, einige Vorschläge 
zu unterbreiten betreffend die Erzeugung und Vermark
tung landwirtsclrnftlicher Produkte. Sie wissen, daß ge
rade diese Fragen von entscheidender Bedeutung sind. 
Heute, nach einem Jahr. muß festgestellt werden, daß 
wir in dieser Richtung nicht in dem notwendigen Um
fang vorangekommen sind. Gestatten Sie mir daher 
die Frage nochmals anzusprechen. Wenn wir uns die 
Produktion~verhältnisse unsere r rheinland ... p.fälziscJ'1e n 
Landwirtschaft näher ansehen, kommen wir zu dem 
Ergebnis, daß wir infolge des Bevölkerungszuwachses, 
der Zunahme im Pro-Kopf-Verbrauch und insbesondere 
durch die Nähe einiger Sehwerpunktwntra1en, Haupt
verbrauchszentren, eine beachtliche Prnduktionsreserve 
haben. Bislang haben wir sie nicht genügend mobili
siert oder ausgenutzt. Das gilt insbesondere für Ver
edelungsprodukte, für die unsere Kleinbetriebe ganz 
besonders geeignet sind. 

Sie mögen tragen, w.arum unsere Betriebe, ~nsbeson
dere die kleineren, von sich aus diese Absatzchancen 
im eigenen und benachbarten Raum nicht schneller 
wahrnehmen. Daraut möchte ich etwas näher eingehen. 
Letztiich verbleibt den kleineren Betrieben, wenn sie 
existent bleiben wollen, nur die Möglichkeit, über die 
sogenannte innere Aufstockung ihr Einkommen zu ver
bessern. Aber in diesem Zusammenhang ergibt sich im
mer wieder die bange Frage, die täglich in unseren 
kleineren Betrieben gestellt wird, ob für sie trotz aller 
Anstrengung noch eine Existenzmöglichkeit in Zukunft 
besteht. Diese Unsicherheit lähmt naturgemäß bei vie
len Bauern den Unternehmungsgeist und hemmt den 
Willen zu notwendigen innerbetrieblichen Maßnahmen. 
Hier gilt es dringend, diese Unsicherheit zu überwinden 
und den in unserer Landwirtschaft tätigen Menschen 
das Gefühl zu vermitteln. daß auch für sie in Zukunft 
in ihrem Beruf eine Existenzmöglichkeit gegeben ist, 
allerdings nur dann, wenn cine sinnvolle bctriebswirt
scha!tlich richtige Umstellung erfolgt. Es kommt also 
besonders darauf an, klare Konzeptionen hins ichtlich 
der Ausrichtung der Produktion zu erhalten. 

Sicher ist die P1·oduktion in den einzelnen Gebieten von 
Rheinland-Pfalz durch die natürlichen Verhältnisse vor
gezeichnet, und demzufolge bildeten sich schon in der 
Vergangenheit naturbedingte Produktionsschwerpunkte 
sowohl gebietlich als auch innerbeb'ieblich. In den Hö
henli(ebieten unseres Landes mit ausreich.enden Nieder
schlägen geht der Trend eindeutig zur verstärkten Rln
derhaltung bei gleichzeitiger Ausdehnung des Grün
landes. Bei geringeren Niederschlägen, wie zum Beispiel 
bei uns im Hunsrück, tritt neben der Rinderhaltung die 
verstärkte Schweinemai;t.. In den Niederungsgebicten 
vermerken wir eine Konzentration im Hackfrucht- und 
Getreid1::bau bei gleichzeitigem Rückgang der Rinder
haltung. 

Dieser Proz.eß der gebietlichen und innerbetrieblichen 
Konzentration in der Erzeugung läuft aber meines Er
a chtens zu langsam. Er muß mit allen Mitteln betrieben 
werden, wobei der landwirtsdlaftlichen Beratung ohne 
Zweifel eine verant"i;vortungsvolle Aufgabe zufällt; und 
da wieder ganz besonders der Einzelberatung unter der 
Kenntnis der individuellen Verhältnisse des Einzelbe
triebes. Eine gründliche Reorganisation des Beratungs
wesens dürfte daher unumgänglich sein. 
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Die Beratung allein aber genügt nicht. Sie muß natür
lich durch gezielte Förderungsmaßnahmen wirksam 
unterstützt werden - eine Notwendigkeit, welche der 
Haushaltsplan 1965 in keiner Weise gerecht wird. Wenn 
uns die Ausrichtung und die Forcierung der Produk
tion in den ersten Jahren nicht gelingt, werden uns 
das Ausland und auch die Uberschußgebiete des Inlan
des mit ihrem massierten Angebot zukünftig an die 
Wand drücken, was auch Herr Dr. Haas vorhin bereits 
gesagt hat. 

Meine Damen und Herren! Ich habe soeben die Not
wendigkeit der inneren Aufstockung angesprochen. Für 
viele Betriebe mit ungenügender Flächenausstattung 
- und das sind bei uns bekanntermaßen eine Vielzahl -
bleibt letztlich nur die Möglichkeit, sich verstärkt der 
flächenunabhängigen Veredelungsproduktion zuzuwen
den, um ein ausreichendes Einkommen zu erzielen. 

E.s ist hierbei sicher ein Trugschluß, einfach anzuneh
m~n, diese Betriebe sollten entweder zu einer Voll
existenz aufstocken oder abstocken, um ihr Einkommen 
im gewerblichen Bereich zu suchen. Wenn diese Ent
wicklung so kommen würde, müßte das bedeuten, daß 
Rheinland-Pfalz bei der Vielzahl der Kleinbetriebe 
seine landwirtschaftliche Substanz verlöre - eine Vor
stellung, die für uns sicher unerträglich wäre. Auch 
stehen in weiten Gebieten unseres Landes nur unge
nügend Arbeitsplätze im gewerblichen Bereich zur 
Verfügung. 

Das Schlagwort ,,Industrie aufs Land" verwirklicht 
sich Immer langsamer und immer zögernder. Trotz 
einschlägiger Förderungsmaßnahmen steckt die Indu
stl'ieansiedlung, von einigen Schwerpunkten abgesehen, 
noch in ihren Anfängen, und es sieht nicht so aus, als 
ob wir au( diesem Gebiet in Zukunft schneller voran
kommen werden. Die drohende Gefahr einer Auslich
tung der Bevölkerung durch Abwanderung, was wir 
alle verhindern wollen, besteht nach wie vor. 

Ich möchte mich entschieden gegen die Auffassung 
wehren, das Strukturproblem in der Landwirtschaft 
von Rheinland-Pfalz werde sich mit der Zeit von selbst 
lösen. Ich bin vielmehr der Auffassung, daß nur durch 
den aktiven Einsatz der Landesregierung es gellngen 
wird, die Substanz unserer Landwirtschaft zu erhalten. 
Sicher wird es auch weiterhin auslaufende Betriebe 
geben; das ist auch notwendig, um Land für Aufstok
kungsmaßnahmen freizubekommen. Dieser Prozeß muß 
sich aber auch weiterhin organisch vollziehen. Eine 
Überstürzung in diesem Zusammenhang ist das letzte, 
was wir gebrauchen können. 

Bczügllch der Marktstruktur darf ich darauf hinweisen, 
daß auf Bundesebene, ausgehend von dem Marktstruk
turgesetz des Deutschen Bauernverbandes und Raiff
eisenverbandes, alle Parteien sich nun mit derartigen 
Gesetzentwürfen befassen. Ich möchte zu dem erwähn
ten Strukturgesetzentwurf nichts sagen, möchte aber 
betonen, daß die deutsche Landwirtschaft dringend ein 
derartiges Gesetz benötigt, um den straffen Markt
organisationen des Auslandes begegnen zu können. Es 
ist aber zu befürchten, daß es noch eine geraume Zeit 
dauern wird, ehe wir ein derartiges Gesetz haben wer
den. Ist es in Anbetracht der Zeitnot, in der wir ste
hen, aus der Sicht unseres Landes nicht falsch, zu war
ten, bis auf Bundesebene in dieser Richtung etwas ge
schieht, anstatt auf Landesebene die Initiative zu er
greifen, wobei eine gezielte Förderung der Erzeugung 
über Erzeugergemeinschaften an erster Stelle steht? 
Denn nur über die Förderung einer marktgerechten 

Erzeugung können wir die Position der einheimischen 
Landwirtschaft nachhaltig verbessern. 

Selbstverständlich muß man gleichzeitig auch eine ent
sprechende Vermarktung ins Auge fassen. Es müssen 
Vermarktungseinrichtungen in einer entsprechenden 
Größenordnung geschaffen werden, die in der Lage 
sind, die Mehrproduktion aufzunehmen und abzu
setzen. Und da sind beste Ansätze vorhanden, die ge
wissermaßen eine marktgerechte Erzeugung zur Vor
aussetzung haben müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sprach 
vorhin von der Unsicherheit, die insbesondere in den 
kieinen Betrieben über deren Zukunft herrscht. Wir 
wissen alle, daß hier eines der Kernprobleme unserer 
rheinland-pfälzischen Landwirtschaft liegt. Die Situa
tion in den kleineren landwirtschaftlichen Betrieben 
ist infolge der Agrar- und Preispolitik der letzten Jahre 
nahezu unerträglich geworden. Diese Entwicklung hat 
allerdings zwangsläufig eine Vielzahl von Betrieben zu 
Zuerwerbsbetrieben gemacht. Wir haben in Rheinland
Pfalz auch eine Vielzahl von kleinen Betrieben, die 
schon immer ihren Haupterwerb im außerlandwirt
schaftlichen Bereich gefunden haben. Ich glaube, der 
Begriff des bäuerlichen Familienbetriebes, der vorhin 
von dem Herrn Kollegen Dr. Haas angeschnitten 
wurde, ist, wie er jetzt noch immer als Leitbild dar
gestellt wird - mit zwei ständig mitarbeitenden männ
lichen Familienmitgliedern -, nicht mehr ganz gerecht 
und bedarf zumindest einer Neuorientierung bei diesen 
Strukturverhältnissen in unserem Lande. Inzwischen 
ist es fast üblich geworden, daß einer dieser Arbeits
kräfte, sei es Vater oder Sohn, auswärts Geld verdie
nen geht, weil Technisierung und Rationalisierung die 
ordnungsgemäße Weiterführung des Betriebes auch 
nur mit einer ständigen männlichen Arbeitskraft unter 
Hilfeleistung der zweiten Kraft in den Freistunden 
ermöglichen - was man übrigens als eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung bezeichnen kann. 

Ist dieser Betrieb nun plötzlich kein Familienbetrieb 
mehr, weil seine Bewirtschafter das einzig Richtige 
taten, was sie nur unter den gegebenen Umständen 
tun konnten, wenn sie ihren Lebensstandard nicht 
weiter absinken lassen wollten? 

Man verweist zu leicht auf die Aufstockung und ver
gißt, wie schwer, ja wie aussichtslos in vielen Fällen 
die Verwirklichung von Aulstockungswünschen ist. 
Was soll ein solcher Bauer denn tun, wenn er weiter 
Bauer bleiben will, wenn er weiter seinen Hof ord
nungsgemäß bewirtschaften will, seinen Lebensstan
dard aber nicht noch weiter absinken lassen möchte? 
Die sogenannte innere Aufstockung, die ich eben an
sprach, das heißt der Ausbau eines bodenunabhängigen 
Betriebszweiges, sei es Geflügelhaltung oder sei es 
Schweinemast, ist in ihrem Wesen doch auch nichts 
anderes als die Aufnahme eines Zuerwerbs. pas gleiche 
gilt in etwa auch für die Bewirtschafter echter Neben
betriebe. Ich meine hier Betriebe, die absolut zu klein 
sind, um auch nur einer männlichen Arbeitskraft ganz
tägig lohnende Beschäftigung zu geben, die aber trotz
dem ordnungsgemäß bewirtschaftet werden. Obwohl die 
Haupteinnahmen zweifellos aus außerlandwirtse!ha!t
lichen Bereichen stammen, wird der Betri~b von den 
Betroffenen nur als ein unumgänglicher Zuerwerb ge
wertet und bäuerliche Lebensform und bäuerliches 
Denken bewußt nicht aufgegeben. Man weiß, daß der 
eigene wenn auch kleine Betrieb etwas bietet, was 
sich zwar nicht als Einkommen oder als Vermögen 
deklarieren läßt, was aber viel wertvoller ist als dieses, 
nämlich die soziale Unabhängigkeit. 
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Diese doppelberufliche Lebensform kann daher sowohl 
in smialer wie auch in ökonomischer Hinsicht nur als 
glücklich bezeichnet werden. Und ich glaube, wenn es 
s it> nicht mehr geben würde, würden noch weit größere 
Flächen gar nicht mehr landwirtschaftlich genutzt wer
den, ganz abgesehen von der Pflege der Landschaft, 
die dod1 sehr eng mit der Landbewirtschaftung zu
sammenhängt. 

Es ist be-dauerlich, daß an diesen Kleinbetrieben die 
iiffentlichen Mittel weitgehend vorbeifließen. obwohl 
ihre Erhaltung im Sinne eines weitgestreuten Eigen
tums ~ine staatspolitische Notwendigkeit ersten Ran
ges wäre. Hi.er stoßen sieb zur Zeit die Dinge im 
Raumf'. Wirken wir. meine Damen und Herren, bei 
den kleineren Bauern unseres Landes nicht unglaub
würdig. wenn wir auf der einen Seite über Jahre 
hinweg die Notwendigkeit der Erhaltung eines lebcns
fiihigen Kleinbaueriums immer wieder betont haben. 
~leichz.eitig diese Betriebe aber zum Teil von wichtigen 
Förderungsmaßnahmen ausgeschlossen werden? 

Di<>;:<' Fragen sind in den letzten beiden Jahren beson
d.en; brenrrend geworden, nachdem dm Bu.ndeszinsver
billigungsprogramm. das durch die Schaffung des Hof
kreditf';: eine zentrale Bedeutung erlangt hal, besonders 
~treng,, Maßi;t.ii.be gelten. Diese \\.'er<len in der prakti
sch<.'n Handhabung zum Teil auch noch etwas überspitzt 
angt>wandt. Ist es auf Grund der Struktur der Land
wirt.sd1>+ft unseres Landes nicht völlig falsch, diejenigen 
Betrieu..:-, di e infolge der wirtschaftlichen Entwicklung 
ihren Haupterwerb im nichtlandwirtschaftlichen Bereich 
haben und die auf Grund der gegebenen Verhältnisse 
ihn'n landwirtsch~. ftlichen Betrieb nicht weiter aulstok
ken können. weil ganz .einfach das Land hierzu nicht 
vorhan<ien dst. von den Förderungsmaßnahmen des 
Zinsverbilligungspro~rammes, sei es Maschinenbeschaf
fung. seien es Baumaßnahmen oder Erbauseinanderset
zun g, völli'.!( auszuschließen? Beschwerden in dieser Rich
tung nchmE'n täglich zu und müssen uns zu der Frage 
vt>ranlas,:<m. ob wir uns nicht mit r'liE'Ser Handhabung 
d nt>n politisch seht· unerwünschten Zustand schaffen. 

Wenn i n diesem Zusamenhang die Behauptung aufge
stC'llt wi rd, der Zuerwerbsbetrieb sei eine instabile Be
tri t>hs form. der sich entweder zum Vollerwerbsbetrieb 
oder zum ·Nebenerwerbsbetrieb entwickeln müsse, so 
möchte i<'.h darauf antworten. daß diese Behauptung nur 
dne Annahme ode r Vermutung sein kann und daß es 
~t>it J<1h!'7.ehntcn Beispiele. vornehmlich in unseren Hö
henlagen gibt, die das Gegenteil heweisen. Vi.elleicht 
werden wit· in Zukunft noch mehr Nebencrwerbsbe
lt'iti!l>t> ha~n. Und e-in Ausschluß dieser Betriebsformen 
von dlo'n Förderunai;smaßnahmen dürfte unvertretbar 
;;ein. 

Id1 glaube daher. man müßte diese Betriebe genauso 
i<ircte-rn wit> die sogenannten echten Familienbetriebe. 
Natürlicti scheiden einige Fördenmgsmaßnahmen, wie 
z11111 Bf.'ispiel die Aussiedlung, schon deshalb aus, weil 
f ül' ~nld1~ kapitalaufwendigen Maßnahmen die Grund
laire f<•hlt, auch keine Beleihungsgrundlage vorhanden 
i:. t . W•.i Hbl'r die Wirtsd1e1füichkeit einer Maßnahme 
gcgl!b~n ist, sollte nur diese und nicht die Größe des 
Betriebe~ oder die Belrieb~fo1·m !ür die Förderungs
wü rdie;kci t maßgebend sein. Alle solche Maßnahmen 
beanspruchen in jedem Falle ein großes Maß an Eigen
leistung. Wer diese Eigenleistung auf sich nimmt. zeigt. 
d<idurch , daß er nicht willens ist, in der nächsten Zu
kunft i<f'inen Betrieb abwgebcn. Trotzdem meint man, 
Kleinbetrie be von b estimmten Maßnahmen ausschlie
ß<.>n r.u müs~n. Das Land müßte verpflichtet sein, diesen 
Retdt<b~·n eine Altern<1tive zu bieten, das heißt, es müßte 

für sie, wenn nicht anders möglich. ein sp.ezielles För
derungsprogramm geschaffen \verden. 

Es müßte daher Aufgabe der närn.stcn Zukunft sein, 
sich ganz intensiv mit diesem Problem zu beschäfligen 
und für den nächsten Haushalt vielleicht ein entspre
chendes Programm auszuarbeiten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein Problem 
anschneiden, das sich auf der entgegen,g:es etzten Seite 
zeigt. Es ist die Frage nach der zweckmäßigen Größe 
der bäuerlichen Familienbetri~be. Die äußerst differen
zierten Verhältnisse in unserem Ltinde, seien es die 
natürlichen Voraussetzungen wie Klima, Bodenbe;;chaf
fenheit oder auch die aus der Vergangenheit vorhande
nen Gegebenheiten im bäuerlichen Bereich, machen e;; 
besonders schwer, hiet· zu entsprechenden A bgrE'nzungs
merkmalen zu kommen. Als besonderes Kriterium 
kommt in Rheinland-Pfalz noch die s tarke Verflechtung 
zv.1.schen der reinen Landwirtschaft und den Sonder
kulturen Weinbau, Obstbau, Gemüs~ba u und Tabak 
hinzu. Wohin die BPtri<~b~größPnentwicklung lelzlen 
Endes führt, läßt sich im Augenblick noch nicht sagen. 
Und wenn man seitens des Landwirtschartsministeriums 
einen sicher mit großem Fleiß und großer Sachlichkeit 
ausgearbeiteten Rahmen über die förderungswürdige 
Befriebi:<!!röße aufgestellt hat, so muß dieser Rahmen, 
der auf Grund der differenzierten Verhältnisse bei uns 
einen tragbaren Spielraum nach unten, abe r auch nacll 
oben aufweisen. Die Notwendigkeiten und Erfordernisse 
in Richtung Kleinbetrieb habe ich eben au!ge!ührt. 
Nach oben ist ebenso als bedenklich anzusehen, daß 
man die Förderungsmaßnahmen auf das einefnhalb!ache 
der Richtgröße begrenzt. 

Man darf die Initiative der Beirh~bsinhabcr landwirt
schaftlicher Betriebe nicht in einen so s tarren forma
len ~ahmen e inzwängen, zuma l die Entwicklung der 
letzten Jahre sehr deutlich gezeigt hat. daß es vielfach 
gerade die fortschrittlichs ten Landw irte sind, die auf 
der Suche nach einer zweekmäßigE'n Bctriebsau~rich
tung über solche Maßstäbe hina uswachsen. F.s handelt 
s ich hierbei nicht um die berühmt l:'n Fä lle außerhalb 
der Regel. sondern um eine nicht unerhebliche Zahl 
von Betrieben, so daß man d abei nicht von Ausnah
men sprechen kann. Einem zu eng nach oben hin ab
gegrenzten Rahmen über die Bctl'iebsi.:rüße eines land
·wirtscha!Uichen Familienbetriebes stehen im Hinblkk 
auf die fortschrit llichen betriebswirtsd1a rtlichen Über
legungen vieJer Bauern erhebliche Bedenken entgegen. 

(Abg. Dr. Skopp: .Ja, wer will d nnn das?) 

Die Absichl, die Richtg.l.'ößen der Entwicklung dyna
misch anzupassen, ist zwar schön und gut; sie muß 
aber zwangsläufig immer nachhlnk(·n. so duß gerade 
die fortschrittlichsten Betriebe im Gl'em:bere ich der 
Förderungswürdigkeit benachteiligt sind. Hie r sollte 
~n daher zweckmäßigerw('i~P. untt-r Be ibehaltung 
der h erausgeste!!ten Ricil.tgrößen bei cie n F örderungs
maßnahmen nach oben hin zuniichst einmal a uf die 
doppelte Richtgröße übergehen. Diese Erhöhung dürfte 
vorerst genügen, um aufgetretene n Schwierigkeiten zu 
begegnen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich soeben auch fü1· 
die Förderung der landbewirtschaflungswilligen Klein
und Kleinstbetriebe eingetreten bin, so b edeutet das 
natürlich keine Absage an all die Maßna hmen, die der 
Agrarstrukturverbesserung dienen. Eine Änderung der 
Betriebsgrößenstruktur, wie sie seit Jah1·en im Gange 
und auch erwünscht ist, wird durch die Förderung der 
von mir eben angeführten Kleinbetriebe nicht ge
bremst, da im Zuge der Entwicklung auch weite-rhin 
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Betriebe ausscheiden bez. auslaufen. Eine reinliche 
Scheidung in sogenannte Vollerwerbsbetriebe und Be
triebe mit einem mehr oder minder großen Hausgar
ten. wie dies manchem als Wunschbild vorschwebt, ist 
ohnehin eine Utopie! 

(Vizepräsident Rothley übernimmt den Vorsitz.) 

Ob nun großer oder kleiner Betrieb, eine struktur
vcrbessernde Maßnahme kommt schon jetzt allen zu
gute, wenn auch manchmal spät, um nicht heute schon 
zu sagen, zu spät. Ich meine damit die Flurbereinigung. 
In meinen Ausführungen zum vorjährigen Etat habe 
ich gesagt, daß es bei dem derzeitigen Stand der Ar
beiten noch 15 bis 20 Jahre dau~rn wird, bis die letzte 
Gemeinde erfaßt ist. Wir müssen aber wahrscheinlich 
mit einem noch viel längeren Zeitraum rechnen, wenn 
noch die vielen Gemeinden, die einer Zweitbereinigung 
bedürfen, und auch die vielen Gemeinden, für die ein 
beschleunigte~ Zusammenlegungsvcrfahren nur als ein 
Vorläuf1.•r rilr ein reguläres Flurbereinigungsverfahren 
angesehen werden kann, hinzukommen. Wenn man 
die Dinge so s ieht, mögen noch ein paar Jahre hinzu
kommen. Von seilen der Kulturämter kann keine we
sentlich größere Leistung erwartet werden. Hier fehlt 
es jetzt schon an Personal, und diese Lüclte wird sich 
voraussichtlich noch ständig vergrößern. Eine Be
schleunigung der Arbeit kann nur erwartet werden, 
wenn neben der zeitraubenden normalen Flurbereini
gung die beschleunigte Zusammenlegung mehr als bis
her angewandt wird. Selbstverständlich bringt sie nicht 
denselben Erfolg. Ich bin aber der Meinung, daß es 
besser ist, wenn eine Gemeinde jetzt einen 80 bis 90-
prozentigcm Erfolg hat, als einen lOOprozentigen in 20 
oder 30 Jahren. Eine Vermehrung der beschleunigten 
Verfahren kann um so mehr erwartet werden, als hier 
kraft Gesetzes unsere Siedlungsgesellschaften einge
schaltet werden können. Schon jetzt bearbeiten diese 
Gesellschaften etwa drei Viertel aller beschleunigten 
Verfahren. Da sie nicht mit einem solchen Personal
mangel zu kämpfen haben wie die Kulturämter, ist 
eine Ausweitung ihrer Tätigkeit durchaus möglich. 

Herr Dr. Haas hat vorhin bereits auf das hingewiesen, 
was ich ebenfalls sagen wollte. Ich hielte es für zweck
mäßig, wenn alle noch nicht flurbereinigten Gemein
den daraufhin untersucht würden, ob nur dut·ch eine 
klassische Flurbereinigung geholfen oder ob nicht 
durch eine Zusammenlegung im beschleunigten Ver
fahren schon eine wesentliche Hilfe gebracht werden 
kann. Ist letzteres festgestellt, müßte eine solche Ge
meinde, !alls sie eine Zusammenlegung ablehnt und 
eine normale Flurbereinigung fordert, auf die letzte 
Stelle der Liste gesetzt werden. Ich glaube, es wären 
wenige Gemeinden, die sich dorthin setzen lassen wür
den. Eine solche Untersuchung könnte bestimmt schnell 
und ohne großen Kostenaufwand durch die Landwirt
schaftsschulen in Zusammenarbeit mit den Kultur
ämtern durchgeführt werden. Das Ergebnis brächte 
dann endlich Klarheit, wie die noch zu leistende Arbeit 
zwischen Kulturämtern und Siedlungsgesellschaften 
aufgeteilt werden und mit wieviel Arbeitsanfall die 
Gesellschaften nachhaltig rechnen könnten. 

Neben der Flurbereinigung und Zusammenlegung ist 
es noch ein zweites Problem, das mir besondere Sorge 
macht. Es ist die Aussiedlung und Althofsanierung. 
Bekannt ist, daß die in den Richtlinien des Bundes 
vorgesehene Finanzierung für diese Maßnahmen bei 
weitem nicht mehr ausreicht. Es sind daher in den 
einzelnen Bundesländern ergänzende Landesmittel 
bereitgestellt worden, die teils als Beihilfen, teils als 
Darlehen mit den unterschiedlichsten Konditionen 

vergeben werden. Natürlich hat auch jedes Land unter
schiedliche Richtlinien für die Vergabe dieser ergän
zenden Landesmittel. Es ist dadurch ein Zustand ein
getreten, bei dem in den einzelnen Bundesländern trotz 
gleicher Maßnahmen und gleicher Darlehenshöhe der 
Bauer völlig verschiedene Jahreszahlungen für Tilgung 
und VcrzJnsung aufzubringen hat. Ic.:h muß zwar dank
bar anerkennen, daß die Landesmittel füt• die Aussied
lung bei uns seit dem vorigen Jahr um 10 000 DM im 
Einzelfall erhöht wurden und während del' Laufzeit 
der anderen Darlehen zins- und tilgungsfrei gegeben 
werden. Trotzdem bedeuten die Jah resleistungen, die 
von den einzelnen Besitzern aufzubringen sind, noch 
eine sehr empfindliche Belastung. Das Land muß sich 
hier einmal überlegen, ob es nicht dem Beispiel an
derer Länder folgen und vielleicht etwas mehr tun 
kann; denn unsere Bauern haben trotzdem noch eino 
schwere Belastung. 

Für die so wichtige Althofsanierung sind bei uns in 
Rheinland-Pfalz im Gegensatz zu ande1·en Bundes
ländern überhaupt keine ergänzenden Landesmittel 
vorgesehen. Das ist ein großer Mangel. 

(Abg. Becltenbach : Welche Anträge stellen Sie, 
Herr Kollege Konrad? - Abg. Dr. Skopp: S ie 

sind doch Regierungsparte i !) 

- Deswegen darf ich doch noch etwas foststellen ! 

(Abg. Beckenbach: Bitte! - Abg. Dr. Skopp: 
Freut uns!) 

Aus menschlichen und sachlichen Gründen sowie aus 
Gründen der Gerechtigkeit muß die Althofsanierung 
in breitem Maße angepackt werden; sonst wird der 
wirtschaftliche Vorsprung der Aussiedlungshö!e immer 
größer, während die im Dorf verbleibenden Betriebe 
es schwer haben, sich in die allgemeine Entwicltlung 
einzureihen. 

Ich halte es zwar im Grunde Iür richtig, daß der Bund 
die Verpflichtung haben sollte, für eint- volle und 
gleichwertige Finanzierung agrarstrukturellcr Maßnah
men· in allen Ländern des Bundesgebietes zu sorgen, 
während die Länder nur besondere regionale Erschwer
nisse auszugleichen hätten. Solange das aber nicht ge
schieht, sollten unsere diesbezüglichen Landesricht 
linien darau!hin überprüft werden, ob d ie Landesdar
lehen überhaupt noch ausreichend sind und durch 
welche Maßnahmen die Jahresbelastung geset1kl wer
den kann. 

Die bei der Aussiedlung, ursprünglich Cür die ergän
zende Inventarisierung vorgesehenen Landesmittel müs
sen jetzt in fast allen Fällen zur Finanzierung der Bau
maßnahmen dienen. Aussiedlung, Althofsanierung und 
die anderen agrarstrukturellen Förderungsmaßnahmen 
sind nur ein Teil des in der Landwirtscha!t notwendi
gen betriebswirtschaftlichen Anpassungsprozesses. Wenn 
dieser schon die ganze Finanzkraft des Betriebes bean
spruchen soll, so wird der Anpassungsprozeß in bezug 
auf Qualitätserzeugung und Vermarktung, von dem ich 
eingangs gesprochen habe, nicht gerade erleichtert. 

Gestatten Sie mir nun noch, ein Problem anzusprechen, 
das auch Herr Kollege Steinhauer angeschnitten hat, 
das ist das Bildungsproblem au! dem Lande, ein Pro~ 
blem, das uns allen ernste Sorgen bereitet aus der Er
kenntnis, daß nur der gut ausgeblldete und allseitig 
versierte Betriebsleiter zukünftig in der Lage sein wird, 
einen landwirtschaftlichen Betrieb mit Erfolg zu führen. 
Der Bauer der Zukunft braucht nicht nur eine !achliche 
Ausbildung, sondern darüber hinaus auch eine umfas
sende Allgemeinbildung, die ihn erst befähigt, auch in 



1288 i:=.tcnographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(Kmin1<t) 

<.tllen i.ibet'hdrieulichen Aufgaben seinen Mann zu stehen. 
Dara u:: €'rgibt sich eine ganze Rl!ihe von Folgerungen 
bezüglich der Bildung und Ausbildung der Landjugend. 
Die Gnmdla~e für die Vermittlung des notwendigen 
Wi:;i-:en:< wird in der Volksschule gelegt. Wenn ·1<vir be
df'l1k<>n. daß die meisten Jungbauern und Jungbäuerin
ne>n 1rnf dem Wissen a ufbauen müssen. das die Volks
schule vermittelt, so ist es einleuchtend, daß wir beson
deren Wert darauf legen müssen, daß hier eine best
mö~Hch~~ Wissensgrundlage für die ländliche Jugend 
.1{1•sc-tH·1ffT>n wird. 

K;; muß de>s h<ilb dafür Sorge getragen werden, daß b e
schJeuni~t die Maßnahmen verwirklicht werden, die zur 
R~nrg<'l ni~aUon des Volks!'chulwesens vorgesehen sind. 
Dal'über hinaus ergeben sicr1 für die WeltedJildun,:i der 
7.u künfti ~<'n Befriebsleit er in der Landwirtschaft immer 
'.Vil"ckr <"rhel.Jliche Schwierigkeiten. Sie beruhen darauf. 
daß die landwirt;;cha t'tlich<.>n Berufsschulen dem Kul
t usmini:-:tPr i11m und die landwirtschaftlichen Fachschu
)€'n dt>m Landwirtschaftsministerium unterstehen. Hier 
müßte dringend eine Koordinierung der Fragen erfol
gen, die Berufsschule und Landwirtschaftsschule be
t reffen. Zur besset·en Abstimmung - - -

(Abg. Dr. Haas: Herr Kollege Konrad. wo sollen 
sie hin, die Schulen?) 

- kh weiß es nicht! 

(Heiterk<:>it. - Abg. Dr. Skopp: Den Eindruck: 
hatten wirl) 

- Ich komme gleich darauf, Herr Kollege Dr. Haas. was 
man tun kann. Seien Sie nur zufrieden. 

(Vir.epräsident Piedmont übernimmt den Vorsitz.) 

Zur bes$r.r~n Abstimmung zwischen beiden Ministerien 
sollte \il)~t·kgt werden, ob es im Interesse der Sache 
n id•1. 1m•1rnp,linglich n1Jtwendig ist, eine ständige Ver
bindun.e; zwischen dem Landwirtschaftsministerium und 
nem Kultusministerium durch die Einstellung eines 
Verbindungsmannes. eines Fachreferenten oder wie Sie 
ihn nennen wollt>n , herzu stellen, um beide Schulsysteme 
sinnvoll miteinander zu verbinden. In welches Min iste
r ium - <las muß ich der Regierung überlassen.. 

(Zuru f von der SPD: Oho! - Abg. Dr. Haas: In gar 
k<'in~~! Das ist ein freier Mann! - Abg. Dr. Skopp: 

Das ist eine bildungspolitische Entscheidung!) 

\\'enn kh weiter höre, daß leider immer noch Bestre
bungen vorhanden sind, die landwirtschaftlichen haus
wirl,i;tfo:tftlichen Abteilungen aus der landwirtsdJ.aft
lichen Berufäsparte h erauszunehmen und sie der allge
meinen hauswirtschaftliche n Fachrichtung einzugliedern, 
dnnn muU ich schon sagen , daß diese überlegungen völ
li .~ ;:ib,„·egig sind. Sie sind ein Beweis für absolutes Un
V<"rl!H\ndnii; für die St<:>!lung der ländlic..l:len Hauswirt
schaft im landwirtscha ftlic-hen Betrieb. Hier muß der 
La ndwil'tsch<ifi das gleiche Recht zugesprochen werden 
wie den gewerblichen Abteilungen. 

.Ein weiterer Punkt betrifft die Stellung des landwirt
sd1<-1ft lichen Berufi;schullehrel's und der landwirtschalt
lichen BP.rufsschullehrerin. Auch hier muß ernsthaft die 
1''orderung erhoben werden. daß die landwirtschaft
lichen Berutsschullehrer die gleiche Steilung im Rah
men der Neuordnung der Besoldung haben müssen wie 
die gewerblichen Bentfsschullehrer. 

lAbg. Dr. Skopp: Ist del" Herr Finanzminister 
damit einverstanden?) 

Selbs t in den Dienstbezeichnungen - also in den für 
das äußere Ansehen nun einmal wichtigen Titeln - wer
den peinliche und befremdende Unterschiede gemacht 
bzw. beibehalten. Diese Zurücksetzung ist übet·haupt 
riicht zu verstehen, denn für alle Lehrkr·äfte an ge
werblichen, hauswirtscha!tlichPn und landwirtschaft
lichen Dcrufsschulen bestehen gleiche Ausbildungs- und 
Leistungsvoraussetzungen. Obwohl das Kultusministe
rium anerkennt, dRß diese Forde rungen zu Recht beste
hen, ist die Gleichstellung der Berufsschullehrer im 
Vierten Landesbeso1dungsg~etz nicht. vorgesehen. Das 
ist eine Diskriminierung nicht nur des betroffenen Pel"
sonenkrei!';es, sondern auch der L andwirtschaft. 

(Zuruf: Sehr wahrl) 

Ich muß das einmal ganz deutlich feststellen. Auch der 
landwirtschaftliche Berufsschulleh rer muß besoldungs
und rangordnungsmäßig im neuen Landesbesoldungs
ge~z den gewerblid1en Bt:!1'Ufssd1ulk räften gleichge
stellt werden. 

Damit komme ich zwn Schluß. Icl1 konnte in meinen 
Ausführungen einige Probleme ansdrneld cn , die meines 
Erachtens !Ur die weitere Entwicklung u nserer rhein
land-pfälzischen Landwirtschaft , insonderhe it aber für 
unsere bäuerlichen Menschen, dle ja im Mittelpunkt 
unserer Sorgen s tehen, von entschddender Bedeutung 
sind. 

k h darf für meine F1·aktion erklär~n, daß wir dem Etat 
des T.andwirtscha rtsmini~l!:'t'iums, F.inzf:'lplan 07, unsere 
Zustimmung geben. 

(Abg. Beckenbach: Trotz der 11:cringen Ansätze! -
Abg. Dr. Skopp: Trotz des Mangels im Etat, der 

festgeste!!t wurde!) 

~ Jawohl, man kann n icht alles auf einmal machen, 
Herr Kollege! 

(Abg. Völker: Dann hätte es der langen Rede 
nicht bedurft! - Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Minister Stübinger. 

• , ,1,IJJl •lu', ,•l •)1 1ll 1 1 '111 •. ,: 

Lanclwirtscbaflsministcr Stübinger: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Dam en und 
Hel'ren! Sie werden bes timmt mit der Länge m einer 
Rede einvel"s tanden sein. 

(Brav'b! und Beifall. - Abg. Gmiges: Sind Sie 
schon fertig?) 

„Die Wel!.u hat heule in einem Artikel ~esc..11.riebcn, 

den ich im Augenblick. gelesen habe: Den Bauern geht 
es so gut wie nie zuvor. 

(Abg. Dr. Skopp : Immerhin, es stand in der „Welt"!) 

Ich bedaure, daß der Redakteur diese~ Artikels heule 
an unserer Sitzung und an den Beratungen des L and
wirtschaftsetats nicht teilgenommen h at, er wäre doci1 
vielle_icht_'.-?, .~i.~er etwas anderen Meinung gekommen. 

(Abg. Beckenbach: Es war ja nur die Stimmung, 
als ob, Herr Minister, sonst war ~s nichtsl) 

- Ich gtbt! ;i;u, die Wahrheit, Herr Kollege Beckenbach, 
.. Uegt...w_ahrsche.inlich in der Mitte. 
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(Abg. Dr. Skopp: So ist es! - Abg. Beckenbach: 
Weiter unten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bevor ich 
auf einige Punkte des diesjährig.en Etats eingehe, er
lauben Sie mir ganz kurz ein Wort zur neuesten Ent
wicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 
Die En!.<;chl.'idung über den Getreidepreis ist zweifellos 
von weitestgehender Bedeutung. Ich darf jedoch, wenn 
wir sie einmal genauer untersuchen, unterstreichen, 
daß sich zunächi;t einmal für die deutsche Landwirt-
1schaft bis zum 1. Juli 1967 keine Änderungen ergeben, 
d<ls heißt, der Getreidepreis bleibt bis zu <iiesem Da
tum gleich. 

Andererseits ist es der Bundesregierung in zweifellos 
harten Verhandlungen in Brüssel gelungen, von der 
EuropfüRchcn Wirtschaftsgemeinschaft gegen die Wider
stände unseres französischen Partners Ausgleichszah
lungen in Höhe von insgesamt 1,1 Milliarden DM für 
drei Jahre zu erhalten. Darüber hinaus hat die Bun
desregierung für die beiden nächsten Jahre insgesamt 
annähernd 2 Milliarden DM für Angleichungs- und 
Übergangsmaßnahmen bereitgestellt. 

Es ist ferner erreicht wm·den, daß eine Revisionsklausel 
eingebaut wu1·de - und gerade diese Tatsache halte ich 
für von ganz ent:>ch~dender Bedeutung -, das heißt 
mit anderen Worten: Es wird im Falle einer Änderung 
des Preis-Kosten-Verhältnisses möglich sein, vor In
krafttreten des europäischen Getreidepreises am 1. Juli 
1967 erneut übet• die Preisfrage zu sprechen, falls sich 
wesentliche Veränderungen im vorgenannten Sinn er
geben haben, das heißt also im großen und ganzen ge
sagt: falls sich wesentliche Verzerrungen innerhalb der 
Stabilität der Währung gezeigt haben. 

Ein weiteres Wort zur Entwicklung auf dem Gebiete 
der Agrarpolitik. Meine sehr verehrten Damen und 
Henen, nachdem über 85 Prozent der landwirtschaft
lichen Produkte einer europäischen Marktregelung un
terwol'fen sind, kommt es nunmehr darauf an, über 
das europäische Preisniveau, ähnlich wie im Sinne des 
Geh'eidcprcises, zu verhandeln. Ich meine, das sind die 
ukuten Dinge, die au! uns zukommen und die ich ganz 
kurz aufzeigen möchte. Auch hier werden sich zweifel
los in der Zukunft - genau wie in der Vergangenheit -
harte Verhandlungen ergeben. Das Funktionieren einer 
europäischen Agrarpolitik ist ja letzten Endes nur 
möglich, wenn neben den Agrarmarktregelungen auch 
das Agrarpreisniveau vereinheitlicht und auf eine Basis 
gestellt wird, die für alle Nationen tragbar ist. Ich 
selber - das möchte ich Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, heute hier versprechen - werde 
bemüht sein, mich in meiner Eigenschaft als Vorsitzen
der des Agrarausschusses des Deutscllen Bundesrates -
soweit das möglich ist - bei diesen Verhandlungen, ins
besondere in den Fragen der europäischen Weinmarkt
regelung, einzuschalten, um hier die Lebensinteressen 
der Bauern und Winzer in unserem Land mit allem 
Nachdruck zu vertreten. 

Meine sehr vereh1·ten Damen und Herren! Icll habe 
mir erlaubt, diese Fragen an den Anfang meiner Aus
führungen zu stellen, da sie in direktem Zusammen
hang mit den Etatüberlegungen des Jahres 1965 stehen 
und da wir auch heute keine Agrardebatte mehr in 
diesem Hause führen können, ohne auf die eigentlichen 
Grundlagen und auf die eigentliche Basis dessen zu
rückzugehen, auf der heute im letzten - auch für uns 
in Rheinland-Pfalz - Agrarpolitik entschieden wird. 
Es wird trotzdem nicht möglich sein, die zukünftige 
Agrarpolitik von Brüssel aus zu bestimmen. Es ver
bleiben sicherlich in den Ländern Aufgaben der Ver-

tretung regionaler Interessen und der Förderung im 
Rahmen des Landwirtschaftsgesetzes und der Grünen 
Pläne. Unter diesem Gesichtspunkt bitte ich Sie des
halb, auch die Ansätze im Etat des Jahres 1965 zu ver
stehen. 

Zunächst ein ganz kurzes Wort zum Weinbau. Ich beginne 
absichtlich damit, da der Weinbau nach wie vor im 
Mittelpunkt der wirtschaftlichen Planung unseres Lan
des steht. Die Ernte 1964 war zweifellos eine der größ
ten aller Zeiten; sie liegt um 18 Prozent höher als die 
des Vorjahres, und sie liegt nur 8 Prozent unter der 
Rekordernte des Jahres 1960. Die Qualität des 1964er 
wird über derjenigen des Jahres 1963, wohl auch 196.'.!.. 
und Hl6l liegen. 66 Prozent der Moste liegen naC'h den 
statistischen Erhebungen zwischen den Begriffen „sehr 
gut" und „gut". Die beiden großen Ernten - 1963 und 
1964 - haben uns veranlaßt, in diesem Hause des 
öfteren Diskussionen darüber anzustellen, wie wir hel
fen können. Wir haben über den Stabilisierungsfonds 
Maßnahmen eingeleitet, um die Unterbringung der 
großen Ernte zu sichern und Landes- und Bundesmittel 
bereitzustellen, wn den Stabilisierungsfonds zu stärken. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, 
daß der Stabilisierungsfonds zweifellos auch im Jahre 
1965 durch Absatzförderungsmaßnahmen und durch 
Markteingrif!e weiter stark belastet wird. Ich werde 
erneut bei der Bundesregierung vorstellig werden und 
gerade auf diese Maßnahmen hinweisen, um gegebenen
falls in etwa eine Marktlage zu schaffen, die es uns 
in Rheinland-Pfalz ermöglicht, auch bei der derzeitigen 
Produktionslage unserer Weine in etwa noch einen 
Preis zu erzielen, der den Weinbau in Zukunft noch 
bestehen läßt. 

(Abg. Beckenbach: Wo sind die Ansätze der 
Landesmittel, Herr Minister?) 

- Darüber dürfen wir uns dann bei dieser Gelegenheit 
auch in diesem Parlament nochmals unterhalten, hofCe 
ich, Herr Beckenbach! 

(Abg. Beckenbach: Dann schenkt der Minister 
wieder etwas, nicht wahr!) 

- Ich schenke es bestimmt nicht! Das Parlament wird 
höchstens mir oder der Weinwir'tschafl etwas schenken. 

(Abg. Beckenbach: Sie haben schon einmal etwas 
geschenkt und nachträglich das Parlament gefragt, 

Herr Minister! - Zuruf des Abg. Dr. Kohl.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch auf 
anderen Gebieten der Sonderkulturen, vor allem au! 
dem Gebiete des Tabakbaues, des Gartenbaues, bei 
Frühkartoffeln und Braugerste, stehen besondere Pro
bleme an, die auch heute schon in der Diskussion der 
einzelnen Redner angeklungen sind. Mit Nachdruck: be
schäftigt sich mein Haus mit der bereits seit langem 
notwendigen Reform der Vermarktung und Organisa
tion für Obst und Gemüse. 

In Erkenntnis der Notwendigkeit, der jungen Genera
tion das beste Fachwissen zu vermitteln, wird auf dem 
Gebiete der Reform der Lehrpläne mit allem Nachdruck 
in meinem Hause gearbeitet, damit gerade auf diesem 
so wichtigen Gebiete die Voraussetzungen für die zu
künftige Generation, den Wettbewerb innto!rhalb Euro
pas besser bestehen zu können, geschaffen werden. 

Ein Wort zur Agrarstruktur! Alle Fraklionen sind mit 
mir einig, daß der Flurbereinigung und vor allem der 
Beschleunigung der Flurbereinigung erhöhte Aufmerk
samkeit geschenkt werden muß. Wir haben im vergan
genen Jahr die Flächenleistung von 25 000 Hektar auf 
28 000 Hektar gesteigert und glauben, die Flächenlei-
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~tung auf ::12 000 Hektar erhöhen zu können - eine Zahl, 
Herr Dr. Haas, die sich mit Ihren Ausführungen und 
Ani(abcn deckt -, wenn es uns gelingt, rund 25 Prozent 
der F lächC'n im beschleunigten Verfahren abzuwickeln. 

kh möchte unterstreichen - was hier von Ihnen aoge
rP~t wMden is t -. daß die Dringlichkeitsstufe von ganz 
Pnt.sdwidender Bedeutung in dieser Planung ist und 
d<1!3 es <1uch notwen<iig ist, einen entsprechenden Ar
bl•itsplan aufzustellen; das geschieht in meinem Hause. 
Ein gewisser Hemmschuh ist in erster Linie dadurch 
\'orhandcn, daß wir leider Gottes das Personal. das wlr 
bri-iucht!:'n. nicht in dem Ausmaß zur Verfügung haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Untrennbar 
mit dem Problem der Agrarstrukturverbesserung und 
der Flurbereinigung verbunden ist die landwirtschatt
llche Siedlung, die bei uns selt je zwei Schwerpunkte 
lrnt : die Eingliederung heimatvertriebcner Bauern und 
di•· 1''ör<lerung einheimischer Landwirte durch Aussied~ 
tung und Aufstockung der Betriebe. - Wir konnten im 
etb!(eia'Ufenen Jahr 382 N~benerv.·erbsstellen errkhten. 
Wir haben Vorsorge getroffen, daß - soweit dies mög
lich ist - durch zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen 
dort ein Ausgleich gesdlaf!en wird. wo Förderungsmit
lt:I nkht mebr ausreichend verfügbar sind. 

Die Flurbereinigung und die Siedlung sind längst nicht 
m ... 111· Maßnahmen, die isoliert betrachtet werden kön
nen ; sie sind ebenso wie die Wasserwirtschaft und die 
Forstwirtschaft heute eingegliedert in die große Regio
nal- und Landesplanung, die alle Ansprüche zusam
menfäß1 , die an die Landschaft gef'tellt werden, sei es 
von der T . .andwirtscha!t, von der Industt·ie, vom Vcr
k<.>hr. vom Straßenbau oder von der Energiewirtschaft. 

BaumRßnahmcn d er Tri.nkwasserveorsorgung und alle 
Vorkehrungen zur Reinhaltung der Gewässer erfordern 
Millionen, weil sie einen sehr hohen technischen Auf
wand h1tben. der gleichwohl in den immer dichter wer
dC'nden Siedlungsräumen, in den immer höher werden
den Ansprüchen an die Versorgung mit Trinkwasser 
nnd Brauchwasse r seine Berechtigung hat. 

Die Landschaft. in der \Vir alle leben, muß le tzten. Endes 
so erhAlten und so gepflegt werden, daß sie trotz aller 
AnsprüdH'. die sie er!Ull~n soll, gesund bleibt. so ge
sund, daß sich die Menschen, die in ihr leben, wohl
fühlen. Hier hat die Landschaftspflege ein weites und 
dankbares Tätigkeitsfeld gefunden, dessen Bedeutung 
schl11.gartig erhellt wird, wenn wir allein an die Erfolge 
denken, die die Dorfverschönerungsakt.ion ausgelöst hat. 

Die Gesunderhaltung der Landschaft ist mit der ErhRl
iun~ des Waldes untrennbar ve!'bunden. Gewiß wird 
dif.> Hol:..:wirtschaft. dris wirtsd.rnftliche Moment des Wal
des. immer einen Vorrang bt:halten müssen. Auch 
meinen wir, daß uru die moderne ForsteinricMung 
durchaus in die Lage versetzt, die Produktivität des 
Waldes entsprechend der Ertragslage zu steigern. Dazu 
zählt nicht nur die nachhaltige Steigerung der Ertrags
fähigkeit. die gegenüber 1964 einen Wert von über 
drni Millionen DM ausmachen wird. Es zählt ebenso 
dazu - wie in der Diskussion hier angeklungen ist - die 
Rdorm der Forstamtsbetriebe, ihre Größe und Zahl und 
die S tiibilisierung im Beschäftigungsverhältnis der 
Waldarbeiter. Sie dürfen davon überzeugt sein. daß wir 
!(erade dieF-es Thema und dieses Problem im Laufe des 
.J<1hres 11l65 aus der Sicht meines Hauses sehr ernstha ft 
avfgi~il'en und ilberprüfen werden. 

Ich möchte zusammenfassen. Die Schwerpunkte in der 
Agrarpolitik in Rheinland-Pfalz werden auch in der 
Zukunft im Etat ihren Niederschlag finden. Ich meine 
hier Flurbereinigung, Marktstrukturverbesserung, Ent-

lastun.g der Ballungsräume, Planungsmaßnahmen. För
derung des Fachschulwesens, Steigerung der Wirt
schaftlichkeit de• landwirtschaftlichen Betriebe durch 
Besitzfe.c;tigung und Ausstattung mil bt!i.sereu Betl"iebs
mitteln, Fördenmg der Wirtschaftsb(~ l'e1tung, um den 
Anpassungsprozeß in der Landwirtschaft zu el'leichtern. 
spezielle Unterstützung der Bestrebungen des rhein
land-pfälzischen Weinbaul:'s in produklionstechnischem 
und absntzwirtschaftlichem Sinne, Unterstützung der 
Bestrebungen der Landjugend und Entlastung der 
Landfrau. 

Schließlich darf idi. als ganz große Generallinie. wie 
sie hier auch heute in der Debatte angeklungen ist, die 
Förderung der Qualität herausstellen, vom Weinbau 
über die Sonderkulturen bis .zur BI'augcrste als typische 
Produkte unseres Landes. 

Meine sehr verehrten Damcn und Hen·en t Ich bin be
reits am Schluß angelangt. 

(Beifall im Hause.) 

Wir müssen bestrebt sein, auch in der Zukunft die 
Landwirtschaft im Rahmen der gesamten Volkswirt
scha!t zu sehen, und ich befinde mich da mit Ihnen 
sicherlich - ich betone: mit allen Fraktionen dieses 
Hauses - im Einvernehmen, daß wir hier gemeinsam 
alles tun müssen, um die Bestrebung~n der Landwirt
schaft im RRhmen der Eul'opiii~ch~n Wirtschaftsge
meinschaft zu fördern und unsere deutsche Landwirt
schaft so in die Volkswirtschaft einwbauen, daß sie 
auch für die kommenden Jahrzehnte und Generatio
nen ihren weiteren Aufgaben nachkommen kann. Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall des Hauses.) 

\'izepräsident Piedmont: 

Wortm eldungen liegen nicht mtohr vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wir kommen zur Ab~llmmung über 
den Einzelplan 07 - Ministerium für Landwirtschaft, 
Weinbau und Forsten -. Ihnen liei;it der Änderungs
antrag der Fraktion der SPD - Drucksache ll/364 - vor. 
lch lasse zunädi.st über diesen Änderungsantrag ab
stimmen. Wer diesem Änderungsan1rag seine Zustim
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen! -
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Der Antrag ist 
mit den Stimmen der Regie1·un15:sparteien abgelehnt. 

Wir kommE:n nunmehr iur Abstimmung des Ände
rungsantrags des Haushalts- und Finanzausschusses, 
Drucksache II/340. Wer diesem Änderungsantt·ag seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Ein
s timmig angenommen! 

Ich lasse nunmehr über den Gesamthau~ha!t unter Be
rücksic:ht.igtmg des soeben angenommenen 2\nderungs
antrags abst.i:nunen und rufe auf Einzelplan 07 - Min.i
steriwn für Landwirtschaft, W einba u und Forsten -, 
Kapitel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14. 15, 16, 17, 
18, 22, 24, 25, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 40 und 41 , Einleitung 
und übcrst:ht'ift. Wer in zweiter Lesung dem Einzel
plan 07 seine Zustimmung gt!bcn w ill, den bitte ich um 
das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthal
tung! - Mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
angenommen. 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist geschlossen. 
Ich bei·ufe das nächste Plenum zum kommenden 
Dienstag, 9.30 Uhr, ein. 

Sc h 1 u ß d er S i t zu n g : 16.24 Uhr. 


